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Abschluss nach vier Wochen 

Der Post-Streik ist beendet. Ein Interview zum 
Tarifabschluss, den Erfahrungen im Arbeitskampf 
und zu einem aggressiven „Arbeitgeber“. 
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Lösungssignal 

Kolumne des Schriftstellers Dietmar Dath zum 
Abstimmungsergebnis des Referendums in Grie¬ 
chenland. 
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Thema der Woche 


Nach dem Referendum 

Dass weder Merkel noch Schäuble die 
Entscheidung der Mehrheit der griechi¬ 
schen Bürgerinnen und Bürger begrüßen, 
war vorher klar. Am Sonntagabend noch 
geschockt, reagiert jetzt die hiesige bür¬ 
gerliche Presse - mit wenigen Ausnah¬ 
men - wütend und fordert „eisern“ zu 
bleiben. Allen voran die „Bild“-Zeitung. 
Zu den Ereignissen in Griechenland 
siehe auch Seite 6,9 sowie die „Pres¬ 
seschau“ auf 
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Kein Bruch, aber Hoffnung 





Foto: Rudi Denner/r-mediabase.eu 
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NEIN 


E rinnern wir uns: Im Jahr 2011 war 
es durch Druck der EU gelungen, 
ein angesetztes Referendum in 
Griechenland zu verhindern. Schäub¬ 
le hatte alle Gelder gestoppt. Der da¬ 
malige Ministerpräsident Griechen¬ 
lands, der Sozialdemokrat Papandreou 
(PASOK), musste zurücktreten. 

Was damals gelang, scheiterte - und 
das ist bemerkenswert - 2015. 

Denn bis zum vergangenen Sonntag 
versuchten Dijsselbloem, der Europa- 
gruppen-Chef, Schäuble, Merkel, Ga¬ 
briel und Co. mit aller Kraft, mit Dro¬ 
hungen und Verweigerungen auch das 
aktuelle Referendum in Griechenland 
zu verhindern. Die griechische Regie¬ 
rung müsse gefälligst ihre „Verpflich¬ 
tungen“ erfüllen - aber nicht die Bür¬ 
gerinnen und Bürger befragen ... 

Umfrageinstitute, aber vor allem 
die bürgerlichen Medien spielten 
mit. Vor allem bundesdeutsche Me¬ 
dienvertreter, die schon seit Monaten 
über die Politik der aktuellen griechi¬ 
schen Regierung - insbesondere über 
die führenden Syriza-Politiker - nur 
negativ-abwertend berichteten. Zur 
von den „Institutionen“ vorgegebenen 
Sparpolitik gäbe es keine Alternative. 

Unmittelbar vor dem Referen¬ 
dum sprach man dann Klartext. So er¬ 


klärte beispielsweise Marc Brost am 
1. Juli auf der Titelseite der „Zeit“ in 
Deutsch und Griechisch den „lieben 
Griechen“, sie müssten sich „gegen die 
Politik wenden, die Sie erst vor fünf 
Monaten gewählt haben“. Und Rolf- 
Dieter Krause, Leiter des ARD-Stu- 
dios in Brüssel, wurde bei Plasberg 
(„Hart aber fair“) am 29. Juni noch 
deutlicher: Man solle doch am besten 
„die Jungs von Syriza zum Teufel ja¬ 
gen“. 

Am Sonntagabend war der Kat¬ 
zenjammer groß. Die Hoffnungen, die 
Bürgerinnen und Bürger würden „die 
Jungs von Syriza zum Teufel jagen“, er¬ 
füllten sich nicht. Nur 38,69 Prozent 
derer, die in Griechenland zur Ab¬ 
stimmung gegangen waren, sprachen 
sich mit ihrem „Ja“ dafür aus, unter 
den erpresserischen Konditionen der 
Geldgeber weiter zu verhandeln. 

Mit „Nein“ stimmten dagegen 
61,31 Prozent. Das ist ein bemerkens¬ 
wertes Ergebnis. Sicher hatten die¬ 
se Wählerinnen und Wähler für ihr 
„Nein“ unterschiedliche Gründe: eige¬ 
ne Arbeitslosigkeit - vor allem bei jun¬ 
gen Menschen -, Armut, unerträglicher 
Druck und Angst um die Zukunft, Zorn 
über die Politik der „Institutionen“ und 
vor allem über die deutsche Erpres¬ 


sungspolitik, sicher aber auch die Hoff¬ 
nung, endlich etwas zu verändern ... 

Die vielen Stimmen für ein „Nein“ 
sind ein bemerkenswertes Ergebnis, 
aber sie bedeuten natürlich nicht den 
Bruch mit den bestehenden Verhält¬ 
nissen. Das wird noch ein langer Weg. 

Aber dieses Abstimmungsergebnis 
ist ein deutliches Signal gegen die rigide 
Spar- und Verarmungspolitik der EU, 
der Weltbank und des IWF, ein deut¬ 
liches Zeichen gegen die Angriffe auf 
soziale und demokratische Rechte. Und 
es hat Bedeutung für die Entwicklung 
von Protest und Widerstand gegen die 
herrschenden Verhältnisse in ganz Eu¬ 
ropa. Wie weit dies möglich ist, werden 
die nächsten Monate zeigen. Ende des 
Jahres gibt es zudem Wahlen in Portu¬ 
gal und Spanien ... 

Das machten Unterstützerinnen 
und Unterstützer in vielen Ländern - 
von Madrid bis Berlin - deutlich, die 
vor dem Referendum ihre Solidarität 
mit den Menschen in Griechenland be¬ 
kundeten und sich jetzt über das Ergeb¬ 
nis freuen. 

Was daraus entsteht, was angesichts 
des realen Kräfteverhältnisses möglich 
ist, wie sich das Massenbewusstsein und 
auch der außerparlamentarische Druck 
in Griechenland selbst sich entwickeln 


werden, ist offen. Solidarität kann und 
wird helfen: Solidarität mit den Arbei¬ 
terinnen und Arbeitern, mit den An¬ 
gestellten, den armen Landwirten, den 
Arbeitslosen, den Rentnerinnen und 
Rentnern in Griechenland. Unterstüt¬ 
zung aller Schritte auch der Regierung 
gegen die Verarmungspolitik der EU 
kann helfen, aber auch Kritik an Halb¬ 
heiten und Zugeständnissen. Solidari¬ 
tät bedeutet auch, den Widerstand im 
eigenen Land zu verstärken! 

Und Wachsamkeit ist angesagt - 
nicht nur gegen Rechts. Denn kaum 
war das Ergebnis des Referendums 
amtlich, erklärte der Vizekanzler und 
SPD-Vorsitzende Gabriel, der noch am 
Sonntag ganz auf Schäuble-Merkel- 
Linie war, am Montag zur Verblüffung 
nicht nur der SPD-Mitglieder, die Grie¬ 
chen hätten für ihre Entscheidungen 
seinen „vollen Respekt“ (Vgl. „Spie- 
gel-Online“, 6.7.2015). Es gelte nun, das 
Land „nicht im Stich zu lassen“. Mehr 
als je zuvor seien die Menschen in Grie¬ 
chenland auf die Solidarität der euro¬ 
päischen Partner angewiesen. Er rate 
allen Europäern, jetzt „einen Moment 
inne zu halten“. 

Es gibt „Umarmungen“, die jeden 
möglichen Aufbruch ersticken können. 

Nina Hager 


Deutscher Einheit(z)- 
Textdienst 

Banken 

Zur Zeit der letzten Finanzkrise wur¬ 
den Banken sogar als „systemrele¬ 
vante Institute“ bezeichnet, die es zu 
schützen gilt. Das ist kein Zufall: Das 
organisierte Verbrechen hat es schon 
immer verstanden, sich mit falschen 
Titeln Ansehen zu verschaffen. 

Schauspielerei 

Der Welthungerhilfe wurde kürzlich 
vorgeworfen, dass sie bezahlte Schau¬ 
spieler bei einer Demonstration ge¬ 
gen das Freihandelsabkommen ein¬ 
gesetzt hat. 

Da sind die Befürworter von TTIP 
längst schon weiter: Deren Vertreter 
aus Politik und Wirtschaft sind schon 
immer käuflich gewesen und treten so 
überzeugend auf, dass sie gar keine 
Schauspielschule nötig haben. Und 
Autogramme geben sie auch immer 
gerne. 

Amtliches Endergebnis 

Die Initiative der im Bundestag ver¬ 
tretenen Parteien gegen die schlechte 
Wahlbeteiligung hat nach einer wo¬ 
chenlangen Klausur unter Ausschluss 
der Öffentlichkeit weißen Rauch über 
dem Parlamentsgebäude aufsteigen 
lassen. 

Als Hauptschuldige für zurückge¬ 
hende Wahlbeteiligung werden aus¬ 
schließlich die Nicht-Wähler haftbar 
gemacht. Sie werden künftig auch 
kostenpflichtig zur Verantwortung 
gezogen für die Auslagen der Partei¬ 
en im Wahlkampf. 

Wahlversprechen 

Politiker, die häufig behaupten, ihre 
Versprechen zu halten, sind immer 
fein raus. - Wenn es schief geht, sa¬ 
gen sie einfach, dass sie sich beim Ver¬ 
sprechen versprochen haben. 

Werner Lutz 


DIESES LAND BRAUEHT WIDERSTAND 


STOPPEN! 

NEIN £UM rftAN^ATLAlsrlfSCHEN 
PAKT FÜR AUSBEUTUNG! 



Zum Gedenken an Ousman Sey 


Und weil der Mensch ... 


Ousman Sey starb in der Folge einer 
unglaublichen Odyssee im Polizei¬ 
präsidium am 7. Juli vor drei Jahren in 
Dortmund. Der 45-jährige Mann aus 
Gambia war krank und suchte ärztli¬ 
che Hilfe. Er lebte in der Nordstadt, 
nicht weit von der Klinik Nord. Er rief 
zweimal um Hilfe, aber der Rettungs¬ 
dienst erkannte zweimal keine Not - 
„Du musst nur ruhig liegenbleiben!“ 
Als sie ihn nicht in die Klinik brach¬ 
ten, erfasste ihn Panik. Jetzt griff die 
Bereitschaftspolizei ein und transpor¬ 
tierte den Mann, gefesselt, ins Präsi¬ 


dium auf der anderen Seite der Stadt. 
Bevor dort ein Polizeiarzt eintraf, war 
der Mann zusammengebrochen. 

Die Leitungen von Polizei und 
Rettungsdienst wussten es am nächs¬ 
ten Morgen schon: „Von Rassismus 
kann natürlich keine Rede sein - je¬ 
dem anderen wäre es genauso ergan¬ 
gen. Man wird alles genau untersu¬ 
chen.“ 

Neun Monate später schloss die 
Staatsanwaltschaft die Akten: „Es 
kann nicht mit hinreichender Sicher¬ 
heit festgestellt werden, dass der To¬ 


deseintritt bei unverzüglicher Be¬ 
handlung durch die Rettungssanitäter 
vermeidbar gewesen wäre.“ Auch die 
Rolle der Polizei bei diesem Todesein¬ 
tritt konnte nicht mit hinreichender 
Sicherheit ermittelt werden. 

So unterblieb die Aufklärung 
über die skandalöse „Verbringung“ 
eines Farbigen in den Tod. In der Lo¬ 
kalpresse wurde aus dem Getöteten 
noch „ein gambischer Randalierer“. 
Von Rassismus konnte wirklich keine 
Rede sein. 

Wolfgang Richter 


Das neue Album der Bremer Gruppe 
„Die Grenzgänger“ - „Und weil der 
Mensch ein Mensch ist“ - ist für den 
Preis der Deutschen Schallplattenkritik 
nominiert. Die Gruppe ist mit den Lie¬ 
dern des Widerstands und des Leidens 
in den Konzentrationslagern unterwegs. 

Am Montag, 

13. Juli, 

stellt Michael Zachcial, Sänger und 
künstlerischer Leiter der „Grenzgän¬ 
ger“, ab 15.00 Uhr in der Sendung„Cor- 
so“ im Deutschlandfunk die CD vor. 


Informationen: www.folksong.de. 
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Kommentar von Rainer Perschewski 

Als Tiger gestartet... 


„Es gab sogar eine Unterschriftensammlung 
gegen die ver.di-Forderung“ 

UZ-lnterview mit Werner Siebler 


Nun also doch: Die GDL geht aus der 
Schlichtung mit „kollisionsfreien“ Ta¬ 
rifverträgen für das weitere nicht von 
ihnen bisher tarifierte Zugpersonal. 
Mehr noch: Die GDL verpflichtet sich 
bis zum Jahr 2020 auf ein besonderes 
Schlichtungsverfahren und die Geltung 
von inhaltsgleichen Regelungen. Genau 
diese Punkte waren aber die strittigsten 
Fragen in dieser Tarifauseinanderset¬ 
zung. Genau deswegen hatte die GDL 
ihre Mitglieder in den Streik geschickt, 
um eigenständige und nicht identische 
Tarifverträge abschließen zu können. 



Zwar wird der so genannte „BuRa- 
ZugTV“ nun auch für GDL-Mitglieder 
bei der Bahn gelten, da dieser aber ein 
geringeres Niveau als die Tarifverträge 
der EVG hat, mussten vier Haustarif¬ 
verträge abgeschlossen werden, um die 
gleichen Standards herzustellen. Da¬ 
mit gelten nicht nur monetär absolut 
inhaltsgleiche Tarifverträge. 

Bleiben also die Verbesserungen 
der Arbeitsbedingungen, mit denen 
die GDL in die Öffentlichkeit geht. 
Hier wird auch von GDL-Mitgliedern 
eher gedämpfter Optimismus verbrei¬ 
tet, da sich an den Arbeitsbedingungen 
jetzt konkret nichts ändern würde. Zum 
einen hat die GDL Überstundenrege- 


Die griechische Bevölkerung hat mit 
großer Mehrheit mit Nein gestimmt. 
Mit einem Nein gegen die Fortsetzung 
der Austeritätspolitik, die das Land eben 
nicht aus der Krise geführt hat. Die so¬ 
ziale Lage hat sich mit der einseitigen 
Sparpolitik dramatisch verschlechtert. 
Millionen Menschen sind von der Ge¬ 
sundheitsversorgung ausgeschlossen. 
In den letzten Monaten sind Fehler ge¬ 
macht worden. Syriza hat Wahlverspre¬ 
chen gemacht, die kaum zu halten wa- 
ren. (...) 

Das klare Votum der griechischen 
Bevölkerung ist auch eine Chance. Sie 
sollte nicht dafür abgestraft werden, dass 
sie von ihrem demokratischen Recht ei¬ 
nes Referendums Gebrauch gemacht 
hat. Natürlich gilt es, auch die Interes¬ 
sen der anderen 18 Mitgliedstaaten zu 
respektieren, die allesamt durch demo¬ 
kratisch gewählte Regierungen reprä¬ 
sentiert sind. Die nationalen Interessen 
aller Mitgliedstaaten der Währungsunion 
müssen Berücksichtigung finden. Denn: 
Scheitert der Euro, scheitert die Euro¬ 
päische Union. Und: Es wird der deut¬ 
schen Bevölkerung auf Dauer nicht gut¬ 
gehen, wenn es den Menschen in den 
Krisenländern auf Dauer schlechtgeht. 
Es ist doch gerade Deutschland, das in 
erheblichem Maße von der EU und der 
Währungsunion profitiert. Stellen wir 
uns nur vor, wir würden die D-Mark 
wieder einsetzen und die EZB durch 
die Deutsche Bundesbank ersetzen. Die 
Exporte würden sich drastisch verteuern 
und die Zinsen für die deutsche Schul¬ 
denlast würden nicht mehr bei nahezu 
null Prozent liegen, sondern rasant nach 


lungen abgeschlossen, die für andere 
Berufsgruppen bei der DB AG schon 
längst „kalter Kaffee“ sind, da nach dem 
medienwirksamen Abhängen der Stadt 
Mainz vom Fernverkehr bereits zu¬ 
sätzliches Personal und der Abbau von 
Überstunden vereinbart wurde. Zum 
anderen wurde die GDL hinsichtlich 
dieser Vereinbarung entweder in die 
Irre geleitet oder betreibt hier bewusst 
Irreführung. Die Überstunden beim 
DB-Konzern sind in Folge der Verein¬ 
barungen nach dem Ausfall des Stell¬ 
werkes in Mainz vor einigen Jahren real 
nicht mehr angestiegen. Dass sie nicht 
gesunken sind, lag an Tarifregelungen, 
die eine „Verzinsung“ durch Zeitzu¬ 
schläge auf bereits geleistete Über¬ 
stunden vorsahen. Vom Grundsatz her 
sollte der betroffene Mitarbeiter damit 
einen Bonus für einen Freizeitausgleich 
erhalten. Genau auf diese Regelungen 
verzichtet die GDL künftig. Nun sollen 
die Überstunden ausgezahlt werden. 
Damit ist jetzt schon sicher, dass die 
Überstunden im DB-Konzern bis zum 
vereinbarten Zeitpunkt, also bis zum 
31.12.2017 (!) sinken werden. 

Überhaupt nicht nachvollziehbar ist, 
warum die GDL sich auf ein Schlich¬ 
tungsverfahren eingelassen hat. Ein 
Streik kann künftig beendet werden, 
wenn eine (!) Seite die Schlichtung bean¬ 
tragt. In Kombination mit den anderen 
Vereinbarungen ist es völlig irrelevant, 
ob auf die Anwendung des Tarifeinheits- 
gesetzes bis 2020 verzichtet wird. 

Einzig als Erfolg verbuchen kann die 
GDL die Wochenarbeitszeitverkürzung 
um eine Stunde auf 38 Stunden - ab 
2018. Leider lassen die bisherigen Ver¬ 
öffentlichungen keinen Schluss zu, wie 
sich das auf das Entgelt auswirkt. Die 
Erfahrungen mit vergangenen Arbeits¬ 
zeitverkürzungen zeigen, dass bei derar¬ 
tigen langen Zeiträumen der Einführung 
die Personaleffekte sehr gering sind. 

Die EVG begrüßte die Übernahme 
des EVG-Tarifergebnisses. Zur Arbeits¬ 
zeitverkürzung wird darauf verwiesen, 
dass bis zur Einführung noch zwei Ta¬ 
rifrunden anstehen. 


oben gehen. Uns in Deutschland muss 
stärker bewusst sein, welche erhebli¬ 
chen ökonomischen Vorteile gerade wir 
als Exportland haben. Daher müssen wir 
mutig und ohne Zögern Verantwortung 
übernehmen. Ein Grexit wäre eine Ka¬ 
pitulation vor den anstehenden Heraus¬ 
forderungen. Die möglichen mittel- und 
langfristigen negativen Folgen kann heu¬ 
te keiner überschauen. 

Das Votum der Griechen war keines 
gegen die Europäische Union und es war 
nicht gegen den Euro gerichtet. Es war 
ein Nein zur Fortsetzung der Austeritäts¬ 
politik, die die Menschen in Verzweiflung 
und Not getrieben hat. Natürlich wissen 
die Griechen, dass ihr Land Strukturre¬ 
formen braucht. Beispielsweise, wenn es 
um den Aufbau einer effizienten Steuer¬ 
verwaltung geht. Natürlich sollen lang¬ 
fristig die Schulden getilgt werden. Und 
natürlich müssen sich in einer Währungs¬ 
union alle an Spielregeln halten. Wir 
sollten nicht vergessen, dass alle Vor¬ 
gängerregierungen es versäumt haben, 
solide Grundlagen zu legen, für das Ren¬ 
tensystem oder für eine funktionsfähige 
Arbeitsmarktpolitik. Ganz zu schweigen 
von der Fahrlässigkeit, dass die Reichen 
immer noch nicht gezwungen sind, or¬ 
dentlich Steuern zu bezahlen und sich an 
den Krisenkosten zu beteiligen. Auch die 
Tsipras-Regierung hätte an dieser Stelle 
beherzter Vorgehen müssen. Nur kann 
nicht in wenigen Wochen das korrigiert 
werden, was über Jahre versäumt wurde. 
Dafür braucht es Zeit und die sollte den 
Griechen gegeben werden. Dann wird 
aus dem Nein zur Austerität ein Ja für 
ein zukunftsfähiges Europa. (...) 


In der Nacht zum Dienstag endete 
der Streik hei der Deutschen Post AG. 
Mit Schaffung von 49 Regionalge¬ 
sellschaften hatte der „Arbeitgeber“ 
vor Beginn des Arbeitskampfes einen 
Vertrag zum Schutz vor Fremdverga¬ 
be gebrochen, der zwischen ver.di und 
Post AG bestand. 

UZ: Vier Wochen habt ihr gestreikt. Wie 
ist das Ergebnis? 

Werner Siebler: Das materielle Ergeb¬ 
nis kann sich meiner Meinung nach se¬ 
hen lassen, auch wenn es einige Kom¬ 
promisse enthält. Wir haben zwar die 
Delivery-Beschäftigten nicht zurück in 
den Haustarifvertrag der Post gekriegt. 
Wir konnten aber die Zukunft der 7540 
Paketzusteller, die bei der DP AG sind, 
dauerhaft sichern. Und mit dem Aus¬ 
schluss der Fremdvergabe in der Brief- 
und Verbundzustellung für immerhin 
vier Jahre wurde richtig viel erreicht. 
Dazu kommt der Ausschluss von be¬ 
triebsbedingten Kündigungen und Än¬ 
derungskündigungen bis 2019 und das 
ist schon ein großer Schritt. 

Die Lohnerhöhungen fallen da¬ 
gegen schon etwas mager aus mit ei¬ 
ner Einmalzahlung von 400 Euro in 
diesem Jahr, zwei Prozent zum 1. Ok¬ 
tober 2016 und weitere 1,7 Prozent 
zum 1. Oktober 2017. Das liegt zwar 
derzeit etwas über der Inflationsrate, 
aber birgt natürlich große Risiken falls 
die Inflationsrate wieder steigt. Insge¬ 
samt geht es um ein Gesamtpaket, was 
ohne diesen langen Streik so niemals 
erreicht worden wäre. 

UZ: Wie gewährleistet ihr, dass die Post 
nicht wieder Vertragsbruch begeht? 

Werner Siebler: Für die Paketzustel¬ 
ler soll es einen Zusatz zum Arbeits¬ 
vertrag geben, der in dieser Form 
auch Rechtssicherheit schafft. Beim 
Ausschluss der Fremdvergabe für die 
Brief- und Verbundzusteller handelt 
es sich wohl eher um eine Absichts¬ 
erklärung - und nicht nur ich bin da 
skeptisch, viele Streikende sehen das 
auch kritisch. 

UZ: Wie hast du die Stimmung unter 
den Streikenden in der Zeit des Arbeits¬ 
kampfes wahrgenommen. Und wie war 
und ist die Stimmung der Befristeten, 
die bei den Regionalgesellschaften an¬ 
gestellt werden? 

Werner Siebler: Die Stimmung unter 
den Streikenden war einerseits sehr 
kämpferisch und es haben sich wirklich 
viele der Kolleginnen und Kollegen 
sehr aktiv beteiligt. Einige sind über 
sich hinaus gewachsen, hatten immer 
wieder neue Ideen für die Streikver¬ 
sammlungen und Demonstrationen. 
Andererseits gab es auch viel Enttäu¬ 


schung als es nicht gelungen ist, wei¬ 
tere Kolleginnen und Kollegen in den 
Streik einzubeziehen. 

Es sind schon sehr viele auf die Un¬ 
ternehmenspropaganda hereingefallen 
oder haben sich, obwohl sie wussten, 
dass der Streik notwendig ist, trotz¬ 
dem weggeduckt. Und bei der Sonn¬ 
tagsarbeit gegen die Streikfolgen ha¬ 
ben Kolleginnen mitgemacht, denen 
ich das schlicht nicht zugetraut hätte. 
Aber 100 Euro extra zu Stundenlohn 



Werner Siebler ist Vorsitzender der 
ver.di-Betriebsgruppe Brief Freiburg 


und Sonntagszuschlägen genügte, um 
die Moral zu kippen. 

Bei den Delivery-Beschäftigten, 
die ja nicht mitstreiken durften, ist die 
Stimmung auch sehr unterschiedlich. 
Bei uns in Baden-Württemberg wird ja 
ein vergleichsweise hoher Stundenlohn 
gezahlt und insbesondere die Neuein¬ 
gestellten, die vorher bei Hermes oder 
beim DPD gearbeitet haben, empfin¬ 
den den Delivery-Lohn als gut. Es gab 
sogar eine Unterschriftensammlung, 
die sich gegen die ver.di-Forderung 
nach Rückführung von Delivery rich¬ 
tete. Diese roch zwar sehr nach „unter¬ 
nehmensgesteuert“, aber ein paar Kol¬ 
legen haben eben doch unterschrieben. 

UZ: Hat sich der lange Arbeitskampf 
deiner Meinung nach gelohnt? Schließ¬ 
lich ist ein wesentliches Ziel nicht er¬ 
reicht worden. 

Werner Siebler: Ja, er hat sich auf je¬ 
den Fall gelohnt und das nicht nur we¬ 
gen des materiellen Ergebnisses. Viele 
haben Gewerkschaft und Solidarität 
völlig neu erlebt. Manche waren zwei 
bis dreimal in der Woche bei Kund¬ 


gebungen und Aktionen und es war 
schon klasse, als die Nicaraguanische 
Bürgermeisterdelegation aus Wiwili 
unser Streikzelt vor dem Briefzent¬ 
rum besuchte und eine Packung Wiwi- 
li-Kaffee übergab. 

Oder die Solidaritätskundgebung 
bei der Michael Müller von der franzö¬ 
sischen CGT über die Entwicklungen 
bei der Post in Frankreich informierte 
und vorgeschlagen hat: „Wir müssen 
den Protest nach Europa tragen“. Da¬ 
für gab es schon viel Beifall. 

Ebenso bei der Großkundgebung 
vor der Frankfurter Jahrhunderthal¬ 
le, in der die Hauptversammlung der 
Postaktionäre tagte. Wir sind da mit ei¬ 
nem ganzen Bus voll Kolleginnen hin¬ 
gefahren und Frank Bsirske hielt eine 
großartige Rede. 

UZ: Wie erklärt sich die harte Haltung 
der Post, die mit allen Mitteln gegen den 
Streik vor gegangen ist? Immerhin ist die 
öffentliche Hand ja Miteigentümerin. 

Werner Siebler: Ja, der Bund hält im¬ 
merhin noch 21 Prozent der Aktien. 
Aber der überwiegende Teil - 67 Pro¬ 
zent - liegt in den Händen von interna¬ 
tionalen Anlegern. Eine wichtige Rolle 
spielen wohl Investmentkonzerne wie 
Black Rock; und ich teile Werner Rü- 
gemers These aus der „Hintergrund“- 
Ausgabe vom 1. April 2015, dass die 
Post - bei der ja immerhin noch über 
70 Prozent der Beschäftigten in ver.di 
organisiert sind - ganz bewusst ver¬ 
sucht, die Lohnkosten nach unten zu 
drücken. 

Auch BDA-Chef Kramer stellte 
sich wenige Tage vor den Verhandlun¬ 
gen am 3. Juli hinter Post-Chef Appel 
und forderte, die Post müsse stur blei¬ 
ben bei den ver.di-Forderungen. Und 
obwohl die Streikfolgen in Form von 
liegengebliebenen Paketen und Brie¬ 
fen unübersehbar waren, schien es so, 
als wolle die Post keinesfalls einlenken. 
Der öffentliche Druck und die große 
Solidarität mit den Postlern hat dann 
wohl zu einem Umdenken geführt. 

Von einem Einfluss der Bundesre¬ 
gierung zugunsten der Beschäftigten 
war nicht viel zu spüren. Es gab zwar 
zwei Debatten im Bundestag, die von 
der „Linken“ beantragt wurden und 
dort gab es auch aus der SPD-Frakti¬ 
on Reden zugunsten der Postbeschäf¬ 
tigten, diese blieben aber hinter den 
klaren Aussagen von „Linken“ und 
Grünen zurück. Allerdings hat dann 
die CDU klar Position bezogen für die 
Strategie des Posttowers. 

Immerhin hat Nahles jetzt einen 
Gesetzentwurf zum Einsatz von Leih¬ 
arbeitnehmern auf bestreikten Ar¬ 
beitsplätzen angekündigt. Da bin ich 
mal gespannt, ob daraus was wird bis 
zum nächsten Poststreik. 

Die Fragen stellte Lars Mörking 



Dokumentiert 


Für weitere Verhandlungen, 
gegen den Grexit - für den Euro 

Aus der DGB-Erklärung zu Griechenland vom 7. Juli 
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Zukunftsfragen 

Diskussionen um die Strategie auf dem gewerkschaftspolitischen Forum der DKP 



Fertigungsstraße des Maserati Ghiblis im Werk Grugliasco bei Turin 


A n den Themen im Ablaufplan 
war bereits eindeutig abzule¬ 
sen, welche Bedeutung dieses 
Treffen für die Betriebs- und Gewerk¬ 
schaftsarbeit der Partei hat: „Industrie 
4.0“ und die Kooperationsvereinba¬ 
rung zwischen den „Industriegewerk¬ 
schaften“ (IGM, IG BCE, IG BAU, 
EVG) standen auf dem Programm des 
gewerkschaftspolitischen Forums der 
DKP, welches am am 27. und 28. Juni in 
Frankfurt a.M. tagte. 

Dementsprechend ging es um das, 
was allgemein „Zukunftsfragen“ ge¬ 
nannt wird, also nicht um eine abschlie¬ 
ßende Bewertung vergangener Ereig¬ 
nisse, sondern um eine strategische 
Ausrichtung der DKP, die sowohl die 
objektiven Veränderungen in der Ar¬ 
beitswelt als auch die damit mittelbar 
zusammenhängenden Veränderungen 
innerhalb der Gewerkschaftsbewe¬ 
gung in den Blick nimmt. 

In einem einleitenden Beitrag zum 
Thema „Industrie 4.0“ erklärte der 
saarländische DKP Bezirks vor sitzende 
Thomas Hagenhofer die Relevanz von 
Begriffen wie „Internet der Dinge“, 
„Big Data“ und „Cloud-Technologie“ 
die neben einem Produktivitätsschub 
vor allem eine grundlegende Verän¬ 
derung der Arbeitswelt zur Folge ha¬ 
ben wird. Hier geht es wesentlich um 
global vernetzte Arbeitsprozesse auf 
einer höheren Stufe der Automatisie¬ 
rung, bei der die Steuerung der Pro¬ 
duktion auf die Ebene der Entwick¬ 
lung von Robotersystemen verlagert 
wird („Smart Factory“). 

Uwe Fritsch, Betriebsratsvorsitzen- 
der bei VW Braunschweig, wies in sei¬ 
nem Beitrag darauf hin, dass dies u.a. 
Fragen der Mitbestimmung elementar 
berühre. Wenn Arbeitsabläufe bereits 
in der Entwicklungsphase von Robo¬ 
tersystemen festgelegt würden, müss¬ 
ten Betriebsräte zwingend den Blick 
über die betrieblichen Grenzen hin¬ 
aus weiten, um hier mitbestimmen zu 
können. 

Olaf Harms, Leiter der Kommission 
für Betriebs- und Gewerkschaftspolitik 
beim Parteivorstand der DKP, sprach 
von der Forderung nach Arbeitszeit¬ 
verkürzung auf 30 Stunden pro Wo¬ 
che bei vollem Föhn- und Personal¬ 
ausgleich als im Kern richtige Antwort 
der Partei auf diese Entwicklung. Sie 
solle weiterhin Schwerpunkt der DKP 
sein. Ansätze zu der Frage, in welcher 
Form diese Forderung in die betriebli¬ 
chen und gewerkschaftlichen Debatten 


„Ohne uns würdet Ihr nichts mehr 
sehen...“ ist eine Plakatlosung in der 
Tarifauseinandersetzung im Gebäu- 
dereinigerlnnen Handwerk. Gemeint 
ist damit, dass zum Beispiel saubere 
Fenster und anderes für viele als selbst¬ 
verständlich angesehen werden. Aber 


eingebracht werden kann, wurden im 
Rahmen eines Erfahrungsaustausches 
am zweiten Tag des gewerkschaftspoli¬ 
tischen Forums diskutiert. 

Das Thema Arbeitszeitverkürzung 
ist eng verbunden mit der Aufgabe, 
gewerkschaftliche Kämpfe offensiv 
zu gestalten und eine Perspektive in 
Richtung Sozialismus zu formulieren, 
da Kolleginnen und Kollegen bei Ar¬ 
beitszeitverkürzung sonst zwangsläu¬ 
fig an Fohnkürzung und Arbeitsin¬ 
tensivierung denken. Deutlich wurde, 
dass es mehr als genug Anlässe und 
Orte gibt, diese Debatte zu führen - 
von der Bekämpfung von unbezahlter 
Arbeit bis hin zur Thematisierung im 
Rahmen gewerkschaftlicher Bildungs¬ 
arbeit. 

Durch die Vorstellung und Analyse 
der Inhalte der im April dieses Jahres 
geschlossenen Kooperationsvereinba¬ 
rung zwischen den DGB-Gewerkschaf¬ 
ten IG Metall, IG BCE (Bergbau, Che¬ 
mie, Energie, IG BAU (Bauen, Agrar, 
Umwelt) und der EVG (Eisenbahn 
und Verkehr) machte der Berliner 
DKP-Vorsitzende Rainer Perschews- 
ki klar, dass es sich hierbei keineswegs 
um einen völlig normalen Vorgang 


kaum hinterfragt wird, wer diese Ar¬ 
beit erledigt und unter welchen Bedin¬ 
gungen diese Sauberkeit von den Be¬ 
schäftigten in der Gebäudereinigung 
erreicht wird. Arbeitsverdichtung, 
auf verschiedene Weisen in der Pra¬ 
xis möglich, ist der Punkt, den die IG 


handelt, wenn zwischen vier Gewerk¬ 
schaften ein Abkommen geschlossen 
wird, das potentielle Konflikte vermei¬ 
den soll. So seien die wirtschaftspoliti¬ 
schen Aussagen des Papiers durchaus 
brisant und stützten zum einen den bis¬ 
herigen Kurs der IGM- und IG BCE- 
Führungen hinsichtlich der Fragen 
Wettbewerbsfähigkeit, Standortlogik 
und -politik, gingen in der Formulie¬ 
rung dieser Positionen aber weiter als 
bisher und widersprächen damit in Tei¬ 
len sogar den beschlossenen Positionen 
der jeweiligen Einzelgewerkschaften. 
Achim Bigus ging in seinem anschlie¬ 
ßenden Referat auf die Lohnentwick¬ 
lung in den Industrie- und Dienstleis¬ 
tungsbranchen ein und zeigte, dass es 
hier große Unterschiede gibt. Gleich¬ 
zeitig nehme die Tarifbindung ab, Tarif¬ 
löhne lägen inzwischen spürbar höher 
als in nicht tarifgebundenen Betrieben. 
Es gebe durchaus objektive Ursachen 
für inhaltliche Differenzen zwischen 
den „Dienstleistungs-“ und „Indus¬ 
triegewerkschaften“. 

Der Konkurrenz der Gewerkschaf¬ 
ten untereinander wurde das formu¬ 
lierte Ziel einer gewerkschaftlichen 
Vertretung aller abhängig Beschäftig- 


BAU in den Tarifverhandlungen 2015, 
neben Lohnforderungen und der im¬ 
mer noch nicht realisierten Ost-/West- 
angleichung, in den Mittelpunkt stellt. 
Sie will möglichst einen gesonderten 
Tarifvertrag gegen Arbeitsverdichtung 
erreichen. 


ten durch diejenige Gewerkschaft ent¬ 
gegengesetzt, die am „nächsten dran“ 
ist, also die Organisierung am ehesten 
gewährleisten kann. 

Der DGB müsse verteidigt und 
gestärkt werden, um eine weitere Zer¬ 
splitterung der Gewerkschaftsbewe¬ 
gung zu vermeiden. Daran ändere auch 
die Tatsache nichts, dass dieser derzeit 
im wesentlichen eine sozialpartner¬ 
schaftliche Linie vertritt. 

Einen Ausblick auf die anstehen¬ 
den Gewerkschaftstage der ver.di 
(September 2015) und der IG Metall 
(Oktober 2015) boten Anne Rieger 
und Willi Hoffmeister. Sie dokumen¬ 
tieren Anträge zum Thema Rüstungs¬ 
konversion, die von Gliederungen 
an die höchsten Gremien der beiden 
größten Einzelgewerkschaften gestellt 
werden. Interessierten Delegierten sei 
empfohlen, sich hier einen Überblick 
zu verschaffen und dafür zu sorgen, 
dass Zukunftsfragen nicht ohne De¬ 
batte in einer Blockabstimmung ab¬ 
gehandelt werden. An Anträgen zur 
Rüstungskonversion und zu anderen 
wichtigen Themen mangelt es jeden¬ 
falls nicht. 

Lars Mörking 


Mit einer lautstarken Straßenak¬ 
tion haben die Teilnehmerinnen zum 
Abschluss des IG-Bau-Regionaltages 
im Rheinland auf Düsseldorfs Straßen 
und im Hauptbahnhof bei den Passan¬ 
ten darauf aufmerksam gemacht. Sicht¬ 
lich Spaß hat es gemacht, mit dem Put¬ 
zeimer in der einen Hand und Plastik¬ 
klatschhänden in der anderen, auf den 
Eimer schlagend durch die Passanten¬ 
reihen zu laufen. 

Verwunderung und, meist, Zustim¬ 
mung für die Losung der über 100 De¬ 
monstranten für die Losung: „Stoppt 
das Turbo-Putzen“. Die nächsten Tarif¬ 
verhandlungen sind am 17. Juli. 

Peter Köster 



Stoppt das Turbo-Putzen 



Lage-Hörste wird 
dicht gemacht 

Nach 61 Jahren soll sie am 31. Dezem¬ 
ber 2015 geschlossen werden, die ver. 
di-Bildungsstätte in Lage-Hörste. Der 
Gewerkschaftsrat entschied dies in sei¬ 
ner Mai-Sitzung. 25 Beschäftigte sind 
von dieser Entscheidung betroffen. Bis 
zum Schluss hatten sie sich gemeinsam 
mit vielen aktiven ver.di-Einzelmitglie- 
dern sowie Gruppen aus den Fachbe¬ 
reichen gegen die Schließung engagiert 
(UZ berichtete). 

In nur knapp acht Wochen waren 
rund 230 000 Euro Spenden aufge¬ 
bracht worden. Durch verschiedene 
Bausteine seines Konzepts schätzt der 
„Verein Freunde und Förderer“ des In¬ 
stituts für Medien und Kunst „Heinrich 
Hansen Haus“ ein, dass bereits 900 000 
Euro bereitgestellt werden könnten. 
Man sei also auf dem Weg gewesen, um 
die 1,5 Millionen Euro geforderter An¬ 
teil an den ausgemachten Sanierungs¬ 
kosten aufzubringen. Dazu hätte es je¬ 
doch mehr Zeit bedurft. 

Nun sind die Aktivistinnen vom 
„Verein der Freunde und Förderer der 
Bildungsstätte Lage-Hörste e.V“ daran¬ 
gegangen, die Rückzahlung der Spen¬ 
den durchzuführen. 

Befristungsunwesen in 
der Wissenschaft 

Die Gewerkschaft Erziehung und Wis¬ 
senschaft (GEW) hat die von CDU/ 
CSU und SPD vorgelegten Eckpunkte 
zur Novellierung des Wissenschaftszeit¬ 
vertragsgesetzes als „Durchbruch im 
Kampf gegen das Befristungsunwesen 
in der Wissenschaft“ bezeichnet. „Im¬ 
mer mehr Zeitverträge mit immer kür¬ 
zeren Laufzeiten - diese Entwicklung 
schadet nicht nur den Wissenschaftle- 
rinnen und Wissenschaftlern, sondern 
auch der Kontinuität und damit Qua¬ 
lität von Forschung und Lehre sowie 
der Attraktivität des Arbeitsplatzes 
Hochschule und Forschung“, sagte der 
stellvertretende Vorsitzende und Hoch¬ 
schulexperte der GEW, Andreas Keller. 

Insbesondere begrüßt die GEW das 
Vorhaben der Großen Koalition, Min¬ 
destlaufzeiten für Zeitverträge gesetz¬ 
lich vorzugeben. „Die große Zahl an 
Kurzzeit- und Kettenarbeitsverträgen 
in der Wissenschaft - über die Hälfte 
der Zeitverträge hat eine Laufzeit von 
weniger als einem Jahr - ist skandalös. 
(...) Es kommt aber darauf an, dass die 
gesetzlichen Vorgaben verbindlich sind 
und nicht von wachsweich formulierten 
Ausnahmebestimmungen durchlöchert 
werden“, sagte Keller. 

Enttäuscht zeigte er sich darüber, 
dass die Koalitionseckpunkte keine ver¬ 
bindliche Ausgestaltung der familien¬ 
politischen Komponente des Gesetzes 
enthalten. „Heute ist es möglich, dass 
eine werdende Mutter auf die Straße 
gesetzt wird - weil es keinen Anspruch 
auf Verlängerung des befristeten Ar¬ 
beitsvertrages gibt. Koalitionspolitiker 
beschwören das Leitbild der familien¬ 
gerechten Hochschule gerne in Sonn¬ 
tagsreden - jetzt müssen sie es auch in 
Recht und Gesetz umsetzen“ mahnte 
Keller. 

ver.di pro ÖPNV 

In einem Zeitraum von nur acht Wo¬ 
chen haben Mitglieder der Verein¬ 
ten Dienstleistungsgewerkschaft (ver. 
di) mehr als 38 600 Unterschriften für 
eine bedarfsgerechte Finanzierung des 
Nahverkehrs in Verkehrsunternehmen 
gesammelt. 

Hintergrund der Unterschriften¬ 
sammlung unter dem Motto „Rettet 
Bus und Bahn“ ist die anhaltend un¬ 
sichere Zukunft der Nahverkehrsfi¬ 
nanzierung in den Kommunen. Inzwi¬ 
schen ist im kommunalen Nahverkehr 
ein Investitionsrückstand in Höhe von 
vier Milliarden Euro aufgelaufen, der 
jährlich um weitere 330 Millionen Euro 
anwächst. 

„Der Nahverkehr benötigt Geld für 
Investitionen, den Betrieb und die Be¬ 
schäftigten. Das können die Kommu¬ 
nen nicht alleine stemmen“, sagte Chris¬ 
tine Behle. „Soll Mobilität in wachsen¬ 
den Städten und im ländlichen Raum 
bezahlbar und für alle Bürgerinnen 
und Bürger verfügbar bleiben, benö¬ 
tigen wir neue Verkehrskonzepte, die 
den öffentlichen Nahverkehr in den 
Mittelpunkt stellen“, so die Gewerk¬ 
schafterin weiter. 
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Schallende Ohrfeige für 
Merkel und Schäuble 

„Das Ergebnis ist eine schallende 
Ohrfeige für Kanzlerin Merkel und 
die Troika. Allen Drohungen und Er¬ 
pressungsversuchen zum Trotz hat die 
griechische Bevölkerung sich klar ge¬ 
gen ein weiteres Kürzungsdiktat aus¬ 
gesprochen. Auch die deutschen Steu¬ 
erzahler können ihr dafür dankbar 
sein: Die Griechen haben mit ihrem 
Nein verhindert, dass nochmals euro¬ 
päische Steuermilliarden für eine völ¬ 
lig verfehlte Politik verschleudert wer¬ 
den. Griechenland braucht kein neues 
Geld und schon gar keine neuen Kür¬ 
zungsdiktate, die die Wirtschaftskrise 
nur weiter verschlimmert hätten, son¬ 
dern endlich einen Schuldenschnitt 
und Investitionen, die zu Wachstum 
und Beschäftigung führen. Genau da¬ 
rüber sollte jetzt ernsthaft verhandelt 
werden. Es ist sehr respektabel, dass 
der griechische Finanzminister Va- 
roufakis, trotz des klaren Rückhalts 
für seine Verhandlungsführung durch 
das Votum der griechischen Bevölke¬ 
rung, jetzt seinen Rücktritt angeboten 
hat, um den Institutionen und den Eu¬ 
ro-Finanzministern den Vorwand zu 
nehmen, wegen persönlicher Aversio¬ 
nen ein vernünftiges Verhandlungser¬ 
gebnis zu blockieren“, erklären Sahra 
Wagenknecht und Dietmar Bartsch 
zum Ausgang des griechischen Re¬ 
ferendums und zum angekündigten 
Rücktritt des griechischen Finanz¬ 
ministers. Die stellvertretenden Vor¬ 
sitzenden der Fraktion „Die Linke“ 
weiter: 

„Es steht schlecht um Europa, 
wenn die Finanzminister fast aller Eu¬ 
rostaaten unfähig sind, der Wahrheit 
ins Auge zu sehen. Die Wahrheit ist, 
dass die Kürzungspolitik der letzten 
Jahre nicht nur extreme Armut und 
hohe Arbeitslosigkeit nach Griechen¬ 
land gebracht, sondern auch die grie¬ 
chische Schuldenlast infolge des Wirt¬ 
schaftseinbruchs immer weiter erhöht 
hat. Wer heute immer noch glaubt, 
dass Griechenland an dem Giftcock¬ 
tail der letzten Jahren gesunden kann, 
wenn man nur die Dosis noch einmal 
erhöht, ist entweder ein ökonomischer 
Analphabet oder ein kalter Zyniker, 
der gar keine sinnvolle Lösung will 
und dabei den Verlust von Milliarden 
europäischer Steuergelder verantwor¬ 
tungslos in Kauf nimmt.“ 


Rechtspopulistischer 

Scharfmacher 

„Es grenzt beinahe an Volksverhet¬ 
zung, wenn der Präsident des Bundes¬ 
amtes für Migration und Flüchtlinge 
ganze Flüchtlingsgruppen öffentlich 
des Sozialhilfemissbrauchs bezich¬ 
tigt und zu verfassungswidrigen Leis¬ 
tungskürzungen aufruft“, kommen¬ 
tiert Ulla Jelpke, innenpolitische Spre¬ 
cherin der Fraktion „Die Linke“, die 
Forderung des BAMF-Präsidenten 
Manfred Schmidt, Asylsuchenden aus 
angeblich sicheren Herkunftsländern 
die Bargeldleistungen zu streichen. 
Jelpke weiter: 

„In Deutschland wird derzeit wie¬ 
der einmal das Stück ,Biedermann 
und die Brandstifter 4 aufgeführt. In 
der Hauptrolle diesmal der Präsident 
des Asyl-Bundesamtes, Schmidt. Wäh¬ 
rend Brandanschläge und Übergriffe 
auf Flüchtlingsheime dramatisch zu¬ 
nehmen, fordert er im Gespräch mit 
der bürgerlichen Frankfurter Allge¬ 
meinen Zeitung die pauschale Kür¬ 
zung der Bargeldleistungen für Asyl¬ 
suchende aus den sogenannten siche¬ 
ren Herkunftsstaaten, ,vom ersten 
Tag 4 an. Sie sollen ,kein Taschengeld 4 
mehr erhalten, erklärt er, ,dann würde 
der Zustrom schnell abnehmen 4 

Zwar beruft sich der Präsident des 
BAMF auf das Urteil des Bundesver¬ 
fassungsgerichts von Mitte 2012 zum 
Asylbewerberleistungsgesetz. Doch 
er hat es offensichtlich nicht gele¬ 
sen - oder nicht verstanden, denn 
Leistungskürzungen mit dem Ziel 
der Abschreckung sind und bleiben 
verfassungswidrig. Der BAMF-Chef 
hat sich mit diesen infamen Aussagen 
selbst um seine Reputation gebracht 
und Rassisten und Brandstiftern 
scheinbare Argumente für ihr Han¬ 
deln an die Hand gegeben.“ 


Auf Spatzen soll nicht geschossen werden 

Neuer Rüstungshaushalt - Neue Ausrichtung der Bundeswehr 


U nter der Bezeichnung „Einzel¬ 
plan 14 des Bundeshaushalts“ 
hat Ursula von der Leyen, die 
Ministerin der „Verteidigung“ ihren 
offiziellen Ansatz für die Bundes¬ 
wehr und die NATO sowie für die 
Rüstungsschmieden verteidigt: „Der 
Verteidigungshaushalt 2015 beträgt 
knapp 33,0 Milliarden Euro; dies ent¬ 
spricht einem Anteil von 10,9 Prozent 
am Bundeshaushalt. Gegenüber dem 
Haushaltsjahr 2014 steigt das Volumen 
nominal um zirka 0,5 Mrd. Euro (Vor¬ 
jahr: 32,4 Mrd. Euro).“ Das sind offiziell 
1,2 Prozent des Bundesinlandsproduk¬ 
tes (BIP). Aber: Es wird noch schlim¬ 
mer kommen: 2016 sollen es 1,2 Mrd. 
Euro mehr sein (Summe: 34,2 Mrd. 
Euro) und bis 2019 sogar zusätzliche 
acht Milliarden. Summe: 35 Milliarden 
Euro. 

Begründet werden die offiziellen 
Ausgabensteigerungen mit einer ge¬ 
stiegenen Gefahrenlage. Diese Ge¬ 
fahrenlage wird militärstrategisch be¬ 
hauptet durch potentielle Bedrohun¬ 
gen rund um den Globus: Somalia, 
Libanon, Irak, Iran, Afghanistan, Je¬ 
men, Tunesien ... Das geht weiter bis 
hin zur wirtschaftlichen Bedrohung 
der einheimischen Rüstungskonzerne, 
die die Auftragslage beklagen, aber die 
Erwartungen nicht erfüllen: das G36 
von Heckler&Koch, das nicht trifft, der 
Airbus-Transporter A400M, der nicht 
fliegt, der Hubschrauber NH90, der 
nicht aufsteigt. 

Waffen verschwinden auf omi¬ 
nösen Wegen: Das Sturmgewehr G3 
(Heckler&Koch) fällt aus saudi-arabi¬ 
schen Flugzeugen auf die Stadt Saden 
(Jemen). Die Gewehre könnten mit 
deutscher Lizenz in Saudi-Arabien 
gebaut worden sein - mit der Auflage: 
für den Eigenbedarf. Eine so genannte 
„Endverbleibskontrolle“ gab es nach 
Angaben des „Spiegel“ jedoch nicht, 
da die in Riad nicht zugelassen wurde. 

9 472 Exemplare des G36 sollen 
nach Mexiko geliefert worden sein. Bei 
der Ermordung der 43 Studenten von 
Guerrero wurde auch aus deutschen 
Waffen geschossen. Auch hier gab es 
keine „Endverbleibskontrolle“. SIG 
Sauer aus Eckernförde unterläuft die 
Exportbestimmungen. 

Ursula von der Leyen müsste sich 
um diese „Abgänge“ kümmern. Die 
NATO fordert insgesamt eine deut¬ 
liche Steigerung im Rüstungssektor, 
denn die gewünschten zwei Prozent 
des BIP werden nur von den USA, 
Großbritannien, den „Frontstaaten“ 
Estland und Polen sowie Griechen¬ 
land (!) aufgebracht. Deutschland 
liegt offiziell bei 1,2 Prozent des BIP. 
Die Kritik folgt auf dem Fuße: Jens 


Stoltenberg, seit dem 1. Oktober 2014 
NATO-Generalsekretär und zuvor 
zweimaliger sozialdemokratischer 
Ministerpräsident von Norwegen, kri¬ 
tisierte ein paar Tage nach der Bilder¬ 
berg-Konferenz (11. bis 14. Juni 2015) 
am 29. Juni in der Süddeutschen Zei¬ 
tung: „Ich spreche alle Verbündeten 
an, aber als große Volkswirtschaft fällt 
Deutschland stärker ins Gewicht als 
andere.“ Dazu die Ministerin in Berlin 
bei dem „Festakt 44 zum NATO-Beitritt 
der Bundeswehr vor 60 Jahren: „Die¬ 
sem Anspruch stellen wir uns.“ Zustim¬ 
mung auch von Außenminister Frank- 
Walter Steinmeier. 

Zustimmung vom Bundesverband 
der Deutschen Sicherheits- und Ver¬ 
teidigungsindustrie (BDSV), der sich 
mit Rüstungsexperten des Ministe¬ 
riums fünf Monate lang darüber ab¬ 
gesprochen hat, wie die Zukunft der 
Bundeswehr aussehen soll. Ein zentra¬ 
les Anliegen: Die Sichtweise der Indus¬ 
trie auf die „Agenda Rüstung“ des Mi¬ 
nisteriums soll berücksichtigt werden. 

Aus vielen Rohren werden Freu¬ 
denschüsse abgefeuert. An der Lunte 
auch: Georg Wilhelm Adamowitsch 
(SPD), Hauptgeschäftsführer des 
Bundesverbandes der Deutschen Si¬ 
cherheits- und Verteidigungsindustrie, 
Ex-Staatssekretär unter Bundeswirt¬ 
schaftsminister Wolfgang Clement (Ex¬ 
SPD). Dabei üben sich die Hochrüster 
bisweilen in der Quadratur des Krei¬ 
ses: Je mehr Waffen, desto tödlicher ist 
die Sicherheit. Die Aufstockung der 
„Schnellen Eingreiftruppe“ und der 
„Speerspitze“ mit der Bundeswehr im 
vorderen Schützengraben passt aller¬ 


dings nicht zu der Aussage, dass Russ¬ 
land nicht bedroht werden solle. 

Schon im „Weißbuch 2006“ wurde 
die Bedrohungskarte gezogen: „Der 
internationale Terrorismus stellt eine 
globale Bedrohung dar. Er richtet sich 
gegen die Werte der westlichen Welt, 
gegen die Freiheit und damit gegen 
die Grundlagen unserer Gesellschaft. 
Die Weiterverbreitung von Massen¬ 
vernichtungswaffen und weitreichen¬ 
den Trägermitteln entwickelt sich zu¬ 
nehmend zu einer potenziellen Bedro¬ 
hung - auch für Deutschland“ 

Diese behauptete Situation ist 
eine Herausforderung für die Rüs¬ 
tungskonzerne. Die militärische Pro¬ 
duktion soll differenzierter aufgestellt 
werden. Zwar hat sich die Herstellung 
von Drohnen bislang als Rohrkrepie¬ 
rer erwiesen. Da aber inzwischen sogar 
Weihnachtspäckchen mit diesen Flug¬ 
geräten transportiert werden können, 
sollte das - mit Aufklärungstechnik 
oder sogar Waffen bestückt - selbst 
im präventiven Bundeswehr-Einsatz 
wo auch immer in der Welt gelingen. 
Rheinmetall-Chef Armin Papper- 
ger befürchtet in der „Welt“, wenn da 
nichts passiert, einen „schleichenden 
Technologieentzug“. 

Panzer gegen die behauptete Be¬ 
drohung aus Russland waren schon 
1940 im Einsatz, wenn auch nicht ab¬ 
schließend erfolgreich. Das schließt 
neuerliche Träume über einen Einsatz 
nicht aus. Papperger sieht Chancen: 
„Deutschland wird wieder als Panzer¬ 
macht helfen müssen.“ Diese „Hilfe“ 
kann nur im engen Zusammenspiel 
zwischen Rüstungsindustrie und CDU/ 


CSU/SPD-Bundesregierung funktio¬ 
nieren. Papperger und seine Vorgän¬ 
ger gehen seit 20 Jahren davon aus, dass 
die industrielle Schlagkraft sich durch 
weitere Kooperationen und Fusionie¬ 
rungen bei der Panzerproduktion noch 
steigern lässt. Danach könne die Rüs¬ 
tungsschmiede „Krauss-Maffei Weg¬ 
mann“ (KMW) unter das Dach von 
Rheinmetall kommen. KMW-Vorsit¬ 
zender Frank Haun sieht seinen Kon¬ 
zern dagegen in zehn Jahren als Markt¬ 
führer in Europa. Mit den Panzern kön¬ 
nen sogar Kriege unterschiedlicher Art 
zwischen Konzernen geführt werden. 

Die Kritik der breiten Bundes¬ 
tagsmehrheit richtet sich nicht gegen 
den „Kriegskapitalismus“. Sie richtet 
sich gegen Verfahrensfragen. So mo¬ 
nierte MdB Tobias Lindner (Bünd¬ 
nis 90/Grüne) in der ARD, dass das 
Parlament an den Entscheidungen 
von Regierung und Konzernen nicht 
beteiligt werde. Hintergrund war das 
gemeinsame Positionspapier der Rüs¬ 
tungsindustrie und des Ministeriums. 
MdB Christina Buchholz (Die Linke) 
am 1. März: „Die Bundeswehr soll in 
Zukunft eine größere Rolle in asym¬ 
metrischen Kriegen und in der Kon¬ 
frontation mit Russland spielen. Das 
ist nicht nur brandgefährlich, sondern 
auch noch teuer. Abrüstung, nicht Auf¬ 
rüstung ist das Gebot der Stunde.“ 
Patrik Köbele, DKP-Vorsitzender: 
„Wer gegen Krieg und Militarismus 
ist, wer gegen Atom-Bomben auf 
deutschem Boden protestiert oder 
wer gegen das Kommando Operati¬ 
ve Führung Luftstreitkräfte in Kalkar 
auf die Straße geht, der muss sich auch 
der Erkenntnis stel¬ 
len, dass diese Orte 
des Todes der Regie 
der NATO und des 
Berliner Verteidi¬ 
gungsministeriums 
unterstehen. Dort 
wird der Frieden 
gefährdet, werden 
Kriege vorbereitet 
und durchgeführt, 
dort sind Milliarden 
zu holen.“ Der größ¬ 
te militärische, finan¬ 
zielle und haushalts¬ 
rechtliche Gewinn 
würde entstehen, 
wenn die Zentralen 
auf der Hardthöhe in 
Bonn und im Bend- 
lerblock in Berlin 
komplett freigesetzt 
würden. Und natür¬ 
lich auch in Brüssel 
und in Washington 44 
Uwe Koopmann 



Nicht abschließend erfolgreich - deutsche Rüstungsgüter „abgestellt“ in Weißrussland 1944. 


Mehrweg statt Einweg 


Müllstrudel im Weltmeer- 

Umweltorganisationen haben am 
3. Juli den internationalen „Plastic 
Bag Free Day“, den Internationalen 
Plastiktütenfreien Tag, begangen. Da¬ 
bei machten sie auf die Verschwendung 
von Ressourcen und die entstehenden 
Müllberge aufmerksam, und sie rie¬ 
fen dazu auf, mehr umweltfreundliche 
Mehrwegtragetaschen zu nutzen. In 


Berge von Kunststoffmüll 


Berlin konnten Einweg-Plastiktüten 
abgegeben und gegen umweltfreund¬ 
liche Mehrwegtaschen eingetauscht 
werden. 

Angesichts des Aktionstages for¬ 
derte die Deutsche Umwelthilfe 
(DUH) Bundesumweltministerin Bar¬ 
bara Hendricks (SPD) auf, endlich 
eine Abgabe in Höhe von 22 Cent auf 
Plastiktüten einzuführen. Bisher hat 
Hendricks in dieser Richtung nichts 
getan - mit Rücksicht auf die Einzel¬ 
handelskonzerne. DUH-Bundesge- 
schäftsführer Jürgen Resch kritisierte 
in einer Pressemitteilung: „Obwohl die 


so groß wie Mittel-Europa 

Europäische Kommission durch eine 
Plastiktütenrichtlinie die Mitglieds¬ 
staaten zur Einführung von Abgaben 
oder Verboten ermuntert, tut die deut¬ 
sche Umweltministerin Barbara Hen¬ 
dricks nichts. Sie setzt weiterhin auf 
die Eigeninitiative des Handels, die bis 
heute so gut wie gar nicht existiert.“ 

Tatsächlich habe es der deutsche 
Einzelhandel in den letzten zehn Jah¬ 
ren nicht geschafft, den Verbrauch von 
Plastiktüten spürbar zu senken. Der 
Verbrauch in Deutschland sei statt- 
dessen innerhalb weniger Jahre von 
jährlich 5,3 Milliarden Stück auf heute 
bereits 6,1 Milliarden gestiegen. „Sie 
werden durchschnittlich bereits nach 25 
Minuten zu Abfall und landen häufig in 
der Verbrennung oder der Landschaft“, 
erklärt Thomas Fischer, DUH-Experte 
für Kreislaufwirtschaft. 

„Die Einweg-Plastiktüte verursacht 
nicht nur Berge von unnötigem Kunst¬ 
stoffmüll, sie ist auch Symbol für un¬ 
sere umweltschädliche Wegwerf- und 
Konsumkultur“, sagte der BUND-Ab- 
fallexperte Tobias Quast laut Umwelt¬ 
magazin klimaretter.info. Der BUND 


fordert deshalb eine „spürbare“ Abga¬ 
be auf Einweg-Tüten und ein Pfandsys¬ 
tem für Transportbehälter. „Die Ver¬ 
bannung der Einweg-Plastiktüte aus 
dem Einzelhandel und die konsequen¬ 
te Durchsetzung des Mehrwegprinzips 
wären ein starkes Vorbild und ein ers¬ 
ter wichtiger Schritt für eine abfallarme 
und ressourcenschonende Wirtschafts¬ 
und Lebensweise“, sagte Quast weiter. 

Mit einer Abgabe könnte das Pro¬ 
blem beseitigt werden, ist sich auch 
Jürgen Resch sicher. Er verweist auf 
Irland, Wales, Nord-Irland und Schott¬ 
land. Dort sei eine Abgabe auf Plastik¬ 
tüten erfolgreich eingeführt worden. In 
Irland habe sich deshalb der jährliche 
Pro-Kopf-Verbrauch deutlich senken 
lassen von 328 auf 16 Stück. 

Ende April erst hatte das EU-Par- 
lament einer neuen Richtlinie zuge¬ 
stimmt, die den Plastikverbrauch dros¬ 
seln soll. Bis 2019 soll so erreicht wer¬ 
den, dass die EU-Bürger nicht mehr 
durchschnittlich 198 Einweg-Plastiktü- 
ten im Jahr nutzen, sondern nur noch 
90. Im Jahr 2025 soll dann die Marke 
von 40 Stück erreicht werden. Um das 


zu schaffen, müssen die Mitgliedsstaa¬ 
ten entweder bis 2018 eine Gebühr er¬ 
heben oder andere, ebenso wirksame 
Mittel finden. 

Die dänische EU-Abgeordnete 
Margrete Auken (Grüne) sagte schon 
im April gegenüber Spiegel Online, 
warum die Europäische Union großen 
Handlungsbedarf auf diesem Gebiet 
sieht: Milliarden Plastiktüten landeten 
demnach jedes Jahr als unbehandelter 
Müll in der Natur. 

Und für die Natur sind sie ein 
schweres Erbe: Experten gehen davon 
aus, dass sie dort bis zu 450 Jahre über¬ 
dauern können. Im Meer bilden sie be¬ 
reits riesige Teppiche. So hatte der ame¬ 
rikanische Segler und Meeresforscher 
Charles J. Moore bereits Ende der 
neunziger Jahre eine riesige Ansamm¬ 
lung von Plastikteilen im Nordpazifik 
gefunden - so groß wie Mitteleuropa. 
Später fanden Wissenschaftler weitere 
Müllstrudel im Atlantik, im Südpazifik 
und im Indischen Ozean. Schätzungen 
zufolge treiben in der Nordsee mittler¬ 
weile 700 000 Kubikmeter Plastikmüll. 

Bernd Müller 
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„Anhaltspunkte für 
linksextremistische 

Der kalte Krieg lebt - in Bayern 


E rnst Grube ist ein verdienstvol¬ 
ler Mann“ schrieb Jakob Schulz 
im August 2011 in der Tageszei¬ 
tung (taz). „Seit Jahrzehnten berich¬ 
tet der 78-Jährige als Zeitzeuge vom 
Nazi-Terror. Er hatte das KZ There¬ 
sienstadt überlebt und war 1945 von 
den Russen befreit worden. 2002 ehrte 
ihn die Stadt München für sein uner¬ 
müdliches Engagement 4 mit einer Ver¬ 
dienstmedaille. 44 

Doch nicht etwa das „unermüd¬ 
liche Engagement 44 oder gar die Eh¬ 
rung waren der Anlass für diesen taz- 
Artikel, denn Ernst Grube ist nicht nur 
„ein verdienstvoller 44 , sondern offenbar 
auch ein gefährlicher Mann. Jedenfalls 
nach Ansicht des bayrischen Innenmi¬ 
nisteriums. 2010 wurde zum ersten Mal 
die Vereinigung der Verfolgten des Na¬ 
ziregimes - Bund der Antifaschistin¬ 
nen und Antifaschisten (VVN-BdA) 
im Bericht des bayrischen Verfas¬ 
sungsschutzes (VS) erwähnt. Und in 
dem Zusammenhang namentlich auch 
Ernst Grube. 2011 richtete Bayern ein 
Portal gegen Linksextremismus ein, in 
dem der Name Ernst Grube ebenfalls 
Erwähnung fand. 

Grube ist heute Vorsitzender des 
Kuratoriums der Stiftung Bayrischer 
Gedenkstätten sowie stellvertreten¬ 
der Vorsitzender der Lagergemein¬ 
schaft Dachau, und macht laut des 
sozialdemokratischen Landtagsabge¬ 
ordneten Florian Ritter „eine allge¬ 
mein anerkannte Arbeit 44 . Aber Grube 
ist Mitglied der DKP - und das macht 
ihn offenbar so gefährlich. Und nicht 
nur ihn, sondern die VVN-BdA, deren 
Mitglied Grube seit ihrer Gründung 
ist, gleich mit. 

„Die VVN-BdA ist die bundesweit 
größte linksextremistisch beeinflusste 


Organisation im Bereich des Antifa¬ 
schismus 44 heißt es zur Begründung im 
Bayrischen VS-Bericht 2014, der am 
27. April 2015 der Öffentlichkeit vor¬ 
gestellt wurde. „Anhaltspunkte für die 
linksextremistische Ausrichtung der 
VVN-BdA zeigen sich immer wieder 
in Äußerungen des ehemaligen Bun¬ 
desvorsitzenden der VVN-BdA und 
seit Juni Ehrenvorsitzenden, Prof. Dr. 
Heinrich Fink 44 (s.a. Seite 16). Außer¬ 
dem, so heißt es weiter, sei die Orga¬ 
nisation von der Deutschen Kommu¬ 
nistischen Partei (DKP) beeinflusst, 
und bei Jugendcamps und Kongres¬ 
sen käme es „immer wieder zum Aus¬ 
tausch mit autonomen Gruppierun¬ 
gen 44 . 

Das sieht der Sozialdemokrat Rit¬ 
ter, wie Grube Mitglied der VVN- 
BdA, allerdings anders: „Wir haben 
die VVN-BdA als durchaus respek¬ 
table Partnerin in Bündnissen ken¬ 
nengelernt, deren Vertreterinnen und 
Vertreter immer bestrebt waren, z.B. 
die Bündnisse gegen Rechts so breit 
wie irgend möglich aufzustellen. Es ist 
absolut aberwitzig, die VVN-BdA als 
kommunistisch beeinflusst 4 darzustel¬ 
len, oder gar in die Nähe zu militanten 
Gruppierungen zu rücken, und ihnen 
so eine Nähe zu Gewalt anzudichten. 44 
Ritter initiierte eine Petition „gegen 
die Nennung der VVN/BdA im Bay¬ 
rischen Verfassungsschutzbericht 44 die 
in der vergangenen Woche auf einer 
Pressekonferenz in München vorge¬ 
stellt wurde. 

Unterstützt von der Fraktion 
Bündnis90/die Grünen hatte die SPD- 
Fraktion einen Antrag im bayrischen 
Landtag gestellt, die VVN-BdA aus 
dem VS-Bericht zu streichen. Der 
fand allerdings keine Mehrheit. Von 


Ausrichtung“ 


der Petition erhofft Ritter sich nun, 
öffentlichen Druck zu erzeugen. Bis 
2010 galt in der SPD ein „Unverein¬ 
barkeitsbeschluss 44 , laut dem die Mit¬ 
gliedschaft in der VVN-BdA ein Aus¬ 
schlussgrund ist. Allerdings wurde 
dieser Beschluss schon in den 1970ern 
nicht aktiv umgesetzt. Ansonsten hät¬ 
te z.B. in Ostwestfalen die Mehrheit 
der Juso-Funktionärinnen und -Funk¬ 
tionäre aus der Partei ausgeschlossen 
werden müssen. 

Zu den Erstunterzeichnenden der 
Petition gehören neben Ritter und 
Grube z. B. Tobias Afsali, Vorsitzender 
der bayrischen Jungsozialisten, Carolin 
Braun, 1. Bürgermeisterin, Dietfurt a. d. 
Altmühl, Ulrich Chaussy, Journalist, 
München, der durch seine Recherchen 
maßgeblich dazu beigetragen hat, dass 
die Ermittlungen zum Oktoberfest-At¬ 
tentat 1980 erneut aufgerollt wurden, 


Name geändert, Gesinnung geblieben. 


Ulrike Gote, Vizepräsidentin des Baye¬ 
rischen Landtags, Bündnis 90/Die Grü¬ 
nen, Linda Schneider, stellvertretende 
Bezirksleiterin Gewerkschaft ver.di 
Bayern, Dr. Klaus Hahnzog, Bayeri¬ 
scher Verfassungsrichter; Vorsitzender 
des Beirats der Weißen Rose Stiftung 
e.V., ehemaliger Zweiter Bürgermeis¬ 
ter der Landeshauptstadt München 
(SPD), die Künstler Josef Bierbichler 
und Konstantin Wecker sowie die bei¬ 
den Bundestagsabgeordneten der Par¬ 
tei „Die Linke 44 Eva Bulling-Schröter 
und Harald Weinberg. 

Außerdem wurde die Petition un¬ 
terzeichnet von der Vorsitzenden des 
Auschwitz-Komitees in der Bundesre¬ 
publik e.V., Esther Bejarano, wie Fink 
Ehrenvorsitzende der VVN-BdA, ih¬ 
rer Nichte Margalith Pozniak, Tochter 
des langjährigen Israel-Korresponden¬ 
ten der UZ, Hans Lebrecht, der Toch¬ 
ter des Widerstands- 
Ehepaares Ettie und 
Peter Gingold, Alice 
und ihrem Ehemann 
Klaus Czyborra so¬ 
wie ihrer Schwes¬ 
ter Sylvia Gingold, 
die 1975 wegen ih¬ 
rer Mitgliedschaft in 
der DKP Berufsver¬ 
bot erhielt. 

Birgit Gärtner 

Infos unter: https:// 
www.openpetition. 
de/petition/online/ 
gemeinsame-erkla- 
erung-gegen-die- 
nennung-der-vvn- 
bda-im-bayerischen- 
verfassungsschutz- 
bericht 



Die Lachnummer der Woche 

Griechenland auf dem Weg zum Sozialismus 


Wer bislang geglaubt hatte, nur BLÖD 
macht blöd, hat durch die Berichter¬ 
stattung der Medien über die Grie¬ 
chenland-Krise hinzulernen können. 
Was haben wir da nicht alles lesen, hö¬ 
ren und sehen können über die Schar¬ 
latane, Provokateure und Erpresser aus 
dem Kindergarten im Süden Europas, 
mit denen man wünschte, als Erwach¬ 
sene miteinander sprechen zu können. 
Einige Hörfunksendungen ausgenom¬ 
men, wurden die Bundesbürgerinnen 
und Bundesbürger vor, während und 
nach dem Referendum entsprechend 
geimpft. Am Sonntagabend konnten 
daher Millionen Deutsche nur staunen, 
was die Griechen da angerichtet hatten. 
Die in den meisten Medien veröffent¬ 
lichten Volksmeinungen hatten doch 
ganz andere Ergebnisse prophezeit. 
Auch die sich nicht einmischen wollen¬ 
den Euro-Politiker hatten „aus guten 
Gründen 44 Empfehlungen für ein Ja ge¬ 
geben. 51 Bundestagsabgeordnete der 
SPD und der Grünen hatten in Anzei¬ 
gen ihre Meinung in griechischen Zei¬ 
tungen annonciert und „schüchtern 44 
für ein Ja geworben. 

Alles nichts genutzt: Die Griechin¬ 
nen und Griechen haben zu den Spa¬ 
rauflagen der internationalen Kredit¬ 
geber Nein gesagt. „Die jungen Leute 44 
so der Ex-FDP-Mann Georgios Chat- 
zimarkakis, „ - und das macht mich 
wahnsinnig - haben mit Mehrheit mit 
Nein gestimmt. 44 60 Prozent Zustim¬ 
mung für die „grinsende Radikalen¬ 
gruppe 44 die „linksradikalen Zocker aus 
Athen 44 (BILD)! „Alexis Tsipras und 
seine Kollegen haben ihrer Nation eine 
Katastrophe beschert 44 kommentierte 
die „Financial Times 44 am Tag danach. 

Natürlich wussten auch die - ob 
ihrer Prognosen und Erwartungen - 
maßlos blamierten und enttäuschten 
Medien sofort - „überparteilich und 
unabhängig 44 voneinander - am Tag da¬ 


nach, wie man dieses Ergebnis zu wer¬ 
ten habe. So kommentierte der Münch¬ 
ner Merkur: „Wenn sich der Freuden¬ 
taumel in Athen gelegt hat und die 
Propagandalügen der Regierung ver¬ 
welken, werden die Griechen realisie¬ 
ren, dass sie sich an diesem Sonntag auf 
einen langen und entbehrungsreichen 
Weg begeben haben. Der führt nicht 
ins versprochene sozialistische Para¬ 
dies. Sondern zurück zur Drachme 44 . 
Und auch der Bonner „Generalanzei¬ 
ger 44 deckte bei Syriza auf: „Die größ¬ 
ten Schwierigkeiten hat am Ende das 
griechische Volk. Seine Regierung be¬ 
steht aus Marxisten und sie zeigt deren 
oft zynisches Verhältnis zu den Sorgen 


„Demokratie ist 
wichtiger als Währungs- 
Arrangements“ 


der Menschen ... Tsipras hat die Men¬ 
schen in ein Referendum geführt, das 
ihnen nichts bringt 44 Da sind wir in der 
Tat alle gespannt. 

Die Nordwest-Zeitung weiß aber 
schon: „Zwar dürften die seit Jahren 
auf dem Silbertablett nach Athen ge¬ 
reichten Milliarden auf unabsehbare 
Zeit nicht einzutreiben sein, nun aber 
auch noch ein drittes Hilfspaket zu 
schnüren, wäre nicht nur unverantwort¬ 
lich, sondern würde den Tatbestand der 
Untreue gegenüber den Steuerzahlern 
in der Euro-Zone erfüllen. 44 Anderes le¬ 
sen wir in der Leipziger Volkszeitung: 
„Es wäre an Angela Merkel ... Grie¬ 
chenland braucht Strukturreformen, 
aber auch Wirtschaftsaufbauhilfe - und 
auf absehbare Zeit einen Schulden¬ 
schnitt. Das würde die deutschen Steu¬ 
erzahler viel kosten. Die Alternative al¬ 
lerdings wäre nicht nur der Verlust der 
Hilfsmilliarden. Es wäre das Scheitern 
der europäischen Idee. 44 Und erstaun¬ 


lich realistisch sieht die Rhein-Neckar- 
Zeitung: „Und die Griechen scheinen 
zumindest zur Hälfte hinter ihrer Re¬ 
gierung zu stehen - weshalb auch Neu¬ 
wahlen keinen Sinn machen würden. 44 

Wir können uns vorstellen, dass es 
in den Parteizentralen von CDU und 
CSU, SPD und Grünen heftige Debat¬ 
ten gibt, Parteien, die allesamt andere 
Erwartungen zum Ausgang des Refe¬ 
rendums hatten. Während Frau Mer¬ 
kel erst mal in Paris mit ihrem Hollan¬ 
de „moderat 44 das Ergebnis verkraf¬ 
ten muss, schlägt die Regierungspartei 
CSU schon mal zu. „Wir müssen jetzt 
besonnen reagieren, aber klar ist: Die 
linken Erpresser und Volksbelüger wie 
Tsipras können mit ihrer schmutzigen 
Tour nicht durchkommen. 44 CSU-Ge- 
neralsekretär Scheuer muss da noch 
einen draufsetzen: „Diese linken Geis¬ 
terfahrer haben Griechenland auf ei¬ 
nen unverantwortlichen Crashkurs ge¬ 
lenkt. Varoufakis hat einen Großbrand 
in Europa ausgelöst und haut jetzt mit 
dem Zündholz in der Hand ab 44 . 

Während der Sozialdemokrat Mar¬ 
tin Schulz, EU-Parlamentspräsident, 
jetzt einen sofortigen Start eines „hu¬ 
manitären Hilfsprogramms 44 fordert, 
und selbst IWF-Chefin Lagarde neue 
Kredite nicht ausschließt, hält der SPD- 
Vorsitzende Sigmar Gabriel solche 
Programme für kaum vorstellbar. Er, 
der sich schon mit den Sätzen verneh¬ 
men ließ, dass man nicht „die überzo¬ 
genen Wahlversprechen einer zum Teil 
kommunistischen (!) Regierung durch 
die deutschen Arbeitnehmer und ihre 
Familien bezahlen lassen 44 darf, wendet 
sich energisch gegen die „Erpresser 44 
aus Athen. Tsipras und seine Regierung 
führen das griechische Volk auf einen 
Weg von bitteren Verzicht und Hoff¬ 
nungslosigkeit: „Mit der Absage an 
die Spielregeln der Eurozone, wie sie 
im mehrheitlichen Nein zum Ausdruck 


kommt, sind Verhandlungen über mil¬ 
liardenschwere Programme kaum vor¬ 
stellbar. 44 Der griechische Regierungs¬ 
chef habe „letzte Brücken eingerissen, 
über die Europa und Griechenland 
sich auf einen Kompromiss zubewe¬ 
gen konnten 44 . 

Schließen wir mit zwei bemerkens¬ 
werten Zitaten aus US-amerikanischen 
Medien-Kommentaren, die im erstaun¬ 
lichen Unterschied zur Kommentie¬ 
rung hierzulande stehen. Die Zeitung 
„Wall Street Journal 44 schreibt: „Das 
Urteil der griechischen Wähler stellt 
Angela Merkels härteste Herausfor¬ 
derung dar, seitdem vor fünf Jahren 
die Euro-Krise ausgebrochen ist. Wie 
sie in den kommenden Tagen darauf re¬ 
agiert, wird nicht nur das Schicksal der 
Euro-Zone bestimmen, sondern auch 
ihr eigenes Ansehen - zu Hause und im 
Ausland. Es ist schwer, sich ein Szena¬ 
rio vorstellen, aus dem sie unbeschädigt 
hervorgeht. 44 

In der „New York Times 44 kommt 
Ökonomie-Nobelpreisträger Paul 
Krugman zu Wort: „Tsipras und Syri¬ 
za haben einen Sieg errungen und sind 
gestärkt - für was auch immer kommen 
mag. Aber sie sind nicht die einzigen 
Gewinner: Auch Europa hat gewonnen. 
Die europäische Idee ist einem Schlag 
ausgewichen. Die Griechen haben sich 
einer widerwärtigen Kampagne wider¬ 
setzt, die als Ziel hatte, das griechische 
Volk einzuschüchtern, die Forderun¬ 
gen der Gläubiger zu akzeptieren und 
die Regierung in Athen loszuwerden. 
Wenn die Griechen durch Panikmache 
ins rechte Glied gerückt worden wären, 
wäre es ein Sündenfall für Europa ge¬ 
wesen. Einer, der Europas Reputation 
für Generationen befleckt hätte. Und 
wenn Griechenland am Ende den Euro 
verlässt? Demokratie ist wichtiger als 
Währungs-Arrangements. 44 

Rolf Priemer 


Tomo Kriznar geehrt 

Der Friedens- und Menschenrechtsak¬ 
tivist Tomo Kriznar wird zweifach für 
seinen Einsatz im Sudan geehrt. Zu¬ 
nächst durch den European Citizen 4 s 
Prize des Jahres 2015 des EU-Parla- 
ments, zudem ist er für den Interna¬ 
tionalen ethecon Blue Planet Award 
2014/2015 nominiert. Die Gestalterin 
des ethecon Blue Planet-Awards so¬ 
wie eine ethecon Vertreterin reisen am 
Samstag zu ihm nach Slowenien. 

Am Freitag, den 03.07.2015, wurde 
im slowenischen Parlament verkün¬ 
det, dass Tomo Kriznar für den Euro¬ 
pean Citizen 4 s Prize des Jahres 2015 
ausgewählt wurde. Der Friedens- und 
Menschenrechtsaktivist wurde von 
der ethecon-Stiftung Ethik & Ökono¬ 
mie für den Internationalen Blue Pla¬ 
net Award 2014/2015 nominiert. Tomo 
Kriznar wurde u. a. dafür bekannt, dass 
er fordert, die zivile Drohnenüberwa¬ 
chung nicht nur für bedrohte Tierarten 
einzurichten, sondern auch für von Völ¬ 
kermord und Gemetzel betroffene Be¬ 
völkerungen. Die Fotokünstlerin Katha¬ 
rina Mayer sowie die ethecon-Vertrete¬ 
rin Sibylle Arians sind am 04. 07. nach 
Slowenien gereist. Nicht nur um Tomo 
Kriznar, dem Nominierten des ethe¬ 
con Ehrenpreises zu seiner Würdigung 
durch das EU-Parlament zu gratulieren, 
sondern um den international bekann¬ 
ten Aktivisten und Filmregisseur in sei¬ 
ner häuslichen Umgebung kennenzuler¬ 
nen und mit ihm für den ethecon Blue 
Planet Award ein individuell gestaltetes 
Fotoporträt zu erarbeiten. 

Seit 1979 reist Tomo Kriznar in den 
Sudan im Bemühen, zur Beendigung 
des Bürgerkriegs dort beizutragen. Er 
teilte das Leben der Ethnien dort und 
lernte insbesondere von den Nuba, wie 
man in dieser Welt anders leben kann. 
2006 wurde er vom Slowenischen Präsi¬ 
denten Janez Drnovsek als Sonderbot¬ 
schafter nach Darfur (Sudan) gesandt, 
um über die Verhältnisse dort zu be¬ 
richten. Angekommen vor Ort, wurde 
er ins Gefängnis geworfen. 

Insgesamt wurde er mittlerweile 
sechs Mal bei seinen Einsätzen im Su¬ 
dan inhaftiert. Dennoch reiste er im¬ 
mer wieder in die Kriegsregionen des 
Sudan, um seinen Einsatz für Frieden 
und die Lebensrechte der Bevölkerung 
fortzusetzen, (ethecon) 

Stuttgart2i und das 
Kanzleramt 

Nachdem der Kostendeckel für Stutt¬ 
gart von 4,5 Milliarden Euro um min¬ 
destens 2 Milliarden gesprengt worden 
war, hat der damalige Kanzleramtsmi¬ 
nister Ronald Pofalla (CDU) offenbar 
massiv auf die entscheidenden Staatsse¬ 
kretäre des Bundes im Aufsichtsrat der 
Deutschen Bahn AG eingewirkt, um das 
eigentlich notwendige Aus für das teu¬ 
erste Bauprojekt Europas zu verhindern. 
Dazu Sabine Leidig, verkehrspolitische 
Sprecherin der Fraktion „Die Linke 44 : 

„Der Bahn-Auf sichtsrat muss jetzt 
neu über Stuttgart21 entscheiden - alles 
andere wäre fahrlässig. Spätestens im 
März 2013, als die Entscheidung über 
den Bau getroffen wurde, stand fest, 
dass das Milliarden-Projekt selbst bei 
positivster Betrachtung im Ergebnis 
weder einen verkehrlichen, noch einen 
wirtschaftlichen Nutzen für die Deut¬ 
sche Bahn haben würde. Es wäre die 
Pflicht des Aufsichtsrates gewesen, ge¬ 
gen die Fortführung des Baus zu stim¬ 
men, um die DB AG vor den finanziel¬ 
len Risiken zu schützen, die bis dahin 
erheblich unterschätzt worden waren. 

Das hatten Vertreter des Bundes 
im Aufsichtsrat auch vor - auf sachli¬ 
cher Grundlage eines Dossiers aus dem 
Bundesverkehrsministerium. Es ist ein 
Skandal, dass die Vernunft wegen po¬ 
litischer Opportunität - die Kanzle¬ 
rin wollte kein Scheitern von S21 vor 
der Bundestagswahl - auf der Strecke 
blieb. Der Aufsichtsrat hat hier als Kon- 
trollgremium auf ganzer Linie versagt. 

Der neue Aufsichtsrat ist jetzt in der 
Pflicht, die manipulierte Entscheidung 
von 2013 schleunigst zu revidieren. Ich 
fordere insbesondere Frau Lühmann 
und Frau Zypries als Vertreterinnen 
des Bundes auf, ihre Aufsichtspflicht 
ernst zu nehmen und das Projekt Stutt¬ 
gart anhand der vorliegenden Fakten 
unverzüglich einer ehrlichen Kosten- 
Nutzen-Prüfung zu unterziehen 44 
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Nach dem Ultimatum ist vor dem Ultimatum 

Die Macht der Argumente und die Perspektiven nach dem Referendum 



Zwei Tage vor dem Referendum: Demonstration für das ,Nein‘ auf dem 
Syntagma-Platz. 


Wer einen Eindruck von der Befind¬ 
lichkeit des europäischen Austeritäts- 
Establishments bekommen wollte, dem 
dürfte die Mine von EU-Parlaments- 
präsident Martin Schulz und deutli¬ 
cher noch sein knappes Statement am 
Sonntagabend in den „Tagesthemen“ 
einen gewissen Vorgeschmack geliefert 
haben. Mit einem so starken Votum ge¬ 
gen die katastrophale Berlin/Brüsseler 
Sparpolitik hatte, auch unter dem Ein¬ 
druck der eigenen massiven Einmi¬ 
schung, wohl niemand gerechnet. 

Mittlerweile hat selbst der IWF er¬ 
kannt, was jeder seit langem weiß, der 
zwei und zwei zusammenzählen kann, 
dass nämlich eine Schuldentragfähig¬ 
keit Griechenlands nicht gegeben ist. 
Das Land wird seine Schulden nicht 
zurückbezahlen, egal was auch immer 
in den nächsten Wochen und Mona¬ 
ten passiert. Die einzige Frage, die in 
diesem Zusammenhang Realitätsge¬ 
halt beanspruchen kann, lautet: Wird 
netto überhaupt etwas zurückgezahlt 
werden? Oder genauer: Gibt es unter 
dem Euro-Regime überhaupt einen 
realistischen Weg den weiteren Schul¬ 
denaufbau zu stoppen? Weiter: Un¬ 
ter welchen Bedingungen könnte das 
stattfinden? Und schließlich: Gibt es 
eine realistische Chance, diese Bedin¬ 
gungen zu implementieren? Die bishe¬ 
rige Troika-Politik läuft jedenfalls dar¬ 
auf hinaus, die Frage mit einem klaren 
„Nein“ zu beantworten. Es sei denn, 
man hielte die nackte Ausplünderung 
für ein hinreichendes Konzept. Insbe¬ 
sondere Herr Schäuble scheint sich 
diesem Modus der Maximierung des 
Totalausfallrisikos verschrieben zu ha¬ 
ben. 


Die bisherige Syriza-Politik setzte 
dagegen auf die Macht der Argumen¬ 
te. Ein refinanziertes und reindustriali- 
siertes Griechenland ist gut für Euro¬ 
pa und auch für Deutschland, lautete 
in etwa das Argument. Für eventuelle 
minimale Zugeständnisse war Alexis 
Tsipras zu weitreichenden Zugeständ¬ 
nissen an die Austerität bereit. Alles 
was in den letzten Monaten von der 
Syriza-Regierung eingebracht wurde, 
war weit davon entfernt den Weg zu 
Schuldentragfähigkeit und Prosperität 
zu eröffnen. Tsipras durfte erkennen, 
dass es in Brüssel nicht um die Qua¬ 
lität der Argumente geht. Die Kanz¬ 
lerin und ihr Finanzminister hielten 
stur dagegen: Ordnung muss sein! Na¬ 


türlich geht es Berlin nicht um irgend¬ 
eine Ordnung, sondern um diejenige, 
in der Berlin das Sagen hat und die 
Anderen zahlen und sich verschulden 
dürfen. Um 200 Mrd. Euro pro Jahr für 
die deutschen Exportüberschüsse. Die¬ 
se Ordnung, der deutsche Merkantilis¬ 
mus, steht nicht zur Disposition, ja nicht 
einmal zur Diskussion. An seiner nor¬ 
mativen Kraft bricht sich jede Bemü¬ 
hung der Vernunft. Natürlich liegt die 
letztlich systemsprengende Macht der 
deutschen Überschussoffensive klar zu 
Tage. Nichtsdestotrotz wird sie als bei¬ 
spielhafte Erfolgsstory gefeiert. 

Denkbar ist, dass irgendein „letz¬ 
ter Krisengipfel“ (Red.-Schluss Diens¬ 
tagmittag) doch noch zu einem Deal 


kommt. Ein „drittes Hilfspaket“ gegen 
entsprechende „Reform“-Auflagen. 
Dass aber der Krisenmodus, der Grie¬ 
chenlands Schulden trotz Schulden¬ 
schnitts explodieren ließ, der trostlose 
Massenarbeitslosigkeit und eine öko¬ 
nomische Depression brachte, die nur 
mit den 1930er Jahren vergleichbar ist, 
dass dieser Krisenmodus nun beendet 
werden könnte, ist eben nicht vorstell¬ 
bar. Dazu bräuchte es entsprechende 
Referenden nicht nur in Griechenland. 
Selbst ein Schuldenschnitt und der Ver¬ 
zicht auf das absurd hohe Primärüber¬ 
schussziel (beides gleich unwahrschein¬ 
lich) würde zwar die krisenverstärken¬ 
den Wirkungen der Austeritätspolitik 
mildern, die realwirtschaftliche Grund¬ 
lage der Krise aber nicht beheben. 
Griechenland ist bei offenen Waren- 
und Kapitalmärkten, ohne zumindest 
den Schutz einer eigenen Währung, in 
einer Währungsunion mit den größten, 
hart merkantilistisch agierenden Ex¬ 
portindustrien des Kontinents nur als 
Armenhaus überlebensfähig. Die große 
Tragik nicht nur der griechischen Kata¬ 
strophe besteht darin, dass bislang nie¬ 
mand, und leider auch nicht Syriza, eine 
überzeugende Exit-Strategie aus die¬ 
sem Euro-Gefängnis anzubieten hat. 
Stattdessen wird versucht, der Knast¬ 
direktorin schöne Augen zu machen. 

Wie es aussieht, verstärkt das Refe¬ 
rendum die Linie der bisherigen Syri¬ 
za-Politik, den Appell an die Vernunft, 
mit einem breiten plebiszitären Votum. 
Nicht gerade gestärkt sind damit die 
Erfolgsaussichten. Im Gegenteil. Die 
massive Dämonisierungspropaganda 
der letzten Monate hat den Boden für 
substantielle Ansätze nachhaltig ver¬ 


giftet. Jede deutsche Regierung, die 
auch nur ansatzweise einen Versuch in 
die Richtung Schuldenschnitt, Trans¬ 
ferunion, „Marshallprogramm Süden“ 
unternehmen würde, müsste um ihre 
Existenz fürchten. Die neoliberale Be¬ 
wusstseinsindustrie hat zumindest in 
Deutschland die vier Systemparteien 
in einer babylonischen Gefangenschaft 
der Austeritätslogik eingemauert, aus 
der sich nur schwer ein Entrinnen vor¬ 
stellen lässt. Wenn es also den Deal ge¬ 
ben sollte, so wäre er nach Lage der 
Dinge nur so denkbar, dass Alexis Tsi¬ 
pras das angebliche Pro-Euro-Moment 
des Referendums gegen seinen polit- 
ökonomischen Grundgehalt, Schluss 
mit den Austeritätsdiktaten, wendet. 
Im Namen des Euro also die Ultimaten 
akzeptiert. Vielleicht mit einigen Almo¬ 
sen für die Armen verziert, welche die 
EU-Oberen plötzlich ganz gerührt in 
Athens Straßen gesichtet haben. Syri¬ 
za liefe damit Gefahr zu einer zweiten 
PASOK zu mutieren. 

Der 5. Juli 2015 wird, so oder so, zu 
einem bedeutenden Datum im Euro- 
Prozess werden. Eine Bevölkerung ist 
gegen den imperialistischen Raubzug 
unter dem Label Euro-Rettung auf¬ 
gestanden. Noch unklar in ihren Zie¬ 
len und mit wenig erfahrenen Führern, 
aber mit einer eindrucksvollen Mani¬ 
festation. Auch unter massivem Druck 
sind die Griechen nicht zu Kreuze ge¬ 
krochen. Es hängt nun entscheidend 
von der Stand- und Prinzipienfestig¬ 
keit der Syriza-Regierung ab, ob die¬ 
ses Referendum zum Fanal eines euro¬ 
päischen Aufbruchs oder zur deprimie¬ 
renden Erfahrung der Ohnmacht wird. 

Klaus Wagener 


Kommentar vom Günter Pohl 

Graue Schafe 


Keine Angst 

Nach dem Referendum: Kleineres Übel oder große Veränderung? 


Drei Fünftel der griechischen Wäh¬ 
lerschaft haben sich am vergangenen 
Sonntag an einem Referendum betei¬ 
ligt, in dem es um eine hundert- oder 
um eine neunzigprozentige Zustim¬ 
mung zu den erpresserischen EU- 
Vorgaben für Griechenland ging. Von 
den anderen zwei Fünfteln der Wahl¬ 
berechtigten waren die einen desinte¬ 
ressiert oder desillusioniert; oder sie 
hatten schlicht kein Geld zu dem Ort 
zu fahren, an dem sie ins Wahlregister 
eingetragen sind. 

Unter denen, die sich beteiligten, 
haben fast 58 Prozent für das „Nein“ 
zur Juncker-Planung gestimmt, nur 
36,5 Prozent für das „Ja“, und knapp 6 
Prozent gaben ungültige Stimmen ab, 
wozu die KP Griechenlands aufgeru¬ 
fen hatte - ihr Vorschlag die Möglich¬ 
keit zu eröffnen, beim Referendum 
offiziell ein Votum für ein „doppeltes 
Nein“ abgeben zu können, war von 
der Regierungsmehrheit abgelehnt 
worden. Auch die EU hätte sich über 
diese Möglichkeit kaum gefreut, weil 
sie an einer dokumentierten Ableh¬ 
nung ihrer Existenz kein Interesse hat. 

Damit hat die Syriza/ANEL-Koa- 
lition den erhofften Sieg bekommen. 
Sie wird das „Nein“ zur EU-Vorgabe 
(nicht etwa zur EU und dem System 
der Einbindung der griechischen und 
anderer Volkswirtschaften in die In¬ 
teressen vor allem der Exportwalze 
Deutschland) als eine Zustimmung zu 
ihren Plänen interpretieren, die sich - 
ausgehend von den Vorschlägen von 
Alexis Tsipras vom 30. Juni - von der 
Troika-Politik nur noch graduell un¬ 
terscheiden und mit den Wahlver¬ 
sprechen des Januar de facto nichts 
mehr gemein haben. Damit fällt Sy¬ 
riza hinter die eigenen Ansprüche 
zurück, wird aber der Mehrheit der 
griechischen Bevölkerung gerecht, 
die derzeit eine Abkehr vom Euro 
ablehnt und dafür die Mitgliedschaft 
in der EU, der sie ihre Verelendung 
verdankt, in Kauf nimmt. 

Interpretiert die Regierung das 
Ergebnis nicht in dieser Weise und 


stellt stattdessen neue Forderungen 
auf, dann gibt sie durch zu hohes Po¬ 
kern möglicherweise den einzigen 
Trumpf, den sie hat, aus der Hand: 
Nämlich die Tatsache, dass die EU 
vor nichts mehr Angst hat, als ein 
Schäfchen zu verlieren, selbst wenn 
es nicht so weiß ist wie der Rest der 
Herde. 

Schwarze Schafe kämen dage¬ 
gen gleich auf die Schlachtbank. Die¬ 
sen, da wo sie existieren, muss unse¬ 
re grundsätzliche Solidarität gelten, 
während wir gleichzeitig auch re¬ 
formistische Positionen dann unter¬ 
stützen, wenn sie geeignet sind, den 
Charakter den Systems erkennbar zu 
machen, auf dass es mittelfristig nicht 
bei bloßem Ablehnen seiner Auswir¬ 
kungen bleibt. Diese Bewusstseins¬ 
bildung scheint bei der griechischen 
Regierung nicht wirklich im Mittel¬ 
punkt zu sein, sondern der Erhalt von 
Euro, EU und vor allem der NATO- 
Mitgliedschaft, die aufgrund des Kon¬ 
flikts mit der Türkei noch weniger zur 
Disposition steht. 

Dass die Revolution nicht auf der 
Tagesordnung ist, ist klar. Auch nicht 
der Zusammenbruch der EU, der 
eher aus ihren eigenen Widersprü¬ 
chen entstehen würde und weniger 
durch austeritätskritische Regierun¬ 
gen in Griechenland oder Spanien, 
wenn auch deren Existenz die Kräf¬ 
teverhältnisse verändert und dadurch 
die Kampfbedingungen verbessern 
kann. Denn das würde bei diesen 
eine konsequente Haltung gegen ein 
System bedingen, dessen innerer Zu¬ 
sammenhalt unter anderem auf Bil¬ 
ligexporten, Quotenprotektionismus 
und auf vorsätzlich unterlassener Hil¬ 
feleistung für Flüchtlinge mit massen¬ 
hafter Todesfolge basiert. 

Auf der Tagesordnung darf aber 
auch nicht die Fortführung der Ver¬ 
schuldungspolitik stehen, die mit je¬ 
dem Jahr einer weiteren ganzen Ge¬ 
neration von Griechinnen und Grie¬ 
chen die Zukunft raubt. Dagegen 
sollten wir Widerstand leisten. 


Ein Bauingenieur mit dem Master ei¬ 
ner deutschen Uni, seine Frau ist Archi¬ 
tektin mit einem britischen Abschluss. 
Erst wurde sein Gehalt auf 750 Euro 
gekürzt, bald darauf waren beide ar¬ 
beitslos, sie verkauften ihre Wohnung, 
das Geld reichte nicht, um den Kredit 
abzuzahlen. Ich treffe Theofanis auf 
der Demonstration zur „Solidarität mit 
Griechenland“ am Freitag vor dem Re¬ 
ferendum in Frankfurt - er musste Grie¬ 
chenland verlassen, um in Deutschland 
Arbeit zu suchen. 

Dort ist er im Vorstand von Syriza 
Hessen aktiv, und er macht Hoffnung: 
„Ein ,Nein‘ würde eine Änderung der 
Politik Europas bedeuten“, sagt er in sei¬ 
ner Rede. Was die Regierung den Gläu¬ 
bigern angeboten habe sei nicht das, was 
Syriza eigentlich wolle, aber die Ver¬ 
handlungen seien auch deshalb schwie¬ 
rig, weil Syriza nicht einig ist. Trotzdem: 
Er rechnet damit, dass es für drei oder 
auch fünf Jahre schwer werden würde, 
dann besser. Mit dem Euro? „80 Pro¬ 
zent der Griechen wollen den Euro, und 
wir sind Demokraten.“ 

Die Hoffnung auf Veränderungen 
durch Verhandlungen hat Syriza an die 
Regierung gebracht, sie brachte die Leu¬ 
te zum Tanzen, als das Ergebnis des Re¬ 
ferendums feststand. Aber sie ist nur die 
eine Seite, die andere ist die Verzweif¬ 
lung über das Elend, das die Krise und 
Sparpolitik für die Mehrheit der Bevöl¬ 
kerung bedeuten. Ausgedrückt in der 
Sprache einer medizinischen Fachzeit¬ 
schrift heißt das zum Beispiel: „Ausge¬ 
wählte austeritätsbezogene wirtschaftli¬ 
che Ereignisse in Griechenland korres¬ 
pondierten mit statistisch signifikanten 
Veränderungen der Selbstmordrate“, so 
eine im Januar veröffentlichte Studie 
aus den USA. Im Weltspiegel sagt ein 
Jugendlicher, der seinen Lebensunter¬ 
halt von 400 Euro bestreiten muss: „Da 
ist es doch besser, alles zu zerstören und 
auf einen kompletten Neubeginn zu set¬ 
zen.“ 

Als das Ergebnis des Referendums 
bekannt wurde, wunderte sich die Pres¬ 
se, dass etwas ganz anderes herausge¬ 
kommen war als die Meinungsumfragen 


im Vorfeld vorhergesagt hatten. Ein Ko¬ 
lumnist der „Financial Times“ stellte am 
Sonntag fest, warum die Kampagne für 
das „Ja“ keinen Erfolg hatte: Die Ar¬ 
roganz, mit der sich ausländische Poli¬ 
tiker in die Vorbereitung des Referen¬ 
dums eingemischt hatten und mit der 
griechische Vertreter des „Ja“ die Angst 
vor einer wirtschaftlichen Katastrophe 
im Falle des „Grexit“ - „als hätte die 
Katastrophe nicht schon stattgefun¬ 
den“ - schürten, konnte die Mehrheit 
nicht mehr beeindrucken. Die Erpres¬ 
sung durch die EU-Oberen, die Angst, 
dass es keine Alternativen, sondern nur 
noch größere Übel geben könnte, waren 
die Mittel, mit denen bisher noch jede 
Bevölkerung unter Kontrolle gebracht 
werden konnte. 


Die griechische Regierung begegne¬ 
te dieser Angst mit dem Versprechen, 
dass schon am Montag nach dem Re¬ 
ferendum die Banken wieder öffnen 
könnten, dass es eine schnelle und güns¬ 
tige Vereinbarungen mit den „Instituti¬ 
onen“ geben könne. PAME begegnete 
dieser Angst mit Protesten vor der Zen¬ 
trale des Unternehmerverbandes - die 
Schließung der Banken dürfe nicht zum 
Vorwand genommen werden, um Löh¬ 
ne nicht auszuzahlen oder Kollegen zu 
entlassen, den Erpressungen der Unter¬ 
nehmer müsse gewerkschaftlicher Wi¬ 
derstand entgegengesetzt werden. 

Der Sieg des „Nein“ zeigt, dass die 
Mittel der Angst und der Erpressung 
nicht funktioniert haben, um die Unzu¬ 
friedenheit und die Suche nach Alterna¬ 


tiven unter Kontrolle zu bringen. Aber 
es gibt andere Mittel: Die Gläubiger 
könnten in der Frage der Umschuldung 
und des Investitionsprogramms Zuge¬ 
ständnisse machen, um Syriza zu einer 
Fortsetzung der Verelendungspolitik 
zu bewegen. Und: Das „Nein“-Lager 
ist nicht ausschließlich links, die Bereit¬ 
schaft, alles zu zerstören, hat keine Rich¬ 
tung. Auch die Nazi-Demagogen der 
„Goldenen Morgendämmerung“ prä¬ 
sentieren sich als Gegner der „Austeri¬ 
tät“. Verteidigungsminister Kammenos 
vom kleineren Koalitionspartner Anei 
erklärte, dass die Streitkräfte bereitstün¬ 
den, um „die Stabilität im Innern sicher¬ 
zustellen“. 

Auch im Vorfeld des Referendums 
hatte die KKE darauf bestanden, dass 


es keinen einfachen Ausweg aus der 
Krise des Landes gibt. Sie hatte aufge¬ 
rufen, mit ungültigen Stimmen sowohl 
die Forderungen der Gläubiger als auch 
die Angebote der Regierung abzuleh¬ 
nen, 5,8 Prozent der Wähler stimmten 
ungültig oder gaben leere Wahlzettel ab. 
„Wir rufen alle auf, die sich heute durch 
den Sieg des ,Nein‘ bestätigt fühlen, sich 
nicht zurückzulehnen und den Versuch 
der Regierung zu billigen, dieses ,Nein‘ 
zu einem ,a‘ zu neuen volksfeindlichen 
Vereinbarungen umzuwandeln“, erklär¬ 
te KKE-Generalsekretär Koutsoumbas 
nach dem Referendum. „Wir reichen 
ihnen die Hand für die kommenden 
Kämpfe gegen die Verschlechterung 
ihrer Lebensbedingungen.“ 

Olaf Matthes 



Besuch beim Unternehmerverband - PAME-Aktivist besprüht die Fassade. 
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Zweimal zahlen? 

Irland: Massenbewegung gegen Wassergebühren 


Die irische Regierung will Wassergebüh¬ 
ren einführen, die Bevölkerung wehrt 
sich - auch die Worker‘s Party of Ir e- 
land (WPI). UZ sprach mit John Jeffe- 
ries, Mitglied des ZK der WPI. 

UZ: In Irland kämpft eine Massenbewe¬ 
gung gegen die Einführung von Wasser¬ 
gebühren. Worum geht es? 

John Jefferies: Bisher wurde die Was¬ 
serversorgung in Irland immer über all¬ 
gemeine Steuern finanziert. Aber nach 
dem wirtschaftlichen Zusammenbruch 
in Irland hat sich die Regierung mit der 
EU und dem IWF auf ein Sparprogramm 
geeinigt, die Milliardenkredite des IWF 
und der EU müssen zurückgezahlt wer¬ 
den, und sie werden in erster Finie von 
der Arbeiterklasse zurückgezahlt. Ob¬ 
wohl die Leute schon mit ihren Steuern 
für das Wasser bezahlen, sollen sie jetzt 
im Zusammenhang mit diesen Kürzungs¬ 
maßnahmen noch ein zweites Mal bezah¬ 
len - durch die Einführung von Gebüh¬ 
ren für das Wasser. Dazu planen sie auch, 
in 1,5 Millionen Haushalten Wasserzäh¬ 
ler zu installieren. 

Dagegen gibt es großen Widerstand, 
denn die Leute wissen, erstens, dass sie 
sich das nicht leisten können, zweitens, 
dass sie schon jetzt für das Wasser be¬ 
zahlen und drittens, dass am Ende die¬ 
ses Prozesses die Privatisierung unserer 
Wasserversorgung stehen wird. 

In der ganzen Republik Irland gab es 
Widerstand dagegen, und in Nordirland, 
das noch immer unter britischer Kontrol¬ 
le ist - obwohl es die Northern Ireland 
Assembly gibt -, wissen wir, dass dort ir¬ 
gendwann dasselbe passieren wird. Denn 
die britische Regierung macht Druck, 
auch dort zu sparen. Es ist also eine ge¬ 
samtnationale Angelegenheit, aber die 
eigentlichen Kämpfe finden im Süden 
Irlands, in der Republik Irland statt. Die 
Regierung hat 2013 dieses neue Unter¬ 
nehmen Irish Water gebildet. Diese Fir¬ 
ma will 1,8 Millionen Haushalte als Kun¬ 
den erfassen, aber nicht einmal 500 000 
haben die Formulare dafür ausgefüllt. 
Die Regierung lügt auch über diese Zah¬ 
len. Es gibt einen Boykott der Wasserge¬ 
bühren, und es gibt Widerstand gegen die 
Installation der Zähler. Ich würde sagen, 
das ist die größte Massenbewegung von 
Menschen aus der Arbeiterklasse in der 


Republik Irland seit der Staat vor 80 Jah¬ 
ren gegründet wurde. 

UZ: Welche Rolle spielt die WPI in diesen 
Protesten? 

John Jefferies: Die WPI ist eine von ei¬ 
ner Reihe linker Parteien, die an dieser 
Kampagne mitwirken. Wir sind eine klei¬ 
ne Partei, und wir sind vor allem in den 
Städten vertreten, aber wir nehmen ak¬ 
tiv teil an den Protesten. Unsere Mitglie¬ 
der sind aktiv in dieser Bewegung, und 


sie stellen sich auch ganz buchstäblich 
den Leuten in den Weg, die kommen, 
um die Zähler zu installieren, wir stel¬ 
len uns auf die Absperrhähne, an denen 
die Zähler installiert werden sollen oder 
parken unsere Autos darüber. Bis jetzt 
ist dann zwar die Polizei gekommen, es 
gab auch einige Festnahmen, aber bis 
jetzt hat sie die Installation noch nicht 
vollständig durchgedrückt. In Dublin war 
das schlimmer, dort gab es auch einige 
Angriffe der Polizei. Es gab auch eine 
ganz widerliche Kampagne der Medien 
gegen uns. Trotzdem hat das den Wider¬ 
stand nicht geschwächt - er wird stärker. 

UZ: Und was fordert ihr? 

John Jefferies: Wir wollen zu der Bezah¬ 
lung des Wassers über die Steuern zu¬ 
rückkehren. Wir wollen Irish Water ab¬ 


schaffen, die Privatisierungen stoppen 
und wir wollen, dass die Kommunen das 
machen, was sie vorher auch gemacht 
haben - aber wir sagen auch, dass die 
Kommunen seit über 20 Jahren zu we¬ 
nig Geld bekommen. Zum Beispiel gibt 
es im Moment einen Einstellungsstopp 
im öffentlichen Dienst, sie können keine 
neuen Leute einstellen, und Leute, die in 
Rente gehen, werden nicht ersetzt. Die 
Kommunen stehen sehr schlecht da, die 
Labour Party unterstützt die Regierung 
bei ihrer Politik der Privatisierungen und 


der Angriffe auf die Arbeiter - das ge¬ 
hört alles zusammen. 

UZ: Von Seiten der EU wird Irland im¬ 
mer als Beispiel dafür angeführt, dass die 
„Rettungspakete“erfolgreich sein können. 

John Jefferies: Wenn man darüber 
spricht, dass die Regierung die Politik 
der EU umgesetzt hat, dann kann sa¬ 
gen: Es war erfolgreich. Aber wenn 
man von der Bevölkerung spricht und 
von den Lebensbedingungen, von dem, 
was dem Volk aufgezwungen wurde, 
dann war das eine Katastrophe. Die iri¬ 
sche Regierung stellt sich gerne als der 
Klassenbeste in Europa dar. Vor einiger 
Zeit haben wir den Ministerpräsidenten 
Enda Kenny im Fernsehen gesehen, wie 
Nicolas Sarkozy ihm den Kopf getät¬ 
schelt hat - „Gut gemacht.“ 


Im Wahlkampf hatten sie noch et¬ 
was ganz anderes erzählt, besonders die 
Labour Party, die zweite Partei in der 
Koalition. Sie haben gesagt, sie würden 
die Troika zurückweisen, sie haben ge¬ 
sagt, sie würden einen Schuldenschnitt 
durchführen. Stattdessen bezahlt nun 
das irische Volk. EU und IWF haben 
67,5 Milliarden Kredite gegeben, wei¬ 
tere 17,5 Milliarden hat die Regierung 
größtenteils aus den staatlichen Renten¬ 
fonds genommen hat - die Regierung 
hat Gelder, die für die Renten bestimmt 


waren, genommen und an die Banken 
weitergereicht. 

UZ: Die Kritik an der EU in Irland 
nimmt zu - heißt das, dass sich ein anti¬ 
kapitalistisches Bewusstsein herausbildet? 

John Jefferies: So weit würde ich nicht 
gehen. Es gibt sicher ein Bewusstsein, 
dass die verantwortlichen Leute in der 
EU sich nicht um die Interessen der 
Menschen kümmern. Früher war Irland 
ja ein Land, in dem es eine sehr große 
Unterstützung für die EU gab. Aber das 
Land hat sich verändert, und ich denke, 
die EU wird heute überwiegend als ein 
gescheitertes Projekt angesehen. Aber 
ob die Leute die EU als ein Projekt des 
Kapitals erkennen - bis dahin ist es wohl 
noch ein ganzes Stück. 

Interview: Olaf Matthes 
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Nicht noch mehr zahlen - Protest gegen Wassergebühren in Dublin. 


Arbeitskräfte gehen, Stiftungen kommen 

Moldawien: Parteiensystem bröckelt 


Das Parteiensystem der Republik Mol¬ 
dawien verschiebt sich. Diese Entwick¬ 
lung hatte sich schon bei den Parla¬ 
mentswahlen im vergangenen Herbst 
angedeutet, die Kommunalwahlen im 
Juni bestätigten diese Tendenz des Zer- 
bröckelns. 

Nach einem Tief im Ansehen der 
Kommunisten in den 1990er Jahren 
erlebte die Partei der Kommunisten 
Ende des Jahrzehnts eine politische Re¬ 
naissance. Bei der Parlaments wähl von 
2001 gewann sie über 50 Prozent der 
Stimmen und mehr als zwei Drittel der 
Parlamentssitze. Solche Erfolge konn¬ 
te sie auch bei den Wahlen von 2005 
und 2009 
wieder¬ 
holen. Im 
Anschluss 
daran kam 
es in der Hauptstadt zu gewalttätigen 
Protesten, die gegen die Kommunisten 
gerichtet waren und dann zu Neuwah¬ 
len. Bei den Wahlen im November 2010 
sank ihr Anteil auf unter 40% und im 
November 2014 erreichte sie 17,5 Pro¬ 
zent. 

Nur 7 Monate später, bei den Kom¬ 
munalwahlen im Juni 2015, erreichte 
keine der beteiligten Parteien mehr 
als 20 Prozent der Stimmen: Im ersten 
Wahlgang erreichte die Liberal-Demo¬ 
kratische Partei 18,5 (PLDM) Prozent, 
die Demokratische Partei (PDM) 17,3, 
die Sozialistische Partei (PSRM) 16,6, 
die Liberale Partei (PL) 12,6, Partidul 


Nostru (Unsere Partei) 11,1, die Partei 
der Kommunisten (PCRM) 10,2 und 
der Block Europäische Volkspartei 
(BPPE) 7,6 Prozent. 

Ein besonders bemerkenswertes 
Ergebnis erzielte die PSRM, die zwar 
seit Mitte der 1990er Jahre besteht, 
aber sich erst jetzt als ein wichtiger po¬ 
litischer Faktor etablieren konnte. Die 
Partei erklärt sich für den demokrati¬ 
schen Sozialismus als Alternative zum 
Kapitalismus. Sie setzt sich zum großen 
Teil aus Mitgliedern zusammen, die da¬ 
vor in der Partei der Kommunisten ihre 
politische Heimat hatten. 

In den letzten vier Jahren hat be¬ 
sonders 
die Partei 
der Kom¬ 
munisten 
Moldawi¬ 
ens beträchtliche Verluste hinnehmen 
müssen. Die Führung der Partei hat 
versucht, „reformerische“ und „pro-eu¬ 
ropäische“ Problemstellungen in ihrem 
Konzept zu assimilieren und auf diese 
Weise ihre Stellung in der Gesellschaft 
und bei den Wählern zu behaupten und 
der in- und ausländischen gegnerischen 
Propaganda der imperialistischen Zen¬ 
tren zu widerstehen. Bei den Parla¬ 
mentswahlen vom November 2014 er¬ 
hielt die früher stärkste politische Kraft 
des Landes nur noch 17,5 Prozent der 
Stimmen. Bis zu den sechs Monate spä¬ 
ter stattgefundenen jetzigen Kommu¬ 
nalwahlen verlor sie erneut 7,3 Prozent 


und landete mit 10,2 Prozent nur noch 
an 6. Stelle in der Rangfolge der Par¬ 
teien. 

Die Zahl der relevanten politischen 
Akteure hat sich erhöht. Sie bieten sehr 
unterschiedliche Konzepte und - zum 
Teil - Pseudolösungen für die gesell¬ 
schaftlichen Probleme an. Das hat nicht 
nur dazu beigetragen, dass sich die in¬ 
neren und außenpolitischen Probleme 
des Landes vergrößert haben. Es hat 
auch dafür gesorgt, dass es für die im¬ 
perialistischen Mächte leichter wird, 
ihre Interessen in Moldawien durchzu¬ 
setzen: Sie können die verschiedenen 
Parteien gegeneinander ausspielen und 
die auftretenden Gegensätze für ihre 
Zwecke nutzen. Besonders aktiv sind 
dabei die verschiedenen Stiftungen 
und „Think Tanks“ aus den USA und 
den EU-Ländern - auch aus Deutsch¬ 
land. Dazu gehören die auch aus der 
Entwicklung in der Ukraine bekannten 
US-Regierungsstiftung National En- 
dowment for Democracy, Soros-Foun- 
dation Moldova, die deutsche Konrad- 
Adenauer-Stiftung, Friedrich-Ebert- 
Stiftung usw. 

Diese Agenturen der imperialisti¬ 
schen Großmächte nutzen die außen¬ 
politischen Fragestellungen, vor denen 
Moldawien steht - so das Verhältnis 
zur EU und die Transnistrien-Frage -, 
sie tragen dazu bei, Nationalismus und 
Russophobie zu schüren und versu¬ 
chen, die Regierung zu so genannten 
Reformen zu bewegen. Dazu gehören 


z.B. wirtschaftspolitische und politische 
Gesetze und Maßnahmen, die der Ver¬ 
wirklichung der Festlegungen des As¬ 
soziierungsabkommens EU-Moldawi- 
en dienen. 

Die Annäherung an die EU hat 
aber zu keiner Lösung der wirtschaft¬ 
lichen Probleme des Landes geführt. 
Führende Ökonomen sprechen davon, 
dass sich die moldawische Wirtschaft in 
der Rezession befindet, optimistische 
Analysen sprechen von einer Stagna¬ 
tion in Industrie und Landwirtschaft. 
Mehr als die Hälfte der arbeitsfähigen 
Bevölkerung hat das Land verlassen, 
um im Ausland nach Arbeit zu suchen - 
der Großteil von ihnen junge, gut aus¬ 
gebildete Menschen. 

In einem offenen Schreiben an die 
anderen Parlamentsfraktionen vom 
30. Juni schätzt die Fraktion der Partei 
der Kommunisten der Republik Mol¬ 
dawien ein, dass die demokratischen 
Instrumente praktisch nicht mehr funk¬ 
tionieren. Die Bürger haben kein Ver¬ 
trauen mehr zu den politischen Partei¬ 
en, sie beginnen an der Wirksamkeit 
der moldawischen Staatlichkeit zu 
zweifeln. Die Wahlen als wichtiges In¬ 
strument der Demokratie wurden in 
einen Marktplatz und in eine großan¬ 
gelegte Manipulation der Menschen, 
in ein System der Korrumpierung der 
Wähler und der Fälschungen umgestal¬ 
tet. Die Politik werde von Parteien und 
Personen mit viel Geld bestimmt 

Anton Latzo 


„Stiftungen wie die Soros-Foundation 
sind besonders aktiv.“ 


Trotz Blockade 

In Kuba ist seit Donnerstag an insge¬ 
samt 35 öffentlichen Orten ein drahtlo¬ 
ser Zugang zum Internet möglich. Die 
Einrichtung der WiFi-Zonen ist Teil ei¬ 
nes staatlichen Programms, das den öf¬ 
fentlichen Internetzugang verbessern 
soll. Vor allem wegen der USA-Blocka- 
de sind die Verbindungsmöglichkeiten 
allerdings stark eingeschränkt. 

Venceremos? 

„Syriza, Podemos - Venceremos“ - 
dieser Slogan tauchte auch in Deutsch¬ 
land auf den Demos für „Solidarität 
mit Griechenland“ immer wieder auf. 
Pablo Iglesias, der Generalsekretär der 
aus der Bewegung der „Empörten“ ent¬ 
standen Partei, bewertete den Ausgang 
des griechischen Referendums als „Sieg 
der Demokratie“. Die Partei hofft, bei 
den Parlamentswahlen im Herbst einen 
ähnlichen Erfolg wie bei den vergange¬ 
nen Kommunalwahlen erzielen zu kön¬ 
nen - dafür verspricht sie sich Auftrieb 
vom Sieg des „Nein“. Nach aktuellen 
Umfragen liegt Podemos mit knapp 21 
Prozent hinter Sozialisten und Konser¬ 
vativen (23 bzw. 24,5 Prozent). 

Putschistenrettung 

Martin Schulz, Präsident des EU-Par- 
laments, hat die Kiewer Regierung in 
einer Rede vor dem ukrainischen Par¬ 
lament zu Gesprächen mit Russland 
aufgefordert. Von Russland verlangte 
er, im Streit um Gaslieferungen an die 
Ukraine „an den Verhandlungstisch zu¬ 
rückzukehren“. Moskau hatte vor kur¬ 
zem das Gas abgestellt, weil Kiew keine 
Vorkasse geleistet und zu hohe Forde¬ 
rungen nach Rabatten beim Gaspreis 
gefordert hatte. 

Der ukrainische Energieminister 
bat um neue Kredite des „Westens“, 
um das russische Gas bezahlen zu kön¬ 
nen. Die vom IWF bereits zugesagten 
Gelder seien bereits für Reserven und 
andere Zwecke eingeplant. 

Der IWF hatte im März ein neues 
Rettungsprogramm für die Ukraine 
abgesegnet. In vier Jahren soll das vom 
Staatsbankrott bedrohte Land insge¬ 
samt 40 Milliarden US-Dollar bekom¬ 
men, darunter 17,5 Milliarden vom IWF. 

Trotz der Finanzspritzen steuert die 
Ukraine weiter auf den Staatsbankrott 
zu. Im Juni wurde die Staatsverschul¬ 
dung des Landes auf 50 Milliarden US- 
Dollar geschätzt, was 70 Prozent des 
Bruttoinlandsprodukts (BIP) ausmach¬ 
te. Die Nationalbank in Kiew erwartet, 
dass der Schuldenberg noch in diesem 
Jahr 93 Prozent des BIP erreichen wird. 

Festnahmen und Verbote 

Nach neuen Protesten gegen Polizei¬ 
gewalt hat die niederländische Polizei 
in Den Haag in der vergangenen Wo¬ 
che rund 200 Menschen festgenom¬ 
men, teilte ein Polizeisprecher mit. Im 
Stadtteil Schilderswijk war es erneut 
zu Unruhen gekommen. Zuvor hatte 
der Bürgermeister Den Haags ein Ver¬ 
sammlungsverbot verhängt. 

Die Proteste hatten Anfang letzter 
Woche begonnen, nachdem ein Mann 
bei einer gewaltsamen Festnahme der 
Polizei gestorben war. Die daran be¬ 
teiligten Beamten wurden vom Dienst 
suspendiert. 

Bomben auf Bagdad 

Die irakische Luftwaffe hat versehent¬ 
lich die Hauptstadt Bagdad bombar¬ 
diert. Sieben Menschen seien bei dem 
Angriff getötet und weitere 13 verletzt 
worden, teilte die Polizei mit. Anwoh¬ 
ner berichteten, dass in dem Wohnvier¬ 
tel Nairija im Stadtbezirk Neu-Bagdad 
eine Reihe von Häusern zerstört wor¬ 
den sei. Der Vorfall geht nach Polizei¬ 
angaben auf eine technische Panne im 
Flugzeug zurück. Die irakische Luft¬ 
waffe fliegt momentan Angriffe gegen 
den IS, der weite Teile im Westirak be¬ 
setzt hält. 

Aufmarsch an der Grenze 

Die türkische Armee hat ihre Truppen 
an der Grenze zu Syrien weiter ver¬ 
stärkt. Die Nachrichtenagentur DHA 
meldete, ein Armee-Konvoi mit Artille¬ 
rie sei auf dem Weg von der Hauptstadt 
Ankara in die türkisch-syrische Grenz¬ 
provinz Kilis. Bereits vergangene Wo¬ 
che wurden Panzer und Soldaten nach 
Kilis verlegt. 
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Karikatur: Bernd Bücking 


„Die neue europäische Aristokratie will 
eine Abkehr von der Demokratie“ 

Peter Mertens, Vorsitzender der PvdA, zum Ausgang der Abstimmung 
in Griechenland 


Kolumne von Dietmar Dath 

Lösungssignal 


Glückwunsch an das griechische Volk. 
Mit mehr als der Hälfte der gezählten 
Stimmabgaben ist das Ergebnis deut¬ 
lich: Nein zur Würgepolitik der euro¬ 
päischen Oligarchen. Nein zur autori¬ 
tären Politik der europäischen Techno¬ 
kraten, Welche Legitimität haben die 
Dijsselbloems, Schäubles, Moscovicis, 
Junckers, Schulzen, Renzis und Mer¬ 
kels noch? Dies ist ein Nein zur ge¬ 
samten Memorandumspolitik von der 
Troika, und eine bedeutender Rück¬ 
schlag der hegemonialen Politik des 


neoliberalen Europas, Es ist ein Signal 
der Hoffnung auf diesem Kontinent. 

Heute konnte Griechenland zwi¬ 
schen zwei Europas wählen. Es wähl¬ 
te das Europa der Solidarität und De¬ 
mokratie, und es stimmte gegen das 
Europa der Einsparungen und gegen 
die Würgepolitik der neuen finanziel¬ 
len Aristokratie, Dies ist ein enormes 
Signal. Es bedeutet einen impulsähn¬ 
lichen Denkanstoß, mit dem sich die 
ganze europäische Regierungspolitik 
verändern lässt. Es bedeutet Hoffnung 
für jene Völker jener Staaten, die nach 
einer Alternative suchen: Von Spanien 
über Belgien bis Irland. Griechenland 
war in Europa das erste Land, das Op¬ 
fer der finanziellen Strangulierungs- 
politik wurde. Heute ist Griechenland 
auch das erste Land, das einen ande¬ 
ren Weg wählt. Heute lassen die Grie¬ 
chen auch laut und deutlich wissen: 
Genug ist genug, es ist an der Zeit eine 
neue Seite aufzuschlagen. 

Es war seitens der griechischen 
Regierung mutig, die Bevölkerung zu 
fragen und den Weg eines Referen¬ 
dums zu wählen. Es war auch mutig, 
das Volk aufzurufen, nein zu sagen ge¬ 
gen die vielen Ultimaten, weil ein Nein 
deutlich macht, dass das Schicksal ei¬ 


nes Volkes nicht von den europäisch¬ 
technokratischen Monstern abhängig 
sein darf. Die Tatsache, dass ein Refe¬ 
rendum organisiert wurde, zeigt, dass 
innerhalb der Europäischen Union 
verschiedene Wege gewählt werden 
können - ganz im Gegensatz zu dem, 
was man uns glauben machen möchte. 

Das heutige Ergebnis ist eine Nie¬ 
derlage für die heutigen europäischen 
Spitzenpolitiker. Sie haben gegen die 
Griechen eine Pistole an den Kopf 
gesetzt. Die Griechen sollten Syriza 


gestürzt haben sollen, um zu zeigen 
dass angeblich keine Alternative zur 
würgeähnlichen Austerität toleriert 
werden darf. Darüber dachten - aller¬ 
dings - die Griechen anders. Es muss 
eine Alternative geben, weil deren 
Sparmaßregelungen für die Griechen 
unverdaulich ist, weil deren Sparmaß¬ 
regelungen die Griechen regelrecht er¬ 
würgen würden. 

Dieses Ergebnis ist ein Sieg für die 
internationale Kampagne zur Unter¬ 
stützung der Nein-Stimme, weil auch 
diese Kampagne eine Rolle in diesem 
Erfolg spielte. Der Kampf hat begon¬ 
nen, die Völker von Europa bauen nun 
Schritt für Schritt ein gemeinschaftli¬ 
ches Bewusstsein gegenüber der neu¬ 
en europäischen Aristokratie auf. Es 
wird nun deutlich: Dieser Sieg von 
OXI ist auch ein Rückschlag für die 
Legitimität der Troika (EZB, Euro¬ 
päische Kommission und IWF). Die 
Legitimität der europäischen Aristo¬ 
kratie ist hiermit von Athen aus zur 
Diskussion gestellt worden. Für ihre 
Politik gibt es eine Grundlage - trotz 
der beispiellosen Kampagne der eu¬ 
ropäischen Technokraten, der griechi¬ 
schen Oligarchen und der kommerzi¬ 
ellen Helfershelfer privater Medien. 


Aber zugleich warnen wir vor Eu¬ 
phorie, denn diese Auseinanderset¬ 
zung ist kein Sandkastenspiel und es 
kommen auf Griechenland schwere 
Zeiten zu. Der Plan B der EU-Tech- 
nokraten wird auf jeden Fall auf der 
Negierung des Ergebnisses des Re¬ 
ferendum basieren und einem weite¬ 
ren einmischendem Streben nach ei¬ 
ner anderen griechischen Regierung. 
Schäuble, Dijsselbloem, Schulz, Jun¬ 
cker und Andere haben den Versuch, 
eine andere Regierung in Griechen¬ 
land zu haben, nicht aufgegeben. Das 
griechische Volk verdient unsere Un¬ 
terstützung mehr denn je. 

Das griechische Volk hat das viel¬ 
köpfige Monster der Troika schmerz¬ 
haft getroffen. Dieses Ergebnis ver¬ 
danken wir dem Kampf der Jugend 
und der arbeitenden Bevölkerung 
Griechenlands. Diese wollen eine 
wirkliche Zukunft haben, mit Inves¬ 
titionen in den öffentlichen Sektor, 
und sie wollen keine Zukunftssack¬ 
gasse haben, die von ewigen und ho¬ 
hen Einsparungen und Rückzahlun¬ 
gen an die internationalen Banken 
geprägt ist. Sie wollen keine weiteren 
Rentenkürzungen hinnehmen. Sie 
wollen die Massenkaufkraft wieder¬ 
herstellen sowie die Schaffung von 
Arbeitsplätzen für junge Menschen, 
statt ältere Menschen bis zum 67. Le¬ 
bensjahr schuften zu lassen. Sie wol¬ 
len den Bauern und Hotelbeschäf¬ 
tigten helfen, statt ihre Zukunft zu 
ersticken. 

Es wird jetzt immer deutlicher, 
dass die neue europäische Aristokra¬ 
tie eine Abkehr von der Demokratie 
will. Es ist dies die Troika und ihre in¬ 
stitutionalisierten Machtbereiche, die 
nicht gewählt wurden und sich jegli¬ 
cher öffentlich-demokratischen Kon¬ 
trolle entziehen. Es ist höchste Zeit 
dass diese installierten Machtbereiche 
überwunden werden. Die EU - und si¬ 
cherlich auch die Troika - können an¬ 
deren Völkern nicht vorschreiben, wie 
und auf welche Art und Weise Schul¬ 
den abgebaut werden. 

Der Kampf hat eben erst begon¬ 
nen. Wenn wir in den letzten fünf Mo¬ 
naten etwas gelernt haben - auch mit 
diesem Referendum und insbesondere 
auch jetzt - dann ist es, dass bestimmte 
Dinge sich nur durch des Volkes Wille 
gestalten lassen - egal ob es die Stim¬ 
me der Griechen auf dem Syntagma- 
platz ist oder Stimme anderer Völker 
Europas in anderen Ländern. Nun 
stehen wir vor immensen Herausfor¬ 
derungen. Nicht allein wegen und für 
Griechenland aber auch für die Euro¬ 
päische Linke, die die OXI-Kampagne 
mit unterstützt hat und sich deutlich 
für ein anderes Europa ausgesprochen 
hat. 


Noch am Morgen des 5. Juli, als in 
Griechenland bereits darüber abge¬ 
stimmt wurde, ob man in Athen dem 
Nötigungsdruck des Exportweltmeis- 
terimperialismus nachgeben soll¬ 
te oder nicht, boten die deutschen 
Medien ein absonderliches Bild. Ob 
gedruckt, gesendet oder online ab¬ 
rufbar - überall wurden die aben¬ 
teuerlichsten Logikschrauben in die 
letzten Löcher gedreht, um die in 
Berlin zusammengezimmerte Kons¬ 
truktion „Nur der Sparkurs kann die 
Griechen retten“ vor dem Auseinan¬ 
derbrechen zu bewahren. 

Das Muster war primitiv: Wer den 
Griechen rate, auf all die Zumutun¬ 
gen mit „nein“ zu antworten, stelle 
die Sache einseitig dar, man müsse 
sehen, dass jeder sichtbare Nachteil 
der Knauserpolitik einen Vorteil für 
alle nach sich ziehe. Beliebtes Bei¬ 
spiel: Eure Löhne sind zwar gefal¬ 
len, aber das macht griechische Pro¬ 
dukte billiger, und davon werdet ihr 
am Ende was haben, denn der grie¬ 
chische Kapitalist will mehr Zeug ins 
Ausland verkaufen, damit er in der 
nächsten Runde seinen abhängig Be¬ 
schäftigten endlich wieder mehr be¬ 
zahlen kann. 

Das ist so vernünftig wie die Bau¬ 
ernregelvariante: Auf Regen folgt 
Sonnenschein, darum lasst uns für 
mehr Regen beten, damit die Son¬ 
ne scheint. Die Griechen stehen aber 
nicht gern im Regen, und der beson¬ 
dere Sonnenschein, der dazugehört, 
hat sich als knochenbleiche Dürre 
erwiesen. 

Nun hatten sie die Wahl, sich beim 
Abstimmen entweder nach ihrem 
Kontostand oder nach Hoffnungen 
auf die Solidarität des heimischen 
Kapitals im Fall eines hypothetischen 
Konjunktur auf Schwungs zu richten. 
Sie entschieden sich für ihre fünf 
Sinne und gegen die Gesinnung, die 
in Deutschland mit seltsamen Argu¬ 


lm Vorfeld hieß es, auf dem Esse¬ 
ner Parteitag der Alternative für 
Deutschland (AfD) stehe eine Rich¬ 
tungsentscheidung an: hie konserva¬ 
tiv-wirtschaftsliberale Kraft mit seriö¬ 
sem Anstrich, da Öffnung nach rechts 
inklusive Rabauken-Image. Das trifft 
es eher nicht. Bernd Lucke, der bishe¬ 
rige Mr. AfD, war weit weniger seriös, 
als er sich gab und gibt. Von Beginn 
an paktierte er mit Halb- und Ganz- 
Rechten, für Neofaschisten - wenn 
sie sich nur nicht so nannten - war die 
Partei auch unter seiner Führung of¬ 
fen. Als Sammlungsbewegung funk¬ 
tionierte der Haufen eine Zeitlang, 
weil auf der einen Seite seines Spekt¬ 
rums die FDP verschwunden war und 
an seiner rechten Flanke keine ande¬ 
re Kraft Wähler gewinnen konnte. 

Rückenwind für die AfD gab es 
durch den alltäglichen Rechtspopu¬ 
lismus in den Medien. Viele der Pegi- 
da-Bewegten sorgten für Erfolge bei 
Wahlen, mit Lucke und Henkel waren 
Front-Leute vorhanden, die der jun¬ 
gen Partei Gesicht und Profil gaben. 
Doch gab es Stagnation. 

Anders als in Frankreich oder in 
den nordischen Ländern stehen rech¬ 
te Parteien in Deutschland unter dem 
Verdikt der historischen Erfahrung 
des Faschismus an der Macht. Das 
bedeutet vor allem zweierlei. Erstens 
ist der Widerstand der Bevölkerung 
gegen Rechte und Rechtspopulisten 
allgegenwärtig und zweitens zögern 
die Herrschenden - auch aus inter¬ 
nationaler Rücksichtnahme - sie in 
dem Maße zu unterstützen, wie das 
in anderen Ländern der Fall ist. An¬ 
ders gesagt - der rechte Sumpf darf, 
ja er muss sogar wabern, aber seine 
Bäume lässt man vorerst nicht allzu 
hoch wachsen. 


menten wie dem zitierten ausgegeben 
wurde. Die deutschen Medien hatten 
offenbar vergessen, dass die Griechen 
sie nicht lesen, ihnen nicht zuschauen 
und sie nicht hören. 

Hätte man statt der Griechen 
aber die Deutschen darüber abstim¬ 
men lassen, was für die Griechen 
annehmbar sein soll und was nicht, 
wäre die Sache womöglich anders 



ausgegangen. Denn hierzulande hat 
man leider immer wieder gern an die 
nationale Lösung der sozialen Frage 
geglaubt - daran also, dass einheimi¬ 
sches Kapital und einheimische Ar¬ 
beit mehr miteinander gemeinsam 
haben als mit irgendwem im Ausland. 
Diese nationale Lösung der sozialen 
Frage, für die derzeit etwa Frauke Pe- 
try mit ihrer AfD einsteht, wäre eine 
Katastrophe. 

Das Abstimmungsergebnis in 
Griechenland muss zum Startsignal 
einer den ganzen Kontinent erfassen¬ 
den Bewegung für die soziale Lösung 
der Europafrage werden. 

Unser Autor Dietmar Dath ist Schrift¬ 
steller 


Über dem Versuch, sich aus die¬ 
ser Lage zu befreien, zerstritt sich 
die AfD. Die Chance der Konsolidie¬ 
rung hat man eher nicht, ob mit oder 
ohne Lucke. Entwarnung ist gleich¬ 
wohl kaum angebracht. Das Perso¬ 
nal für eine erfolgreiche rechte Poli¬ 
tik ist in diesem Lande überreichlich 
vorhanden. Zusammenkommen wird 
es dann, wenn die Herrschenden den 
Moment für gekommen halten. Für 
diesmal war es noch nicht soweit. 

Ob es jemals dazu kommt, hängt 
aber letztlich vom kontinuierlichen 
Widerstand gegen Rechts ab. Alle, die 
gegen Pegida auf die Straße gegangen 
sind, können sich auch das Taumeln 
und mögliche Scheitern der AfD 
ans Revers heften. Und dabei muss 
es bleiben. Kräfte wie die AfD und 
Schlimmere dürfen nie wieder auch 
nur in die Nähe der Macht kommen. 
Es kommt auf uns an. 




Kommentar von Adi Reiher 

Zwischen Stagnation und Scheitern 
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politisch eine „Sackgasse“ 

des VII. Weltkongresses der Komintern zur Volkfrontpolitik »Von Heinz Karl 


Theoretisch und 

„Linke“ Widerstände gegen die Beschlüsse 

In der vergangenen Woche veröffentlichte die UZ einen Beitrag von Herbert Mies zum VII. Weltkongress 
der Komintern. Gewiss wäre dem noch sehr vieles hinzuzufügen - was beispielsweise die Faschismusein¬ 
schätzung, die Frage nach den realen Bündniserfahrungen im Kampf gegen den Krieg und der Volksfront¬ 
politik betrifft. So beispielsweise, dass mit der Dimitroff sehen Definition des Faschismus „an der Macht“ 
bewusst vor allem auf das Klassen wesen des Faschismus orientiert wurde - von der Bestimmung anderer 
Seiten wie organisatorische Formen, Ideologie wurde in diesem Zusammenhang abgesehen. 

Der VII. Weltkongress war ein Höhepunkt in der Geschichte der kommunistischen Weltbewegung, 
der wichtige Weichen stellte für die kommenden Jahrzehnte. Er rüstete die Kommunistinnen und Kom¬ 
munisten aus im Kampf gegen Faschismus und Krieg, für folgende Klassenauseinandersetzungen sowie 
volksdemokratisch-sozialistische Revolutionen. 

Aber kaum bekannt sind die Reaktionen ultralinker Kritiker auf die Beschlüsse des VII. Weltkongres¬ 
ses, vor allem auf die Volksfrontpolitik. Daran zu erinnern und die Lehren zu berücksichtigen, scheint 
angesichts aktueller Entwicklungen und Positionierungen auch in der heutigen kommunistischen Bewe¬ 
gung mehr als nötig. Nina Hager 


★ 

urch die Volksfrontpolitik konnten, wie Eric 
Hobsbawn hervorhebt, „Offensiven der 
Rechten abgewehrt“ 1 und die antifaschisti¬ 
schen Kräfte gestärkt werden. Wir sollten jedoch 
nicht übersehen, dass gegen die Volksfrontpoli¬ 
tik auch prinzipielle Vorbehalte geltend gemacht 
wurden und werden. Dabei wurde - beispielsweise 
von Jakob Moneta 2 - durchaus berechtigte Kritik 
an konkreten taktischen Fehlern und Versäumnis¬ 
sen geübt. Sie bezieht sich auf 

• eine ungenügende Koordinierung von außerpar¬ 
lamentarischer Bewegung und dem Wirken auf 
parlamentarischer Ebene bzw. in der Regierung 
oder in deren Vorfeld; 

• eine ungenügende Realisierung möglichen 
Drucks von unten auf Parlamente und Regie¬ 
rungen; 

• ein teilweises Zurückschrauben progressiver, ra¬ 
dikal- demokratischer Forderungen aus taktischer 
Rücksichtnahme auf tatsächliche oder angestreb¬ 
te Bündnispartner; 

- ein mitunter passives, „vertrauensvolles“ Abwar¬ 
ten von Maßnahmen der Volksfrontregierung. 
Diese Kritik mag unter Berücksichtigung der kon¬ 
kreten, in jedem Falle schwierigen Zeitumstände, 
der außerordentlich komplizierten Aufgaben viel¬ 
leicht als zu scharf empfunden werden. Sie ist aber 
wohl notwendig, vor allem wenn wir Fehren für 
Gegenwart und Zukunft herausarbeiten wollen. 

Nicht zu ignorieren sind aber auch bestimm¬ 
te zeitgenössische - und heute bekräftigte - Vor¬ 
behalte von links gegen die Volksfrontpolitik, die 
ihrerseits kritisch zu beleuchten sind. 

Dies ist vor allem die Auffassung, Volksfront¬ 
politik bedeute eine Preisgabe der Interessen der 
Arbeiterklasse, deren Unterordnung unter die In¬ 
teressen der Bourgeoisie. So wird von der Zeit¬ 
schrift „Der Internationale Klassenkampf“ dem 
maßgeblich von August Thalheimer redigierten 
Organ der Internationalen Vereinigung der Kom¬ 
munistischen Opposition (IVKO), im April 1936 
der KPD vorgeworfen, „dass sie in dem antifa¬ 
schistischen Kampf, der heute in Deutschland ge¬ 
führt wird, die besonderen Klasseninteressen und 
-ziele des Proletariats den Gesichtspunkten der 
bürgerlichen Demokratie, d.h. den bürgerlichen 
Klasseninteressen der Kapitalisten, die angeblich 
als Bundesgenossen im Kampf gegen die faschis¬ 
tische Diktatur in Frage kommen, unterordnet.“ 

Diese Auffassung wird vor allem mit einer me¬ 
chanischen Entgegensetzung des Kampfes um 
Demokratie, gegen den Faschismus, und der sozia¬ 
listischen Perspektive begründet. In diesem Sinne 
wird im selben Artikel die KPD kritisiert, sie lege 
sich „auf die Wiederherstellung der bürgerlichen 
Demokratie nach dem Sturze Hitlers fest“. Und im 
gleichen - verurteilenden - Sinne heißt es weiter: 
„Der Kampf für die proletarische Diktatur, für die 
Räterepublik wird, solange das Hitlerregime noch 
besteht und die Weimarer Republik noch nicht 
wiederhergestellt ist, zu den Akten gelegt.“ 

Der mangelnde Realismus dieser Sichtweise 
tritt vor allem in zwei eng miteinander verbunde¬ 
nen Aspekten deutlich hervor. Zum einen wird 
ignoriert, dass - wie z.B. Hobsbawm sehr treffend 
bemerkt - diese „im wesentlichen defensive Tak¬ 
tik ... auch neue Entwicklungsperspektiven eröff¬ 
nen konnte „eine neue Art von Demokratie“ und 
dies sich im weiteren Fauf der Geschichte auch 
realisierte. 3 Zum anderen springt der elementa¬ 
re theoretische Fehler ins Auge, die Demokratie 
auf ihre spezifisch bürgerliche Variante zu redu¬ 
zieren, sie mit dieser zu identifizieren. Beide As¬ 
pekte wurden bereits in den Debatten und Be¬ 
schlüssen des VII. Weltkongresses der Komintern 
klar beleuchtet, die dort dazu fixierten Positionen 
durch die Praxis bestätigt. Um so unverständlicher 
ist es, wenn man dieser engen, doktrinären, an den 
historischen Tatsachen vorbeigehenden Sichtwei¬ 
se auch heute nach den praktischen Erfahrungen 
der 30er und 40er Jahre, noch begegnet. 

Überhaupt ist festzustellen, dass in allen die¬ 
sen Polemiken gegen die Volksfrontpolitik das 
Problem einer möglichen Entwicklung der De¬ 
mokratie über den bürgerlichen, kapitalistischen 
Horizont hinaus völlig ignoriert wird. Aber gera¬ 
de dies ist doch einer der wichtigsten Aspekte des 


Kampfes um Demokratie in der kapitalistischen 
Gesellschaft (...) 

Charakteristisch für linke Kritiken an der 
Volksfrontpolitik ist auch, dass Volksfrontregie¬ 
rungen generell als bürgerliche Regierungen, als 
unveränderliche Organe der Herrschaft der Bour¬ 
geoisie, betrachtet werden. So wird im bereits er¬ 
wähnten „Internationalen Klassenkampf“ im Sep¬ 
tember 1937 die spanische Volksfrontregierung 
als Organ „der demokratisch-republikanischen 
Diktatur der Bourgeoisie“ eingeschätzt und, un¬ 
ter Bezug einerseits auf das faschistische Putsch¬ 
regime Francos und andererseits auf die Volks¬ 
frontregierung, erklärt: „Die Art, wie die beiden 
feindlichen Fraktionen der spanischen Bourgeoi¬ 
sie die Herrschaft über die Werktätigen zur Zeit 


ausüben, unterscheidet sich nur in der Phraseolo¬ 
gie, kaum dem Inhalt nach.“ Das Büro der IVKO 
erklärte im August 1937: „Der weiße Schrecken, 
der in Deutschland mit Noske begann, endete fol¬ 
gerichtig mit Hitler. Der weiße Schrecken, den die 
Jose Diaz, Prieto, Azalia begonnen haben, wird 
mit Franco enden, wenn nicht die spanische Arbei¬ 
terklasse ... ihre eigene proletarische Staatsmacht 
aufrichtet ...“ 

Diese Wertungen widerspiegeln nicht nur eine 
äußerst schematische Betrachtung der gesell¬ 
schaftlichen und politischen Konstellation, eine 
mangelnde Fähigkeit, die äußerst zugespitzten Wi¬ 
dersprüche innerhalb der Bourgeoisie, bei Agra¬ 
riern und Mittelschichten für den Kampf gegen 
den Faschismus zu nutzen und zugleich mit den 
Widersprüchen im republikanischen, antifaschis¬ 
tischen Fager realistisch umzugehen. 

Noch merkwürdiger ist, wie wenig Gewicht 
den grundlegenden Tatsachen - dem Bürgerkrieg 
und der ausländischen faschistischen Interventi¬ 
on - beigemessen wird. 

Die logische politische Konsequenz aus sol¬ 
chen Einschätzungen lautete dann: „Die spani¬ 
sche Revolution ist verloren, wenn die spanischen 
Werktätigen nicht bald lernen, die Politik der rus¬ 
sischen Revolution unter Fenins Führung auf ihr 
Fand sinngemäß anzuwenden und die von der 
Stalinclique erfundene Volksfrontpolitik mit allen 
Mitteln zu beseitigen.“ Und: „Wenn der Faschis¬ 
mus geschlagen werden soll, muss im Hinterlande 
mit der konterrevolutionären Politik der Volks¬ 
frontregierung Schluss gemacht werden.“ Diese 
fundamentalen politischen Fehleinschätzungen 
haben vor allem zwei theoretische Quellen. Zum 
einen das Nichtverstehen der Dialektik von De¬ 
mokratie und Sozialismus, das Negieren strategi¬ 
scher Etappen. 

Dies war kein neues Phänomen. Auch in der 
Plattform der KPD(O) vom Dezember 1930 
war die These fixiert worden: „Ein erfolgreicher 
Kampf gegen den Faschismus für die Erhaltung 
der demokratischen Rechte der Arbeiterklasse 


kann nur geführt werden als Kampf für die pro¬ 
letarische Demokratie, für die Rätediktatur.“ Zum 
anderen ergeben sich diese Fehleinschätzungen 
aus der vehement vertretenen Ansicht, dass es im 
bürgerlichen Fager keine relevante politische Dif¬ 
ferenzierung gebe. 

Mit diesen Auffassungen verbunden war die 
Orientierung auf die sozialistische Revolution als 
Aufgabe des Tages (im republikanischen Spani¬ 
en) bzw. als nächstes Ziel (z.B. in Hitlerdeutsch¬ 
land). Für Spanien erklärte Andreu Nin, der Füh¬ 
rer der POUM - im Verständnis der IVKO und 
der KPD(0) „die einzige Partei, die die kommu¬ 
nistischen Grundsätze propagierte“: „Wenn wir 
... glauben würden, dass es heute unseren Inter¬ 
essen entspricht, die demokratische Republik zu 
verteidigen, dann würden wir damit nichts ande¬ 
res machen als den Sieg des Faschismus ... vor¬ 
zubereiten“, und Nin bekräftigte, dass „das Prole¬ 
tariat Spaniens heute nur einen Weg besitzt: den 
der proletarischen Revolution, um in unserem 
Fand eine sozialistische Republik einzurichten“ 
Als Alternative zur Volksfrontregierung sollten 
nach dem Willen der POUM „die Milizen und 
Komitees ... zu einer alleinigen Regierung der 
Arbeiterorganisation weiterentwickelt werden“. 
Der „Internationale Klassenkampf“ teilte diese 
Positionen Nins und der POUM. 

Die praktischen Konsequenzen dieser Orien¬ 
tierung sprechen - und zwar nach dem Zeugnis 
von Zeitgenossen, die sie aktiv unterstützten, und 


von Historikern, die sie positiv bewerten - für sich: 
„Alle 58 Kirchen in Barcelona waren niederge¬ 
brannt“, „Erschießungen der Geistlichen, Groß¬ 
bauern und Fabrikbesitzer“ 4 „unbedachte Expe¬ 
rimente, wie die sofortige Einführung des ,liber¬ 
tären Kommunismus’ in manchen Ortschaften“ 5 
durch die Anarchisten. Auch August Thalheimer 
berichtete nach einem Besuch in Katalonien Ende 
1936, dass „vielfach die Kollektivierung weiterge¬ 
trieben worden ist, als es dem Wunsche der Bau¬ 
ern entspricht“. Jeglicher Versuch, gewaltsam den 
Übergang zur proletarischen Revolution zu er¬ 
zwingen, konnte die Volksfront nur schwächen, 
musste den Widerstand gegen den Faschismus un¬ 
tergraben. 

Ohne die erreichte Eindämmung und Zurück - 
drängung dieser abenteuerlichen Tendenzen bis 
Mitte 1937 wäre es der Spanischen Republik nicht 
möglich gewesen, im zweiten Halbjahr 1937 und 
1938 ihre größten Anstrengungen zu vollbringen 
und sich bis zum Frühjahr 1939 zu behaupten. Ur¬ 
teile wie: „Die Volksfrontpolitik ... hatte die Nie¬ 
derlage der Spanischen Republik verursacht... 
Das Schicksal der spanischen Revolution ist die 
historische Widerlegung und Absage an die Volks¬ 
frontpolitik“ 6 stellen die Geschichte nachgerade 
auf den Kopf. 

Was Deutschland angeht, so schrieb „Der In¬ 
ternationale Klassenkampf“ im April 1936, die 
Kommunisten müssten „den Kampf für den Sturz 
des Hitlerregimes als Kampf für die Herbeifüh¬ 
rung des Sozialismus führen; das ist aber nicht 
unter der Fosung der bürgerlichen Demokratie, 
sondern nur unter der Fosung der Rätediktatur, 
nicht mit kapitalistischen Verbündeten, sondern 
nur gegen die Bourgeoisie als Klasse möglich“. 
„Die Revolution gegen das Hitlerregime kann nur 
eine sozialistische, proletarische Revolution sein.“ 
Von solchen offensichtlich falschen Einschätzun¬ 
gen des Wesens und der Grundlagen der faschis¬ 
tischen Diktatur, der Widersprüche in der Gesell¬ 
schaft und des Grades ihrer Entfaltung, der Be¬ 
dingungen der Formierung der antifaschistischen 


Kräfte, der Voraussetzungen des Übergangs zum 
Sozialismus und der einseitigen, schematischen 
Stellung des Demokratieproblems ausgehend, war 
im Verständnis der KPD(O) „die Volksfront eine 
rechte Politik und der Beginn der Aufgabe auch 
der theoretischen Grundsätze der kommunisti¬ 
schen Bewegung. Die KPD(O) nahm daher an 
den Volksfront-Verhandlungen in Paris nicht teil“. 
Im Pariser Volksfrontausschuss bezog die Mehr¬ 
heit der SAP-Vertreter (im Unterschied zu Jacob 
Walcher und Willy Brandt) im Grunde die glei¬ 
chen „linken“ Positionen zur Volksfrontpolitik. 
Sie lehnten die demokratische Republik als nächs¬ 
tes Kampfziel als „liberalistisch „ ab und forderten 
statt dessen die Ablösung der faschistischen Hit¬ 
ler-Diktatur durch eine sozialistische Republik. 
Wie wenig die Auseinandersetzungen um die 
Volksfrontpolitik mit zeitweiligen politischen 
Konstellationen, besonderen Ambitionen von 
Parteien oder gar persönlichen Momenten Zu¬ 
sammenhängen, wie sehr ihnen prinzipielle theo¬ 
retische Differenzen, unterschiedliche methodo¬ 
logische Positionen hinsichtlich der Analyse der 
Situation und der Schlussfolgerungen zu Grun¬ 
de liegen, belegt August Thalheimers Broschü¬ 
re vom September 1945 über die Beschlüsse der 
Potsdamer Konferenz. 7 Nach Meinung Thalhei¬ 
mers „war der Nazismus von vornherein völlig 
ohne Resonanz bei den deutschen Werktätigen. 
Das deutsche Volk hätte, wenn es die Freiheit 
dazu bekommen hätte, die Überreste des Nazis¬ 
mus mit einer mächtigen Handbewegung hinweg¬ 
gefegt“. Die „deutsche sozialistische Revolution, 
für die die inneren Bedingungen nach dem Zu¬ 
sammenbruch des Nazismus klar Vorlagen“ wur¬ 
de nur durch die alliierte Besetzung verhindert. 
„Die einzige Form der Demokratie, für welche es 
eine materielle Grundlage in Deutschland gibt, ist 
die Demokratie der arbeitenden Klassen, d.h. die 
den deutschen Verhältnissen angepasste Form der 
proletarischen Diktatur, deren Staatsform in der 
ersten Stufe die deutsche sozialistische Räterepu¬ 
blik sein wird.“ Kein Wunder, dass Thalheimer den 
Aufruf der KPD vom 11. Juni 1945 heftig ablehnt, 
weil er nicht die sozialistische Umgestaltung der 
deutschen Wirtschaft auf die Tagesordnung setz¬ 
te. Die Broschüre wiederholt im Grunde die un¬ 
realistischen, von revolutionärem Wunschdenken 
geprägten und die Dialektik von Demokratie und 
Sozialismus negierenden Positionen der 30er Jah¬ 
re - allerdings hat die Distanz zur Realität noch 
erheblich zugenommen. 

Die hier skizzierten Positionen linker Kriti¬ 
ker der Volksfrontpolitik fallen weit hinter die 
Erkenntnisse und Orientierungen des VII. Welt¬ 
kongresses der Kommunistischen Internationale 
zurück. Ihrem theoretischen und politischen Ge¬ 
halt nach sind dies Versuche, die kommunistische 
Bewegung auf Positionen des VI. Komintern-Kon¬ 
gresses (1928) zurückzuzerren. (...) Diese dogma¬ 
tischen und sektiererischen Positionen erwiesen 
sich theoretisch und politisch als Sackgasse. Ihre 
Wiederbelebung und Aktivierung könnte für die 
sozialistische Bewegung - und für die Finke über¬ 
haupt - nur verheerende Folgen haben. 

Prof. Dr. Heinz Karl ist Historiker und lebt in 
Berlin. Der Beitrag erschien in den Marxistischen 
Blättern, Heft 3/1997, hat aber an Aktualität nicht 
verloren. Er war ein Diskussionsbeitrag auf der 
Konferenz „ Volksfrontpolitik und Sozialisten in 
Regierungen. Geschichtliches und Aktuelles “ die 
im September 1996 in Berlin stattfand. 
Redaktionell gekürzt, mit freundlicher Genehmi¬ 
gung des Autors. 

Der vollständige Beitrag mit allen Fußnoten steht 
im Internet unter www.morgenhell.de (derzeitige 
Seite der neuen Online-Aus gäbe der UZ)) 

Fußnoten und Anmerkungen 

1. Eric Hobsbawm: Das Zeitalter der Extreme. Weltge¬ 
schichte des 20. Jahrhunderts, München/Wien 1995, 
S.191 

2. Vgl. Jakob Moneta: Volksfronten sind zum Scheitern 
verurteilt. Das Beispiel Frankreichs 1934-1938, in: Utopie 
kreativ, H. 55 (Mai 1995) S. 66 und 68-70 

3 E. Hobsbawm: Das Zeitalter der Extreme, S. 209 

4 Eva Sittig-Eisenschitz: An den Fronten des Spanischen 
Bürgerkriegs, 

in: Utopie kreativ, H. 69/70, S. 56/57 

5 R. Tosstorff: Spanischer Bürgerkrieg, Stalinismus und 
POUM, in: Utopie kreativ, H. 69/70 (Juli/August 1996), 
S.83 

6 Th. Bergmann, Der Spanische Bürgerkrieg und die 
Weltpolitik, in: Utopie kreativ, H. 69/70 (Juli/August 
1996), S. 76/77 

7 August Thalheimer: Die Potsdamer Beschlüsse. Eine 
marxistische Untersuchung der Deutschlandpolitik der 
Großmächte nach dem Zweiten Weltkrieg. Hrsg. Gruppe 
Arbeiterpolitik, ohne, ort und Jahr. 

Zitate aus Artikel aus dem „Internationalen Klassen¬ 
kampf“ von 1935 bis 1939, Bremen 1974, 




Toledo 1936: Frauen unterstützen die Volksfrontregierung in Spanien 




m unsere zeit 


Kultur 


Freitag, 10. Juli 2015 11 


Die Freiheitsstatue stand Kopf 

Kunstausstellung der Gruppe tendenzen Berlin „Die Erste“ 


Vom 29. Mai bis zum 27. Juni fand in 
den renovierten Räumen der Chile- 
Freundschaftsgesellschaft Salvador Al¬ 
lende e. V. eine Ausstellung der Künst¬ 
lerinnen und Künstler der Gruppe ten¬ 
denzen Berlin statt. Es beteiligten sich 
Regina Brandt, Bärbel Brede, Micha¬ 
el Chrapek, Joachim Geserick, Marco 
Schaub sowie Dr. Irmgard Voelz. 

Trotz einer finanziell noch nicht ge¬ 
sicherten Situation, was die Anmietung 
der genannten Räumlichkeiten betrifft, 
war diese Ausstellung ein wichtiger 
Schritt: Es wurde Hoffnung gestärkt, 
dass eine schwierige Lage mit verein¬ 
ten Kräften leichter zu bewältigen ist, 
und die Übereinstimmung erzielt, dass 
engagierte, demokratische Kunst in die 
Öffentlichkeit gehört! 

Daher war die Stimmung sowohl bei 
Gästen als auch den Kunstschaffenden 
während der Vernissage wie der Finis- 
sage von Optimismus, Vergnügen und 
vielen anregenden Gesprächen geprägt. 

Der Autor Konstantin Brandt gab 
in seiner Laudatio einen kurzen Über¬ 
blick zu Idee und Konzeption der 
Gruppe tendenzen Berlin und stell¬ 
te die einzelnen Künstlerpersönlich¬ 
keiten vor. Gemäß ihrer Hauptmoti¬ 
vation, sich künstlerisch politisch zu 
artikulieren, stellte die Mehrzahl ge¬ 
sellschaftspolitische Themen dar. Ein 
geeignetes Stilmittel, die Komplexität 
der von Konflikten beladenen gesell¬ 
schaftlichen Ereignisse angemessen 
künstlerisch zu gestalten, ist die forma¬ 
le Umsetzung in einem Simultanbild. 
Dies konnte man in unterschiedlichs¬ 
ten Variationen betrachten. Konsens al¬ 
ler Beteiligten: Mit jeder Menge Ein¬ 
fallsreichtum und Empathie Kunst zu 
entwickeln und zu schaffen, die als Waf¬ 


fe gegen immer aggressivere Kriegspo¬ 
litik und als Mittel für Humanität im 
Umgang mit anderen Völkern und be¬ 
sonders gefährdeten Menschen wirk¬ 
sam sein muss. 

Die Gruppe versteht sich allerdings 
nicht als Kollektiv. Um der künstleri¬ 
schen Freiheit des Einzelnen möglichst 
viel Raum zu geben, gestaltet jede, je¬ 
der seine Ideen danach, 
was ihr oder ihm am 
meisten unter den Nä¬ 
geln brennt. 

Authentizität ist be¬ 
sonders wichtig, wenn 
Kunstwerke überzeugen 
sollen. Besonders span¬ 
nend und originell waren 
in dieser Ausstellung die 
einzelnen Exponate we¬ 
gen ihrer unterschiedli¬ 
chen Motivwahl und in¬ 
dividuellen Malstile. Bei¬ 
spielhaft seien hier einige 
Werke hervorgehoben: 

Regina Brandt zeigte 
Pastelle und ein Ölbild 
mit Landschafts- und 
Blumenmotiven. Irmgard 
Voelz präsentierte zwei 
collagierte Ölbilder von 
zwei Frauen, die sie we¬ 
gen ihres Mutes und En¬ 
gagements stark beein¬ 
druckt hatten. Eins zeigt 
eine Frau, die obdach¬ 
los in den Straßen New 
Yorks lebt, während sie 
sehr klein in einem alten 
Sofa vor Hochhäusern 
Manhattans zwischen ih¬ 
ren Habseligkeiten kau¬ 
ert und in Ruhe Bilder 


malt. Diese vermeintliche Idylle wird 
gestört, weil im Hintergrund, mit dem 
Kopf nach unten, die Freiheitsstatue 
hängt, Freiheit, für wen? 

Marco Schaub aus Gera, das jüngs¬ 
te Mitglied der Gruppe, fängt aktuel¬ 
le Geschehnisse kritisch, teilweise gar 
sarkastisch ein. Seine Bilder „Mörder 
vom Maidan“ oder das über das At¬ 


tentat auf drei Kurdinnen in Paris sind 
heftige Anklagen. Interessant und be¬ 
merkenswert an seinem fast spieleri¬ 
schen Malstil sind sowohl seine Spon¬ 
taneität wie auch die frischen, lebens¬ 
lustigen und kontrastreichen, teilweise 
ungemischten Farben, die die Ernst¬ 
haftigkeit in seiner Kritikaussage zu 
konterkarieren scheinen. 

In ihrem großformati¬ 
gen Ölgemälde mit dem 
Titel „Pasiphae - Erst 
wenn wir ins alle einig 
sind, weht keine Asche 
mehr im Wind“ transpo¬ 
niert Bärbel Brede eine 
tragische Geschichte aus 
der griechischen Mytho¬ 
logie als Metamorpho¬ 
se in die Gegenwart und 
stellt sie in den Fokus des 
bildnerischen Gesche¬ 
hens. Nach einem Zitat 
des Kabarettisten Hanns- 
Dieter Hüsch assoziiert 
sie dazu in Bildsequen¬ 
zen Szenen des aktuellen 
politischen Wahnsinns. 
Menschliche Schicksale, 
der Einsturz des Rana 
Plaza in Bangladesch, 
die panische Flucht aus 
zerstörter Heimat, Hun¬ 
ger und das Ertrinken 
vor Europa, jedoch auch 
Hoffnung auf ein friedli¬ 
ches, unversehrtes Leben 
werden hier in chromati¬ 
schen Pastelltönen fein¬ 
nervig vermittelt. 

Michael Chrapek ex¬ 
perimentiert in unter¬ 
schiedlichen Techniken. 


In einem seiner Bilder entwirft er mit 
pastosen, frischen Farben und nahezu 
abstrakt seine Komposition, „Musik 
als Frieden stiftendes Element“. ,Wir 
Kinder wollen keinen Krieg’, so beti¬ 
telt Joachim Geserick eins seiner Ac¬ 
rylbilder. Sein Motiv bezieht sich auf 
eine Szene der Aktion „Einfallspinsel“ 
der Gruppe tendenzen, bei der Kin¬ 
der anlässlich eines Sommerfestes der 
DKP Berlin zu diesem Thema Bilder 
gemalt haben. Rund um den „Heile- 
Welt-Kinder-Maltisch“ erkennt man 
Elemente aus Lebens(Migrations-) 
hintergründen der abgebildeten Kin¬ 
der. Im Vordergrund fliegt eine Frie¬ 
denstaube in Richtung Drohnen, die 
das Leben der Kinder bedrohen. Wer 
genau hinsieht, kann im Dunkel des 
Himmels Gestirne entdecken - ein 
Plädoyer des Künstlers, die Einma¬ 
ligkeit unseres Planeten und die wun¬ 
derbare Entwicklung allen Lebens zu 
achten und zu schützen. 

Die Ausstellung war eine gelunge¬ 
ne Veranstaltung, darin waren sich alle 
einig. 

Mitglieder der Gruppe tendenzen 
Berlin treffen sich einmal monatlich, 
um zu zeichnen, sich über Aktuelles 
auszutauschen und weitere Aktionen 
wie Gruppen- und Einzelausstellun¬ 
gen zu planen. Bewerbungen können 
gern eingereicht werden - oder einfach 
mal vorbeischauen: Gäste sind herzlich 
willkommen! Geplant sind auch so ge¬ 
nannte ARTeliergespräche zu Theorie 
und Praxis demokratischen Kunstge¬ 
schehens. Bärbel Brede 

Weitere Informationen auf unserer 
Homepage www.gruppe-tendenzen- 
berlin.de 



Irmgard Voelz: In den Straßen von New York; Mischtechnik 


Er schätzte die „Tugend der Aufrichtigkeit“ 

Zum 300. Geburtstag des Fabeldichters Christian Fürchtegott Geliert 


Ein Blinder und ein Lahmer treffen 
sich und beschließen, ihren Weg ge¬ 
meinsam fortzusetzen: „Der Lahme 
hängt mit seinen Krücken/Sich auf des 
Blinden breiten Rücken./Vereint wirkt 
also dieses Paar,/Was einzeln keinem 
möglich war.“ 

Diese bis heute bekannte Fabel 
schrieb Christian Fürchtegott Geliert, 
der am 4. Juli seinen 300. Geburtstag 
hatte. Sie macht die Art seiner Fabeln 
deutlich: Es ging um Lebenshilfe, Ge¬ 
meinschaftssinn und eine praktische 
Sittenlehre, die er mit seinen morali¬ 
schen Lehrsätzen verkünden und ver¬ 
breiten wollte. Es ging um Ordnungen 
durch die Vernunft, Pflichterfüllung 
und Hilfsbereitschaft als Prinzipien des 
Naturrechts. Das und eine ausgepräg¬ 
te Kriegsfeindschaft, die sich mit einer 
Ablehnung des preußischen Militaris¬ 
mus verband, ließen ihn zu einem der 
bekanntesten Dichter seiner Zeit wer¬ 
den. Insbesondere seine Fabeln, meist 
Tierfabeln in Gedichtform, bildeten die 
Grundlage seines Ruhms. 

Auch wenn heute oft hochnäsig 
und ironisch über diesen erfolgreichen 
Schriftsteller der Aufklärung gespro¬ 
chen wird, wenn überhaupt - die meis¬ 
ten Presseartikel und Beiträge anläss¬ 
lich dieses Jubiläums machten keine 
Ausnahme - und ihm Langweiligkeit 
bescheinigt wird, so erscheint das als 
Versuch, einen volkstümlichen Dich¬ 
ter mit klaren moralischen Vorstellun¬ 
gen vom Umgang miteinander aus dem 
aktuellen Bewusstsein, wo Werte wie 
Pflichterfüllung, Ehrlichkeit, Nachbar¬ 
schaftssinn und Bescheidenheit kaum 
mehr gefragt sind, zu verdrängen und 
ins Vergessen zu schicken. Das al¬ 
lerdings ist schon den Stürmern und 
Drängern, die Geliert als „fad“ ein¬ 
schätzten, und Goethe nicht gelungen, 
der bei Geliert in Leipzig studiert hat¬ 
te und mit ihm nach dem Anbruch des 
Sturmes und Dranges und der Genie¬ 
zeit nicht mehr viel anzufangen wusste, 
ihn aber für „brauchbar“ hielt. Geliert 
blieb aktuell, seine Dichtungen wirkten 


als Volksweisheit weiter: „Wenn deine 
Schrift dem Kenner nicht gefällt,/So 
ist es schon ein böses Zeichen;/Doch, 
wenn sie gar des Narren Lob erhält,/So 
ist es Zeit, sie auszustreichen.“ 

Geliert ist auch durch seine Auf¬ 
fassungen von Poesie präsent. Ganz 
der Aufklärung verpflichtet, wollte er 
durch Dichtung unterhalten, erziehen 
und bilden und verließ sich dabei auf 
die alltägliche Vernunft. Gepflegt wer¬ 
den diese Erinnerungen an ihn in der 
sächsischen Stadt Hainichen, der Ge¬ 
burtsstadt des Dichters, die ein bemer¬ 
kenswertes Museum unterhält, 1985 
eröffnet, 2005 nach vierjähriger Sanie¬ 
rung wieder eröffnet, 2010 bereits wie¬ 
der zur Disposition gestellt. Es blieb 
bisher erhalten und erweist sich als le¬ 
bendig und als Anlaufpunkt heutiger 
Schriftsteller und bildender Künstler 
gleichermaßen. 

Geliert war ein vielseitiger Mensch, 
war Aufklärer, Erzieher und Dichter, 
Professor und Philosoph. Seine „Fa¬ 
beln und Erzählungen“ waren im 
18. Jahrhundert neben der Bibel das 
meistverkaufte deutsche Buch; es 
wurde in allen Schichten gelesen und 
Geliert unternahm viel, um auch die 
weniger geschulten Geister mit seinen 
moralischen Vorstellungen zu über¬ 
zeugen. Dazu dienten ihm seine poe¬ 
tischen Bilder, aber auch die Überset¬ 
zung menschlicher Verhaltensweisen 
auf Tiere. Als in der Fabel „Die Biene 
und die Henne“ die beiden Tiere über 
ihre Nützlichkeit streiten, wird die Bie¬ 
ne mit der stillen Dichtung - im Ge¬ 
gensatz zum lautstarken Geschrei der 
Henne - zum Vorbild: „Du fragst, was 
nützt die Poesie?/Sie lehrt und unter¬ 
richtet nie./Allein, wie kannst du doch 
so fragen?/Du siehst an dir, wozu sie 
nützt:/Dem, der nicht viel Verstand be¬ 
sitzt, /Die Wahrheit durch ein Bild zu 
sagen.“ 

Welche Poesie er schreiben woll¬ 
te und auch schrieb, wurde in seinem 
Urteil über den seinerzeit hochverehr¬ 
ten Klopstock erkennbar, dessen gro¬ 



ße Gedanken ihn begeisterten, der aber 
in Anbetracht seiner poetischen Mit¬ 
tel nie „ein Poet für die Welt, sondern 
nur für wenige Leser“ werde. Legenden 
besagen, dass dem mit mäßigem Gelde 
ausgestatteten Geliert -1764 schrieb er 
der Schwester, er sei „vom Gelde ent¬ 
blößt“ - die Menschen Sachgeschen- 
ke, vor allem Nahrung und Holz, ins 
Haus brachten, damit er einigermaßen 
leben konnte. Er bedankte sich mit 
seinen volkstümlichen, lebensnahen, 
weit verbreiteten und verständigen 
Dichtungen, die nicht aristokratische 
Lebensführung, sondern das alltägli¬ 
che Leben einfacher Menschen betraf. 
Viele seiner Gedichte wurden vertont, 
auch von Beethoven und Haydn. 

Christian Fürchtegott Geliert wurde 
1715 als Sohn eines Pfarrers in Haini¬ 
chen geboren und wuchs in wirtschaft¬ 
lich bescheidenen Verhältnissen auf. Er 
besuchte von 1729 bis 1734 die berühm¬ 
te Fürstenschule St. Afra in Meißen, zu 
deren Absolventen auch G.E. Lessing 
gehörte. Danach studierte er in Leipzig 
Theologie, Philosophie und Literatur, 
unter anderem bei Gottsched, und ver¬ 
diente sich nach einer Studienunterbre¬ 
chung 1739 die Mittel für den Studien¬ 
abschluss als Hauslehrer. Er arbeitete 


vier Jahre an den „Bremer Beiträgen 
(Belustigungen des Verstandes und 
des Witzes)“ mit, einer Zeitschrift, die 
Klopstock beförderte und Gottsched 
kritisierte. Nach Zwischenstufen wurde 
er schließlich ein erfolgreicher außer¬ 
planmäßiger Professor, der Dichtung 
und Moral, Rhetorik und Pädagogik 
lehrte. Er war bescheiden und freund¬ 
lich, was als devot gelten konnte, aber 
er entwickelte dabei eine erstaunlich 
selbstbewusste bürgerliche Morallehre, 
die er auch lebte: Als 1758 im Sieben¬ 
jährigen Krieg ein ihn bewundernder 
Husarenoffizier ihm einen Teil seiner 
Kriegsbeute anbot, dazu auch Waffen 
und eine Knute, lehnte Geliert ab, führ¬ 
te den Husar vor den Bücherschrank 
und sagte: „Dieses ist mein Gewehr, 
Herr Leutnant, mit dem ich umzugehen 
weiß ... Wollen Sie sich ein Andenken 
von meiner gelehrten Beute auslesen?“ 
Der Husar wählte sich Gellerts „Trost¬ 
gründe wider ein sieches Leben“ - von 
Geliert auch zum Umgang mit der ei¬ 
genen kränklichen Konstitution ge¬ 
dacht - und wies seine Kameraden 
auf Gellerts einzigen Roman „Leben 
der schwedischen Gräfin von G.“ hin. 
Als der Offizier anbot, Geliert seinen 
Vorgesetzten oder gar Friedrich II. von 
Preußen zu empfehlen, lehnte der mit 
der Bemerkung ab: „... empfehlen Sie 
ihm den Frieden in meinem Namen 
fußfällig.“ Ähnlich antwortete er dem 
König, der ihn schätzte, selbst und erbat 
als entschiedener Kriegsgegner Ruhe 
und Frieden von ihm. 

Als er schließlich ordentlicher Pro¬ 
fessor werden sollte, was ihm finanziell 
geholfen hätte, wollte er, inzwischen 
melancholisch geworden, die Beru¬ 
fung aus gesundheitlichen Gründen 
nicht mehr annehmen. Bei Bekann¬ 
ten entschuldigte er sich, weil er ein 
„hypochondrischer Freund“ sei. Er 
hatte trotz guter Vorsätze und eines 
von ihm behaupteten „Glücks bei den 
Frauenzimmern“ nicht geheiratet und 
starb, einsam wie er gelebt hatte, 1769 
in Leipzig, von vielen betrauert. Sein 


Grab musste zeitweise wegen des An¬ 
drangs gesperrt werden, zumal Besu¬ 
cher eine Handvoll Erde zur Erinne¬ 
rung mitzunehmen versuchten. Aber 
seine letzte Ruhe fand er, nachdem 
sein Grab mehrfach verlegt wurde, erst 
1968 auf dem Südfriedhof. Geblieben 
sind viele seiner Fabeln und Gedich¬ 
te, manche dabei nicht nur belehrend, 
sondern auch satirisch wie jene Glori¬ 
fizierung eines Greises, der sein Leben 
nicht genutzt hat und über den es we¬ 
nig zu sagen gibt: „O Ruhm, dring in 
der Nachwelt Ohren,/Du Ruhm, den 
sich mein Greis erwarb!/Hört, Zei¬ 
ten, hört’s! Er ward geboren,/Er leb¬ 
te, nahm ein Weib und starb.“ Oder das 
Gedicht über einen Selbstmörder, der 
seinen Entschluss ändert: „Er reißt den 
Degen aus der Scheide,/Und - o, was 
kann verwegner sein!/Kurz, er besieht 
sich Spitz 4 und Schneide/Und steckt ihn 
langsam wieder ein.“ 

Geblieben sind einige protestanti¬ 
sche Lieder, am bekanntesten das von 
Beethoven vertonte „Die Himmel rüh¬ 
men des Ewigen Ehre“. Auswahlausga¬ 
ben sind vorhanden. Wer sich überwin¬ 
den kann, den oft lächerlich gemach¬ 
ten Roman „Leben der schwedischen 
Gräfin von G.“ (1747/48) zu lesen, wird 
erstaunt einen durchaus anspruchs¬ 
vollen Abenteuerroman finden, voller 
Verführung und Gefangenschaften, 
Flucht und Blutschande, englischen 
Vorbildern folgend und zu einem der 
ersten deutschen bürgerlichen Roma¬ 
ne werdend. Neben dem Abenteuerli¬ 
chen unternimmt es Geliert, manches 
übertreibend, aristokratisches Leben 
durch bürgerliche Haltungen zu ver¬ 
drängen. Der junge Schiller benutzte 
den Roman für seine „Anthologie auf 
das Jahr 1782“ und empfahl Geliert zur 
Lektüre. Der Roman erschien 40 Jahre 
vor der Französischen Revolution von 
1789, Gellerts gesellschaftskritische 
Überlegungen fanden noch keine po¬ 
litische Entsprechung in der Wirklich¬ 
keit, wirkten aber an deren Herausbil¬ 
dung mit. Rüdiger Bernhardt 
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Diskussionstribüne zur Vorbereitung des 21. Parteitages der DKP 


Fortschritt und Schwäche im Antifa-Abschnitt 


Auf dem ersten Blick dürften die 42 
Zeilen des Abschnitts „Unser antifa¬ 
schistischer Kampf“ im Entwurf für 
den Leitantrag keine kontroversen 
Debatten herausfordern. Zwar ist der 
Abschnitt etwas ausführlicher als in 
den Texten vorhergehender Partei¬ 
tage, aber die Inhalte bergen wohl 
für kein Mitglied unserer Partei eine 
Überraschung. Das gilt auch für die 
in Zeile 360 stehende Aussage: „Wir 
machen deutlich, dass Faschismus an 
der Macht die Diktatur der aggres¬ 
sivsten und am meisten reaktionären 
Teile des Finanzkapitals ist“ - wird 
doch hier die Bestimmung des Fa¬ 
schismus vom VII. Weltkongress der 
Kommunistischen Internationale zi¬ 
tiert, die sich entgegen aller Kritik, 
die von bürgerlicher Seite und von 


rechten und „linken“ Opportunisten 
auf sie zielte, in den antifaschistischen 
Kämpfen seither stets als zutreffend 
bestätigt hat. Dennoch belegt gerade 
dieses Zitat, während es einerseits ei¬ 
nen Fortschritt in diesem Leitantrag 
darstellt, andererseits eine grundle¬ 
gende Schwäche. 

Der Fortschritt besteht darin, dass 
es dieses Zitat überhaupt gibt: Es ist 
das nicht hoch genug zu schätzende 
Verdienst der kommunistischen Welt¬ 
bewegung, mit dieser Bestimmung des 
Charakters von Faschismus und mit 
der damit einhergehenden antifaschis¬ 
tischen Bündnisstrategie eine tragfä¬ 
hige und weit über den antifaschisti¬ 
schen Kampf hinausgehende Orien¬ 
tierung erarbeitet zu haben. Niemand 
sonst, außer den Kommunisten, hat et¬ 


was auch nur annähernd Gleichrangi¬ 
ges geschafft. Darum ist es gut, dass in 
einem Leitantrag erstmals seit langer 
Zeit daran angeknüpft wird. 

Die Schwäche besteht darin, dass 
die Forderung des Leitantrags, „wir 
machen deutlich...“, auf tönernen Fü¬ 
ßen steht. Denn wo und wie machen 
wir das denn wirklich deutlich? In 
den übrigen Passagen des Antifa-Ab¬ 
schnitts wird es zumindest nicht immer 
deutlich. Sonst würde die Forderung 
nach den „möglichst breiten Bündnis¬ 
sen“ nicht so daherkommen, als wäre 
die Breite selber das Kriterium für un¬ 
sere Bündnisse. Wir würden stattdes- 
sen deutlich machen, dass wir gerade 
wegen unserer kommunistischen Sicht 
auf die imperialistische Klassengesell¬ 
schaft auf Bündnisse orientieren, die 


Ausdruck der realen Frontstellung ge¬ 
gen die Monopolbourgeoisie sind, also 
gegen die einzige Klasse, die am Fa¬ 
schismus interessiert ist. Und nur so, 
als Ausdruck realer, an Klasseninter¬ 
essen festzumachender Frontstellun¬ 
gen im antifaschistischen Kampf, kön¬ 
nen und müssen wir Bündnisse suchen 
und fördern, die dann in der Tat sehr 
breit angelegt sind. 

Findet sich die Erkenntnis vom 
Wesen des Faschismus an der Macht 
in der antifaschistischen Arbeit der 
DKP vor Ort wieder? Ich denke, 
auch dies wäre zumindest ausbaufä¬ 
hig. Wenn es aber für die konkrete Ar¬ 
beit ohne Folgen ist, bleibt nur noch, 
dass wir dann uns selber und unseren 
Mitstreitern diese Erkenntnis in der 
Form „und außerdem muss ich noch 


sagen...“ hinterhertheoretisieren. Das 
ist aber keine passende Politik für eine 
Partei, die die Welt verändern will und 
nicht bloß anders interpretieren. 

Mit dem sich für Kommunistin¬ 
nen und Kommunisten gehörenden 
Optimismus lässt sich der Antifa-Ab¬ 
schnitt als Ankündigung verstehen, 
die Kraft unserer marxistisch-leni¬ 
nistischen Weltanschauung - und die 
von Dimitroff vorgetragene Faschis¬ 
mus-Definition ist ein wichtiger Teil 
hiervon - dazu zu nutzen, unsere Po¬ 
litik im antifaschistischen Kampf zu¬ 
nehmend zu qualifizieren. Das würde 
uns und die antifaschistische Bewe¬ 
gung stärken. 

Jürgen Lloyd auf Grundlage einer Diskussion zum Leitan¬ 
trag in der Antifaschismus-Kommission der DKP 


Gute Diskussionsgrundlage, aber verbesserungswürdig 


Der Entwurf ist eine gute Diskussions¬ 
grundlage, bedarf aber einiger Präzisie¬ 
rungen. Ich beschränke mich auf vier 
aus meiner Sicht im Hinblick auf Wirt¬ 
schafts- und Sozialpolitik und Strate¬ 
giebildung wichtige Aussagen. 

1. „Unter dem Vorwand des ,In- 
vestitionsschutzes’ wollen sich multi¬ 
nationale Konzerne selbst den Ansät¬ 
zen einer gesetzlichen Einflussnahme 
entziehen und die Deregulierung der 
Arbeitsbedingungen vorantreiben.“ 
(Zeilen 80-82). Hier sollten wir die 
beiden Haupthebel von TTIP/CETA 
benennen: zum einen die berüchtigten 
Schiedsgerichte, aber auch (und min¬ 
destens genauso wichtig!) die Gremien 
und Mechanismen der Deregulierung 
(im TTIP sog. „Regulatorischer Rat“), 
die diese umfassend, unbeschränkt und 
unumkehrbar machen sollen. Und es 
geht nicht „nur“ um die Arbeitsbedin¬ 
gungen, sondern auch um Finanzpoli¬ 
tik, öffentliche Daseinsvorsorge, Le¬ 
bensmittel- und Umweltrecht, usw. 


2. „Dem deutschen Imperialismus 
ist es gelungen, Deutschland bereits 
vor Ausbruch der Krise im Verhältnis 
zur hohen Produktivität zu einem Nied¬ 
riglohnland zu machen ... Das war die 
Voraussetzung, um mit der sogenann¬ 
ten Exportwalze und unter Nutzung 
von EU und Euro vor allem die Länder 
der südlichen Peripherie der EU aus¬ 
zupressen.“ (87-91). Der Mechanismus 
der Krise und der Krisenabwälzung 
des deutschen Imperialismus wird hier 
nicht erläutert. Das sollten wir aber tun, 
zumal reformistische Kräfte die Krise 
vom Finanzsektor, d.h. aus der Zirku¬ 
lationssphäre heraus, erklären und da¬ 
mit letztlich eine erfolgversprechende 
Strategiebildung der Arbeiterbewe¬ 
gung verhindern. Das plakative Bild der 
„Exportwalze“ sollte erläutert und prä¬ 
zisiert werden: Profitstreben und Kon¬ 
kurrenzdruck erzeugen Druck in Rich¬ 
tung einer möglichst schrankenlosen 
Ausweitung der Produktion einerseits 
und einer möglichst weitgehenden Ab¬ 


senkung von Löhnen und Sozialleistun¬ 
gen andererseits. Resultat ist aufgrund 
der Beschränkung des inneren Mark¬ 
tes eine ausgeprägte Exportorientie¬ 
rung des deutschen Kapitals. Sie stützt 
sich auf eine günstige Produktpalette, 
einen hohen technologischen Standard, 
eine hohe Qualität von Produkten und 
Dienstleistungen, stabile Wirtschaftsbe¬ 
ziehungen sowie zu einem erheblichen 
Anteil auf eine restriktive Lohnent¬ 
wicklung. Für die Abnehmerländer im 
Euro-Raum sind hingegen keine pro¬ 
tektionistischen Maßnahmen und durch 
die Einheitswährung keine Abwertung 
mehr möglich. Ihr einziger ökonomi¬ 
scher Ausweg besteht in der „inneren 
Abwertung“, d.h. der Entwertung der 
Ware Arbeitskraft und Sozialraub. 

3. „Vor allem bei den Teilen der Ar¬ 
beiterklasse, die für die Meinungsbil¬ 
dung innerhalb der Arbeiterbewegung 
entscheidend sind, herrscht im Bewusst¬ 
sein der weitgehende Glaube an die 
scheinbare Interessenidentität mit dem 


Monopolkapital v or... Auf der anderen 
Seite beteiligen sich große Teile der so¬ 
zial Ausgegrenzten nicht mehr oder nur 
sporadisch am politischen Leben, den 
Bewegungen und Kämpfen ... Stand¬ 
ortlogik und Entsolidarisierung schwä¬ 
chen die Überreste des proletarischen 
Internationalismus. In Kombination 
mit stimuliertem Nationalismus und 
Militarisierung ist das der Nährboden 
für rassistische Tendenzen, die wiede¬ 
rum der Spaltung der Klasse, national 
und international, dienen.“ (115-128). 
Diese Darstellung ist m.E. zu stark auf 
die Exportbranchen fixiert. „Selektiver 
Solidarität“ in den Leitbranchen und 
„adressatenloser Unzufriedenheit“ und 
Kapitalismuskritik stehen jedoch dem 
auf zumindest begrenzte Zurückdrän- 
gung der Leiharbeit gerichteten Kurs 
der IGM, aber auch Kämpfen und z.T. 
neuen Kampfformen weniger kampfer¬ 
fahrener und/oder prekarisierter Teile 
der Klasse (z.B. im Handel oder in Tei¬ 
len des öffentlichen Dienstes) gegen¬ 


über, die ausgewertet werden müssen. 
Diese widersprüchliche Realität sollte 
klarer herausgearbeitet werden. 

4. „Die Erringung der politischen 
Macht durch die Arbeiterklasse und 
die Vergesellschaftung der wichtigen 
Produktionsmittel sind die Vorausset¬ 
zung für den Aufbau des Sozialismus.“ 
(153-155). Vor dem Hintergrund, dass 
die Kapitalisten und ihr geschäftsfüh¬ 
render Ausschuss Produktion und Re¬ 
produktion strikt nach Profitgesichts¬ 
punkten organisieren, durch ihre Kri¬ 
senbewältigung jedes Mal die jeweils 
nächste Krise vorbereiten und uns und 
unseren Nachkommen sozial und öko¬ 
logisch unsinnige Großprojekte und 
Irrwege der Produktivkraftentwick¬ 
lung bescheren, gewinnt der Kampf um 
gesellschaftliche Planung eine immer 
größere Bedeutung. Dass diese plötz¬ 
lich nicht mehr zu den Grundvoraus¬ 
setzungen des Sozialismus zählen soll, 
ist nicht nachzuvollziehen. 

Wolfgang Garbers 


Mitgliedschaft in der ELP - eine strategische Frage 


Die Frage, ob die DKP aus der Euro¬ 
päischen Linkspartei (ELP) aus tritt, ist 
von strategischer Bedeutung. Die ELP 
steht für“Transformation“ statt Revo¬ 
lution, sie bejaht prinzipiell die „euro¬ 
päische Integration“, statt sie als impe¬ 
rialistisches Bündnis zu bekämpfen, sie 
verbreitet Illusionen über den Charakter 
und die Funktion der EU und orientiert 
die Arbeiterbewegung auf eine andere 
Verwaltungsform des Kapitalismus. Es 
solle möglich sein, die EU und ihre In¬ 
stitutionen an die Bedürfnisse der Be¬ 
völkerung zu binden, beispielsweise die 
EZB auf das Ziel der Vollbeschäftigung 
zu verpflichten. Die ELP lehnte den 
„Lissaboner Vertrag“ zwar mehrheit¬ 
lich ab, wollte aber einen neuen, „bes¬ 
seren“ Vertrag erreichen, um die Integ¬ 
ration voranzutreiben. Das bis zum 20. 
Parteitag vom Parteivorstand der DKP 
vertretene Ziel war, sich diesem Kurs an¬ 
zunähern und deshalb in die ELP einzu¬ 
treten, sich als Teil der ELP zu verstehen. 

Als Partei auf EU-Ebene muss die 
ELP laut EU-Verordnung die „Grund¬ 
sätze beachten, auf denen die Euro¬ 
päische Union beruht und die in den 
Verträgen verankert sind.“ Diese sind: 
Binnenmarkt, Freizügigkeit für Kapi¬ 
tal und gemeinsame Währung. Für die 
Arbeiterklasse heißt das: koordinierte 
Senkung der Löhne und Einschrän¬ 
kung der sozialen Rechte, damit die 
Monopole auf Weltebene konkurrieren 
können. Wer die EU anerkennt, muss 
auch ihre Spielregeln des Monopolka¬ 
pitals anerkennen. Alexis Tsipras, stell¬ 
vertretender Parteivorsitzender der 


ELP lässt keinen Zweifel daran, dass 
Griechenland Teil der EU, des Euro 
und der NATO bleiben wird. Die Syri- 
za-Anel-Regierung hat den EU-Sank- 
tionen gegen Russland zugestimmt und 
der NATO einen neuen Stützpunkt in 
der Ägäis angeboten. Auch in der PDL 
setzte sich durch, die EU nicht allzu 
sehr anzugreifen, das schade der „Re¬ 
gierungsfähigkeit“. Gysi und Ramelow 
orientieren auf die Ermöglichung von 
Bundeswehreinsätzen, Pazifismus sei 
kein „Handlungskonzept für eine Na¬ 
tion wie Deutschland“ (Ramelow). In 
der Kriegsfrage zeigt sich der Oppor¬ 
tunismus der ELP-Parteien schon län¬ 
ger. Die Abgeordneten der Französi¬ 
schen Kommunistischen Partei haben 
mehrfach nicht gegen Kriegseinsätze 
gestimmt (2013 und 2015). Zur aggres¬ 
siven Assoziierungspolitik der EU ge¬ 
genüber der Ukraine fand die ELP erst 
spät ablehnende Worte. Bereits 2011 
wollten Lothar Bisky und andere ei¬ 
nem Resolutionsantrag des EU-Parla- 
ments zustimmen, der den Krieg gegen 
Libyen ermöglicht hätte. 

Gegen die „Partei neuen Typs“ 

Die ideologische Grundlage der ELP 
bilden vor allem der „Eurokommunis¬ 
mus“ und der „Anti-Stalinismus“. Das 
heißt: Ein parlamentarischer Weg zum 
Sozialismus über Regierungsbeteiligun¬ 
gen im bürgerlichen Staat ist möglich; 
die Abkehr vom „Partei neuen Typs“; 
Pluralität in der kommunistischen Par¬ 
tei. Erklärtes Ziel von Vordenker Mi¬ 
chael Brie war die Zurückdrängung der 


Teile der kommunistischen Parteien, 
die nicht von den Grundlagen des wis¬ 
senschaftlichen Sozialismus abrücken 
wollten. Helmut Scholz (PDL) stellt 
fest: „Gemeinsam ist den Parteien die¬ 
ses Netzwerks der Bruch mit dem Stali¬ 
nismus und mit dem Modell der ,Partei 
neuen Typs‘“. Beim „Anti-Stalinismus“ 
geht es nicht um die wissenschaftliche 
Analyse der Geschichte der kommunis¬ 
tischen Bewegung, sondern um Zuspit¬ 
zung und Spaltung. 

Aufgabe und Orientierung 
der Arbeiterklasse 

Die DKP ist in ihrer Haltung zur EU wi¬ 
dersprüchlich. Die falsche Analyse, die 
EU sei ein entstehender Staat des trans¬ 
nationalen Kapitals, den man demokra¬ 
tisieren könne und durch Regierungsbe¬ 
teiligungen einen Zwischenschritt zum 
Sozialismus einlegen, findet sich zum 
Teil in unserer Programmatik. Dem ge¬ 
genüber steht die Analyse, die EU als 
Bündnis imperialistischer Staaten zu be¬ 
kämpfen und die Arbeiterklasse durch 
antimonopolistische Bündnisse auf den 
Sturz der Bourgeoisie vorzubereiten. 
Die kommunistischen Parteien brau¬ 
chen eine gemeinsame internationale 
Strategie, die entsprechend der natio¬ 
nalen Bedingungen umgesetzt werden 
muss. Diese kann nur von Parteien er¬ 
arbeitet werden, die als Grundlage den 
wissenschaftlichen Sozialismus haben. 
Die ELP ist eine Formation, die diesen 
Prozess erschwert, spalterisch wirkt und 
von dieser Aufgabe ablenkt. 2013 wur¬ 
de die „Initiative von kommunistischen 


und Arbeiterparteien zum Studium und 
zur Ausarbeitung europäischer Fragen 
und zur Koordination ihrer Aktivitäten“ 
gegründet. Die DKP sollte kollektiv und 
breit in der Partei über diesen Ansatz 


diskutieren. Der Austritt aus der ELP 
sollte nur der erste Schritt hin zu einer 
gemeinsamen Erarbeitung einer kom¬ 
munistischen Strategie sein. 

Philipp Kissel 
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m unsere zeit _ Kommunalpolitik _ 

Darf’s ein bisschen weniger sein? 

CDU und SPD fordern Sperrklausel für die Ratsmandate in NRW 



D ie Macht der Herrschenden muss 
durch herrschendes Recht gesi¬ 
chert werden. Zu diesem Rechts¬ 
bereich gehören die Wahlgesetze, die 
festlegen, wer ins Rathaus einziehen 
darf - und wer nicht. Bei den Kommu¬ 
nen gibt es keine Fünf-Prozent-Klau- 
sel. Durch die Vielfalt des kommunal¬ 
politischen Engagements sehen sich die 
„Großen Drei“ (CDU, SPD und Bünd¬ 
nis 90/Grüne erneut beeinträchtigt. Sie 
fordern in NRW die Hürde. Die könnte 
bei drei Prozent liegen (SPD, B90/Grü- 
ne) oder bei 2,5 Prozent (CDU). 

Die DKP Düsseldorf stellt sich da¬ 
gegen. Für die Bezirksdelegiertenkon¬ 
ferenz stellte sie den Antrag, den An¬ 
griff auf das Kommunalwahlgesetz zu 
verurteilen. Der Antrag im Wortlaut: 
„Die Bezirksdelegiertenkonferenz 
(BDK) der DKP Rheinland-Westfa¬ 
len verurteilt die neuerlichen Angrif¬ 
fe von CDU und SPD sowie nun auch 
den gemeinsamen Angriff von SPD 
und Bündnis 90/Die Grünen auf das 
bestehende Kommunalwahlrecht in 
NRW. Die DKP fordert, das Kommu¬ 
nalwahlrecht nicht zu beschädigen und 
keine Prozent-Hürde bei der Vergabe 
der Mandate einzuziehen.“ 

In der Begründung heißt es: In NRW 
gibt es gemäß der Vorgaben des Wahl¬ 
gesetzes bei der Kommunalwahl keine 
Prozent-Hürde, so dass die zu vergeben¬ 
den Mandate dem Stimmenanteil ent¬ 
sprechen können. Durch die Einführung 
würden alle Stimmen nicht berücksich¬ 
tigt, die unterhalb dieser Schwelle lie¬ 
gen. Die Sitze würden entfallen und den 
Parteien zugeschlagen, die oberhalb der 
Schwelle angesiedelt sind. 

1994 hatte der Verfassungsgerichts¬ 
hof (VGH) den Landtag aufgefordert, 
die Notwendigkeit der damals beste¬ 
henden Fünf-Prozent-Klausel zu prü¬ 
fen. 1999 wurde die Fünf-Prozent-Hür¬ 
de durch den VGH abgeschafft, weil 
sie die Chancengleichheit verletze. Am 
13. Februar 2008 erklärte auch das Bun¬ 


desverfassungsgericht, dass die Fünf- 
Prozent-Hürde verfassungswidrig sei. 

2008 scheiterte der nächste CDU/ 
FDP-Anlauf zur Wiedereinführung vor 
dem Gericht. Dennoch forderte MdL 
Hans-Willi Körfgen (SPD) vor zwei 
Jahren, am 13. August 2013, die Hürde 
auf drei Prozent oder wenigstens auf 
1,5 Prozent zu legen. Um eine verfas¬ 
sungbrechende Mehrheit zu sichern, 
waren CDU und SPD bereit, sich ge¬ 
genseitig mit ins Boot zu nehmen. 

SPD und Bündnis 90/Die Grünen 
haben ihrerseits durch die Fraktions¬ 
vorsitzenden Norbert Römer (SPD) 
und Mehrdad Mostofizadeh (B90/Grü- 


ne) am 29. Juni 2015 einen Gesetzent¬ 
wurf an den CDU-FraktionsVorsitzen¬ 
den Armin Laschet geschickt, mit dem 
die Sperrklausel von fünf Prozent wie¬ 
der eingeführt werden soll. Die Zustim¬ 
mung der CDU ist notwendig, weil für 
die Einführung die Landesverfassung 
so ausgehebelt werden muss, dass dem 
VGH die Rechtsgrundlage für seine 
bisherige Rechtsprechung entzogen 
wird. Der aktuelle Anlauf zielt auf eine 
gesetzliche Umsetzung bis zur Kommu¬ 
nalwahl 2019. 

Die Kommunalwahlen sind die 
niedrigste politische Ebene, um Klas¬ 
senverhältnisse und Klassenbewusst¬ 


sein bei Wahlen zu spiegeln. Damit sie 
der Machtsicherung dienen können, 
müssen „Störfaktoren“ ausgeschaltet 
werden. Störfaktoren in diesem Sinne 
sind klassenbewusst in den Rathäu¬ 
sern auftretende kommunistische, lin¬ 
ke und fortschrittliche Mandatsträger. 
Ihre wahlrechtliche Selektierung dient 
der parlamentarischen Absicherung 
der herrschenden Klasse. Auch wenn 
die DKP das politische Primat nicht 
zuerst und allein in den Rathäusern 
sieht, darf dieses Kampffeld von der 
herrschenden Klasse nicht durch legis¬ 
lative Tricksereien in Mitleidenschaft 
gezogen werden. Uwe Koopmann 


Vom Drama zur Tragödie? 

Soziale Liste Bochum zur aktuellen Entwicklung beim Musikzentrum 


„Immer mehr tritt ein, was Kritiker 
des Projektes Bochumer Konzerthaus/ 
Musikzentrum, seit Jahren feststell¬ 
ten, Baukosten und Folgekosten sind 
ebenso unrealistisch berechnet wie 
die verkündeten Fertigstellungster¬ 
mine“, kommentiert Günter Gleising, 
Ratsmitglied der Sozialen Liste die 
neuerliche Kostensteigerung bei dem 
„Leuchtturm“. 

Aktuell will die Stadt zwei Mio. 
Euro zusätzlich für den Prestigebau 
aufbringen und dafür Maßnahmen wie 
den Bau von Schulmensen streichen. 
Der Finanzierungsanteil der Stadt Bo¬ 
chum verdoppelt sich damit. Auch der 
ursprünglich verkündete 28. Juni 2015 
als Fertigstellungstermin wurde mehr¬ 
fach verschoben (Vorlage 20151518). 

Die Soziale Liste Bochum hat seit 
vielen Monaten auf Verteuerungen 


durch Baukostensteigerung, die Nicht¬ 
erfassung aller Kosten und Kostenüber¬ 
schreitungen im Innenausbau hingewie¬ 
sen und den Baubeschluss abgelehnt. 
Gleiches gilt für den Rahmen der Folge- 
und Betriebskosten. Zu fragen ist eben¬ 
so, ob die Bochumer Symphoniker über¬ 
haupt in der Lage sind, wie jetzt vorge¬ 
sehen, auch die „organisatorische und 
wirtschaftliche Verantwortung“ für das 
Musikzentrum zu übernehmen. „Aus 
Sicht der Sozialen Liste ist es skandalös, 
wie die Stadt bei 1,7 Mrd. Schulden, der 
kürzlich verkündeten Haushaltssperre 
und dem Stellen- und Sozialabbau wei¬ 
tere Millionen in das Prestigeprojekt in¬ 
vestiert“, erklärt Helgard Althoff, Vorsit¬ 
zende des kommunalen Wahlbündnis¬ 
ses. Ebenso skandalös ist, wie die Stadt 
immer wieder das Musikhaus als Haus 
für die Musikschule darstellt, gleichzei¬ 


tig aber die Gebühren für teilnehmende 
Kinder erhöht. Auch die Bedingungen 
für die Teilnahme an „Jedem Kind ein 
Instrument (JEKI)“ haben sich deutlich 
verschlechtert. 

In den Fokus der Kritik rücken im¬ 
mer mehr Bochums Kulturdezernent 
Michael Townsend und Oberbürger¬ 
meisterin Dr. Ottilie Scholz. In einer 
Mischung aus Naivität und Verbiegung 
der Fakten hatte Scholz in ihrem Gruß¬ 
wort zum Jahreswechsel 2014/15 zum 
Bau des Musikzentrums den Bochumer 
Bürgerinnen und Bürgern erklärt: „Der 
Bau hat sichtbar Gestalt angenommen. 
Beteiligte Baufirmen sowie städtische 
Mitarbeiter/innen haben durch ihre 
effektive Zusammenarbeit die Fertig¬ 
stellung des Rohbaus im vorgegebenen 
Zeitfenster möglich gemacht“. Neben 
„der neuen Spiel- und Probenstätte der 


Bochumer Symphoniker“ werden auch 
die Bochumer Musikschüler im „kom¬ 
menden Jahr“ ihr Forum finden, so die 
Oberbürgermeisterin. Jetzt sechs Mo¬ 
nate später stellt sich die ganze Situa¬ 
tion völlig anders dar, ist das Bochumer 
Musikzentrum mit vielen Fragezeichen 
und weiteren Belastungen verbunden. 

„Ich bin gewiss kein Hellseher, aber 
dass weitere Kostensteigerungen kom¬ 
men werden erscheint unvermeidlich, 
aber erst nach der Oberbürgermeis¬ 
terwahl“, sagt Günter Gleising, der 
für die Soziale Liste bei dieser Wahl 
antritt. Vor diesem Hintergrund und 
dem abgelehnten Bürgerbegehren 
darf sich niemand wundern, wenn sich 
Menschen von der Kommunalpolitik 
im Bochumer Rathaus abwenden und 
Interesse und Beteiligung an Wahlen 
schwinden. Günter Gleising 


Kirche macht sich in Gießener Kitas breit 

Eltern, Kinder und Beschäftigte werden vereinnahmt 


Weniger als ein Drittel der Kitaplätze 
in Gießen sind in städtischen Einrich¬ 
tungen, die meisten sind kirchlich und 
werden mit staatlichen Geldern unter¬ 
stützt und gefördert. 

Eltern, die für ihre Kinder eine 
weltanschaulich neutrale Einrichtung 
suchen, haben es zunehmend schwe¬ 
rer, obwohl Grundgesetz und Hessi¬ 
sche Verfassung die Trennung von Staat 
und Kirche vorschreiben. Etwa 35 Pro¬ 
zent der Bevölkerung im Kreis Gießen 
gehören keiner Kirche an; in der Stadt 
dürfte der Anteil noch erheblich höher 
liegen. Und die Kirchenaustritte häu¬ 
fen sich: 1 815 Menschen haben 2014 
die Kirchen verlassen, 400 mehr als im 
„Rekordjahr“ 2013. 


Dabei geht es nicht nur um die 
nichtchristlichen Eltern und Kinder, 
die von den Kirchen vereinnahmt wer¬ 
den. Auch die Beschäftigten müssen 
sich dem Diktat der Kirchen beugen. In 
den Stellenausschreibungen ist jeweils 
die Mitgliedschaft in einer Kirche Be¬ 
dingung, was dazu führt, dass manche 
sich nicht getrauen auszutreten, oder - 
noch schlimmer - wieder eintreten 
oder sich „taufen“ lassen müssen. Kir¬ 
chensteuer müssen sie dann auch be¬ 
zahlen. 

Sicher ist der Arbeitsplatz dann 
aber noch lange nicht, denn: Wer ge¬ 
gen den Moralkodex der katholischen 
Kirche verstößt (Ehescheidung...), 
kann wegen der Sonderrechte des 


„Tendenzbetriebes“ entlassen wer¬ 
den. 

Mit der gleichen Begründung dür¬ 
fen die kirchlich Beschäftigten nicht 
streiken. Der aktuelle Streik im Sozi¬ 
al- und Erziehungsdienst macht das 
Missverhältnis deutlich: 240 000 Be¬ 
schäftigte im kommunalen Bereich 
kämpfen faktisch für 500 000 kirchlich 
Angestellte mit. Diese „Tendenz“- Be¬ 
stimmungen sind für Staat und Kirche 
sehr nützlich, damit werden die Rechte 
der Gewerkschaften und Beschäftigten 
ausgehebelt. 

Dieser verfassungswidrige Trend 
zur staatlich geförderten Missionierung 
bei gleichzeitigem Mitgliederschwund 
wird noch verstärkt. Zwar hatte Bür¬ 


germeister Weigel-Greilich 2007 ver¬ 
sprochen, dass keine weiteren städti¬ 
schen Kitas privatisiert werden sollten. 
Doch der im RKH-Gelände geplante 
Kindergarten soll gleich der Kirche 
überlassen werden. 

Und es kommt noch schlimmer. Die 
August-Hermann-Franke Schule will 
auf dem ehemaligen Pascoe-Grund- 
stück ebenfalls eine Kita eröffnen; sie 
gehört zur fanatischen Evangelischen 
Allianz, die neben weiteren „Teufels¬ 
werken“ gegen jede Abtreibung und 
Homosexualität hetzt, die „wie außer¬ 
eheliche Sexualität grundsätzlich un¬ 
vereinbar mit der biblischen Ethik“ sei 
(Spiegel, 21/15). Erika Beltz 

Aus: „Gießener Echo“, Zeitung der DKP Gießen, Juli 2015 
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Wilhelm Hammann 
ist unvergessen 

Erinnerung an einen 
kommunistischen Landrat 

Vor 60 Jahren, am 25. Juli 1955, ver¬ 
unglückte Wilhelm Hammann tödlich. 
Hammann war Kommunist und der ers¬ 
te Landrat nach 1945 im Kreis Groß- 
Gerau. 

Wilhelm Hammann wurde am 
25. Februar 1897 in Biebesheim gebo¬ 
ren. Er wurde Lehrer, war KPD-Land- 
tagsabgeordneter. In der Zeit des Fa¬ 
schismus inhaftierte man ihn. Er wurde 
durch Zuchthäuser und Konzentrati¬ 
onslager geschleppt. Im KZ Buchen¬ 
wald rettete er 159 jüdische Kinder 
vor dem Todesmarsch. Die israelische 
Stiftung in Yad Vashem ehrte ihn da¬ 
für 1984 mit dem Titel „Gerechter unter 
den Völkern“. 

„Der vergessene Landrat“, hieß es 
in der Presse. Ja, man wollte ihn verges¬ 
sen, verdrängen. Die antifaschistische 
Grundstimmung nach 1945 währte nicht 
lange. Die USA, die gemeinsam mit der 
Sowjetunion in der Anti-Hitler-Koali- 
tion den deutschen Faschismus nieder¬ 
gerungen hatten, traten zunehmend 
gegen ihren vormaligen Bundesgenos¬ 
sen auf. Der britische Premierminister 
Churchill kommentierte das Ergebnis 
des zweiten Weltkrieges mit den Wor¬ 
ten: „Wir haben das falsche Schwein 
geschlachtet.“ Es kam der kalte Krieg. 

Wilhelm Hammann war als Kom¬ 
munist wegen seiner Konsequenz und 
Beliebtheit der Militärregierung bald 
ein Dorn im Auge. Als Bundesgenos¬ 
sen suchte man sich in der jungen Bun¬ 
desrepublik schon bald diejenigen, die 
schon „Osterfahrung“ hatten: die deut¬ 
schen Nazis. Der Leiter der Abteilung 
„Fremde Heere Ost“ im faschistischen 
Geheimdienst, General Gehlen, trat 
genauso in die Dienste der Amerika¬ 
ner wie Wernher von Braun, der Leiter 
der V-Waffen-Produktion im KZ Do¬ 
ra-Mittelbau. Ebenso Klaus Barbie, der 
Schlächter von Lyon und viele andere. 

Das entstehende Klima des Kalten 
Krieges duldete keine Kommunisten 
im öffentlichen Dienst. So wurde der 
kommunistische Landrat eines der ers¬ 
ten Opfer der Kommunistenjäger. Es 
wurde eine böse Intrige gebastelt, über 
deren Einzelheiten immer noch nicht 
alles bekannt ist. Auslöser war ver¬ 
mutlich die Tatsache, dass Hammann 
gegen einen US-Offizier vorging, der 
für das Krankenhaus bestimmte Le¬ 
bensmittel für den eigenen Gebrauch 
beschlagnahmte, und es liegt auch der 
Verdacht nahe, dass seine öffentliche 
Forderung an die Militärregierung, die 
Nazis aus der Opel-Betriebsleitung zu 
entfernen, Grund für eine erneute Ver¬ 
folgung war. 

Auf Veranlassung des US-Offiziers 
wurde Hammann verhaftet, aber im Fe¬ 
bruar 1946 von einem amerikanischen 
Militärgericht freigesprochen. 

Inzwischen wurde die Landrats¬ 
stelle mit einem Sozialdemokraten be¬ 
setzt. Die US-Militärbehörden holten 
trotzdem zum zweiten Schlag aus. Am 
22. März 1946 holte die Militärpolizei 
Hammann erneut ab. Nicht die Nazi- 
Direktoren von Opel kamen hinter 
Schloß und Riegel, sondern der An¬ 
tifaschist und Landrat Hammann. Er 
wurde in das US-Internierungslager in 
Darmstadt eingeliefert, kam anschlie¬ 
ßend nach Dachau. Bis im Mai 1947 
blieb er in Haft - ohne Haftprüfungs¬ 
termin. 

Die Würdigung von Wilhelm Ham¬ 
mann im Kreis Groß-Gerau ist eine 
endlose und teilweise blamable Ge¬ 
schichte. Nach der Ehrung in Israel 
landete die Ehrenurkunde von Yad Vas¬ 
hem zunächst in einer Vitrine im Land¬ 
ratsamt und wurde dort gemeinsam 
mit den Urkunden für Hühnerzüchter 
ausgestellt. Lange Zeit wurde Wilhelm 
Hammann in der Fotogalerie der ehe¬ 
maligen Landräte ausgespart. Die So¬ 
zialdemokraten waren halbherzig und 
zögerlich und ließen sich von einer bös¬ 
artig agierenden CDU abschrecken. 

Der „blickpunkt“ hat zum Thema 
viel veröffentlicht. Eine Broschüre zum 
Herunterladen gibt es auf unserer Web¬ 
seite: dkp-mw.de/publikationen. 

Aus: „blickpunkt“, Zeitung der DKP für 
Mörfelden-Walldorf, Juli 2015 
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Wir gratulieren unserer Genossin 
Rosi Lauingerzum 75. Geburtstag 

und unserem Genossen 
Hüseyin Kaya zum 80. Geburtstag. 

Wir danken Euch für Eure Treue zur Partei und 
wünschen Euch gute Gesundheit und Spaß am 
Leben, damit Ihr auch weiterhin an unseren ge¬ 
meinsamen Aktivitäten teilnehmen könnt. 

Eure Genossinnen und Genossen 
der DKP Mainz 



Einladung 

Theoretische Konferenz II 
zum Leitantrag des 21. Parteitags 

„Die antimonopolistische Strategie der DKP 
in Zeiten von Kriegsgefahr, Neofaschismus 
und zunehmender sozialer Polarisierung" 

Samstag, 5. September 2015 ,11 bis 17 Uhr 

Kassel, Bürgerhaus, Holländische Straße 74 

Die Theoretische Konferenz II hat die Beratung und Präzi¬ 
sierung der im Leitantrag formulierten Überlegungen zur 
Strategie der DKP zum Ziel. Nach einer Einführung und Dis¬ 
kussion zur bisherigen Debatte um den Leitantrag im Ple¬ 
num finden folgende Arbeitsgruppen statt: 

„Antimonopolistische Strategie der DKP: 

Quellen, Entwicklung und neue Herausforderungen" 
Referent: Patrik Köbele 

„Arbeiterklasse und antimonopolistischer Kampf 
unter dem Druck von Prekarisierung, digitaler Revolution' 
und Standortlogik" 

Referent: Olaf Harms 

„Antimilitaristischer und antifaschistischer Kampf 
als Teil der antimonopolistischen Grundorientierung 
und der Strategie des revolutionären Bruchs" 
Referent: Hans-Peter Brenner 

Die Konferenz ist öffentlich. 

Der Teilnahmebeitrag beträgt 10 Euro (ermäßigt 5 Euro). 
Um Anmeldung wird gebeten: dkp.pv@t-online.de 


Bruni Freyeisen 

zum 75. Geburtstag 
am 14. Juli 

Genossin Bruni Freyeisen kämpft seit Jahrzehnten für Frie¬ 
den und Sozialismus in den Reihen unserer Kommunisti¬ 
schen Partei. Sie hat Aufgaben übernommen im Parteivor¬ 
stand, in Hessen und in Frankfurt. Als Kämpferin mit roten 
Haaren zeichnete sie sich durch Disziplin, persönliche Be¬ 
scheidenheit und Durchhaltevermögen aus. 

Ihren altersbedingten und aus gesundheitlichen Gründen 
nun erfolgten Rückzug aus den Gremien der Partei bedauern 
wir. Wir vermissen Bruni als streitbare und den Zielen der 
Kommunisten verbundene Genossin in unseren Vorständen. 

DKP Kreisvorstand Frankfurt/Main 
DKP Bezirksvorstand Hessen 
DKP Parteivorstand 


Wolfgang Erdmann 

29.9.1947-3.7.2015 

Unser Genosse Wolfgang verstarb nach schwerer Krank¬ 
heit in seinem 68. Lebensjahr. Wolfgang war seit Jahrzehn¬ 
ten in der DKP aktiv. Er bereicherte die politische Arbeit in 
seiner Grundorganisation in Norderstedt durch zahlreiche 
Beiträge zu den unterschiedlichsten politischen Themen. 
Viele Jahre war er bis zum Ausscheiden aus dem Erwerbs¬ 
leben Betriebsratsvorsitzender, später auch Konzernbe¬ 
triebsrat, in einem großen Maschinenbaubetrieb. Er ge¬ 
noss das Vertrauen der Kolleginnen und Kollegen seines 
Betriebes. Innerhalb seiner Gewerkschaft, der IG Metall, 
war er aktiv in Gremien, Arbeitsgemeinschaften und vor 
allem der gewerkschaftlichen Bildungsarbeit. Seine dort 
gesammelten Erfahrungen konnte er sehr gut in der Ar¬ 
beit für die MASCH in Wedel einbringen. 

Wolfgang war zu vielen politischen Themen unterwegs. 
Wenn er Aufgaben übernahm, erfüllte er sie nicht nur ver¬ 
lässlich, sondern auch in außergewöhnlicher Qualität. 

Als Mitglied der Schiedskommission des Bezirks Schles¬ 
wig-Holstein der DKP stellte er sich z. T. komplizierten Auf¬ 
gaben. 

Seine besondere Aufmerksamkeit galt dem Thema Ab¬ 
rüstung und Friedenspolitik. Hier engagierte er sich bis 
zuletzt z. B. in der Ostermarschbewegung und trat auch 
als Redner auf. Es gelang ihm, komplizierte Sachverhalte 
allgemeinverständlich zu vermitteln und systembedingte 
Zusammenhänge kenntlich zu machen. 

Der Kampf für die Rechte der Werktätigen, für soziale Ge¬ 
rechtigkeit und gegen Militarismus war für ihn ein wesent¬ 
licher Lebensinhalt und eine Quelle seiner Kraft. 

Wir verlieren mit Wolfgang einen liebenswerten und klu¬ 
gen Genossen. Wir sind stolz darauf, dass wir an seiner 
Seite in der DKP kämpfen konnten. 

DKP Schleswig-Holstein 
DKP Norderstedt 


Bücher, Broschüren, CDs: www.uzshop.de 
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Griechenland und wir 

Lucas Zeise Die Währungsunion scheitert* Klaus 
Wagener Eine Veranstaltung auf Zeit - Zur Lage 
Griechenlands, der Eurozone und der Syriza- 
Regierung* Martin Seckendorf Hellas unterm 
Hakenkreuz* Frank Slijper Kanonen, Schulden 
und Korruption - Rüstungsausgaben und 
Krise in Griechenland *Tibor Zenker Die Krise 
als Chance deutscher Vorherrschaft und die 
Bedingungen des Widerstandes* Interview mit 
Nikolas Theodorakis/PAME »Ein Weg aus der Krise 
zugunsten des Volkes« 

Weitere Themen u.a.: 

Frank Deppe Eskalation? Einige Überlegungen 
zur Debatte um die Einheitsgewerkschaft | 
Rainer Perschewski Tarifeinheitsgesetz - Im Diens¬ 
te des Kapitals | Sigurd Mutiger Schuhindustrie: 
Einmal Vietnam und zurück? | Jürgen Maier TTIP 

- Kristallisationspunkt einer europäischen 
Bewegung | Kai Ehlers NATO, Russland, Ukraine 

- ein Versuch rote Linien zu erkennen | Phillip Be¬ 
cher .wo wir regieren - aber nicht die Macht 

haben ...« | Leo Kotier Der Standpunkt des »Vul¬ 
gärmarxismus« | Arno Klönne Rüstungswirtschaft 
und Erneuerung | Stefan Leibold Zinskritik - eine 
Sackgasse der Kapitalismuskritik? | Wolfgang Bitt- 
ner Wie unabhängig sind unsere Medien? - Das 
Beispiel Ukraine-Krise | Ludwig Elm Europäischer 
Gedenktag »23. August« - das falsche Datum 
| Klaus Wagener 200 Jahre Waterloo | Winfried Wolf 
Machtkampf. Streikrecht. Solidarität. Zur De¬ 
batte um den Arbeitskampf der GDL 



Einzelpreis 9,50 € 
Jahresabo 48,00 € 
ermäßigtes Abo 32,00 € 
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Verlag 

Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 
Tel.: 0201-23 67 57 


Mit gerade 90 Jahren ist unser Genosse 

Hermann Krötz 

leider verstorben. 

Hermann hat aus den Erfahrungen von Faschismus und 
Krieg den Weg zur KPD und zur DKP gefunden. 

In sowjetischer Kriegsgefangenschaft wurde er zum über¬ 
zeugten Kommunisten und blieb es ein Leben lang. 

Er war ein stets treuer, konsequenter, aufrechter und be¬ 
scheidener Genosse mit einem starken Gerechtigkeits¬ 
sinn. 

Hermann war Mitglied des Vorstands der Betriebsgruppe 
„Arbeitswelt". 

Er war ein „politischer" Kassierer und ein sehr gewissen¬ 
hafter Kassenrevisor auf Kreisebene. 

Wir verlieren einen Genossen, der kein Freund der großen 
Worte war, doch sein Wort galt, weil es stets fundiert war. 

Ein ehrendes Gedenken für Hermann. 

DKP Rems-Murr und DKP Stuttgart 


Einladung der 

DKP Baden-Württemberg 

zu einer gemeinsamen Mitgliederversammlung 

der kreisfreien Gruppen und Mitglieder, 
um eine/n Delegierte/n bzw. Ersatzdelegierte/n zum 
Parteitag zu wählen. 

Termin: Sonntag, 26. Juli 2015 um 14.00 Uhr 
Ort: Waldheim Sillenbuch, Clara Zetkin Haus 
Stuttgart 
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UZ-Mitarbeiter sucht guten, 
gebrauchten Standherd zum 
günstigen Preis oder Spende 
an die UZ. Selbstabholung 
im Ruhrgebiet möglich. 

Farbe egal - nur braun 
darf er nicht sein :) 

Tel: 0201 17788923 oder 
Mail: info@unsere-zeit.de 

V_y 


POLEN 

Ostseebad Leba 
(100 km v. Danzig) 

Komf. FZ mit Bad, WC, SatTV. 
Ü/F15 Euro/Pers-Tag 
Garten, Parkplatz 
Tel./Fax: 004859 - 866 26 57 
www.sloneczna.interleba.pl 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



/-\ 

Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 

V_/ 
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Toskana, nah am Meer 

www.toskana-biohof.de | 0039.0566. 81478 


Ökohof im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 
Haus oder Häuschen; 
Kinderparadies. 




Entschleunigung: 

Ruhe & Natur satt im Müritz- 
Nationalpark, 2 Fe Wo je 2-3 Fers, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin. 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Imfo; www.trinogga.de 
Tel.: 0331/S70796 (AB) 


Anzeigen helfen der UZ! 


A>cimcö ” 




Inhaber 

Hans-Georg Müller 
Hauptstraße 1 
57392 Schmallenberg- 
Grafschalt 
Hochsauerland 


Tel: 02972-9780-0 
Fax.: 02972-978097 
Restaurant: 

Dienstag Ruhetag 


Hausprospekt 

anfordern 


r 


In unmittelbarer Nahe des Klosters Grafschaft liegt unser 
Gasthof. Wie vor Jahrhunderten sorgt auch heute der Wirt 
persönlich für das Wohl der Gäste, 

Komfortable Zimmer und Räumlichkeiten, gutes Essen, 
gepflegte Getränke, Alle Zimmer haben Bad, Dusche, WC, 
Telefon, Fernseher, die meisten Balkon und Vorraum. Im 
Hotel bereich befinden sich Lift, Sauna, Solarium, Nicht¬ 
raucherzimmer und Kamin, Kinderspielraum, Salatbüffet, 
Frühstücksbüffet. Auch Senioren-Portionen. 
Übernachtung/Frühstück 30,- bis 53,-€ p.P, 

HP 15,50 € p.P. * VP. 22 € p.P. 

Kostenlos Bus-und Bahnfahren im Sauerland. 

Auch Kinderermäßigung 1 Nebensaisonpreise. 

Bei 21 Tagen Aufenthalt im Jahr 10 % Treuerabatt 


mail@gasthof-hBimes.de • www.gasthof-heimes.de 


Zeit für Zeugen - 

Eine Hommage an Ettie und Peter Gingold 

Der Film erinnert an das Lebenswerk von Ettie und Peter 
Gingold, die beide als junge Erwachsene während der 
Okkupation des faschistischen Deutschlands in der fran¬ 
zösischen Widerstandsbewegung Resistance kämpften. 

Sie leisteten entschiedenen Widerstand unter Einsatz 
ihres Lebens, waren 1944 an der Befreiung von Paris 
beteiligt und blieben ihr Leben lang als Kommunisten 
und Antifaschisten in der BRD aktiv. 

Dokumentationsfilm (DVD), ca 35 Minuten 

Preis 7,50 Euro + Porto/Verpackung 



EJH Pr&d jUM atr Elfi» uno P*W 
AuIhM: Hilhui kltyin 


JETZT ONLINE! WWW.UZShop.de 
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Trotz Trommelfeuer stimmte 
breite Mehrheit mit „Nein“ 

Betr.: Ausgang des Referendums in 
GR und Brief Patrik Köbeles an das 
ZK der KKE 

Historische Ereignisse sind mit ihren 
ganzen Auswirkungen erst mit eini¬ 
gem zeitlichen Abstand endgültig zu 
bewerten, aber mit Sicherheit wird der 
5. Juli 2015 in die Geschichte eingehen. 
Trotz nationalem und internationalem 
Trommelfeuer haben fast 2/3 der Grie¬ 
chinnen OXI gesagt zu einer von der 
merkelgeführten EU über die EZB 
bis hin zum IWF oktroyierten Auste- 
ritätspolitik, die vielen Hellenen Ar¬ 
mut und auch Elend brachte. Fast die 
gesamte Linke auch in unserem Land 
feierte das OXI mit, auch jene Mitglie¬ 
der unserer Partei, die in den letzten 
Tagen vor dem Referendum in viel¬ 
fältiger Weise ihre Solidarität mit den 
Griechen und ihrer Regierung zeig¬ 
ten. „Der DKP Parteivorstand erklärt 
seine Solidarität mit dem Versuch des 
griechischen Volkes und seiner Regie¬ 
rung, sich aus der menschenverach¬ 
tenden unsozialen Austeritätspolitik, 
die ihm von der Troika aufgezwungen 
wurde, zu befreien.“ Der Beschluss der 
Tagung vom März wurde vielfach um¬ 
gesetzt. 

Wenn es ein Beispiel gibt in jünge¬ 
rer Zeit dafür, dass breite Allianzen den 
Weg hin zu einer Wende zum demokra¬ 
tischen und sozialen Fortschritt öffnen 
könnten, dann dieses. Das OXI in Grie¬ 
chenland bekam die Zustimmung von 
nochmals 50 Prozent mehr Menschen 
als die derzeitige Regierung bei der 
Wahl im Januar. Selbst in den konser¬ 
vativsten Ecken des Landes waren es 
überall über 50 Prozent in großstädti¬ 
schen Bereichen, aber auch auf land¬ 


wirtschaftlich und touristisch geprägten 
Inseln bis zu über 80. 

Für Irritationen nicht nur in meiner 
Parteigruppe und ihrem Umfeld sorg¬ 
te der Umstand, dass sich die KKE bei 
der Propagierung ihrer schwer nach¬ 
vollziehbaren Haltung ausdrücklich 
auf die Unterstützung der DKP berief. 
Die KKE muss selbst wissen, was sie 
macht, ob durch ihr Agieren mit gut 61 
Prozent für OXI eine bessere Situation 
entstanden ist für die griechische Ar¬ 
beiterklasse als mit den 67, die rechne¬ 
risch möglich gewesen wären. Der Brief 
von Patrik Köbele an das ZK der KKE 
wird kaum Auswirkung auf das Gesche¬ 
hen in Griechenland gehabt haben. Was 
er aber bewirkte, ist, dass die Gräben 
in der DKP ein Stück vertieft wurden. 
Wieder haben einige mir seit Jahrzehn¬ 
ten gut bekannte Mitglieder und Funk¬ 
tionäre der DKP diese verlassen, weil 
sie unser Programm und unsere histo¬ 
rischen Erfahrungen über Bord gewor¬ 
fen sehen. Zu dem Brief unseres Partei¬ 
vorsitzenden an die KKE kann ich nur 
sagen: Nicht in meinem Namen! 

Volker Metzroth , Bad Kreuznach 

Schulmeisterliche Arroganz 

Betr.: „Die Diktatur des Kapitals“, 

UZ vom 3. Juli 2015, S. 1 

In der UZ vom 3. Juli äußern die Ge¬ 
nossen Mörking und Idler im Leitarti¬ 
kel, dass „Tsipras zu glauben scheint 
... beim Referendum gestärkt um ein 
paar kümmerliche Brosamen für das 
zur Verelendung verurteilte griechische 
Volk kämpfen zu können ...“. Und sie 
sagen SYRIZA und dem griechischen 
Volk auch in aller Bescheidenheit, wie 
die Lösung auszusehen hat: „Bruch mit 
EU und NATO als Ausbruch aus dem 
Diktat der Marktorthodoxie“. Die bei¬ 


den UZ-Leitartikler mögen den Kampf 
um „ein paar kümmerliche Brotkrumen“, 
gering schätzen. An der realen Verelen¬ 
dung des griechischen Volkes geht das 
meilenweit vorbei. Die Tsipras-Regie- 
rung ist derzeit die einzige politische 
Kraft in ganz Europa, die der geball¬ 
ten Macht des internationalen Finanz¬ 
kapitals und ihrer politischen Handlan¬ 
ger Widerstand entgegensetzt. Mit ihrer 
möglichen Beseitigung soll ein Exempel 
statuiert werden, das abschreckend auf 
andere Länder in Europa wirken soll. 
Die Botschaft ist klar: Widerstand gegen 
neoliberale Politik wird nicht geduldet. 
In dieser Situation ist Solidarität obers¬ 
tes Gebot, nicht Besserwisserei. Beschä¬ 
mend für eine kommunistische Zeitung 
ist, dass im ganzen Artikel weder der Ge¬ 
danke der Solidarität mit Griechenland 
auftaucht, noch auf die zahlreichen De¬ 
mos und Kundgebungen orientiert wird. 
Stattdessen der schulmeisterliche Rat¬ 
schlag, mit EU und NATO zu brechen. 
Genosse Fülberth kommentierte derarti¬ 
ge „Ratschläge“ unlängst in der UZ tref¬ 
fend: Schön, wenn man auf dem Arsch 
anderer durchs Feuer reiten kann. Und 
wenn das griechische Volk den Ratschlä¬ 
gen von Mörking und Idler nicht folgen 
möchte, dann soll es sich auch selbst um 
seine Brotkrumen kümmern. Alles oder 
nichts ist keine kommunistische Politik. 

Randolph Oechslein , Hof 

Vermisse notwendige 
Solidarität 

Betr.: „Die Diktatur des Kapitals“, 

UZ vom 3. Juli 2015, S. 1 

Verschiedene Veröffentlichungen der 
letzten UZ-Ausgaben sind politisch so 
nicht hinnehmbar. Die Beiträge von 
Manfred Idler/Lars Mörking und der 
Kommentar vom Vorsitzenden Patrik 
Köbele lassen jetzt notwendige Solida¬ 
rität für die griechische Bevölkerung 
vermissen. Forderungen lassen sich aus 
Deutschland leicht formulieren, aber sie 
müssen auch Folgen beachten. 

Was kommt nach einem gewünsch¬ 
ten und geforderten Austritt aus der 
EU? Was sagt denn das Militär und die 
anderen Nato-Staaten zu einem sofor¬ 
tigen Austritt aus Nato und EU? Ist die 
Mehrheit der Bevölkerung überhaupt 
dafür? Ja, eine Revolution und der So¬ 
zialismus in Griechenland wäre gut und 
richtig. Aber es gibt keine revolutionäre 
Situation! 

Ist es überhaupt denkbar unter aktu¬ 
ellen Gesichtspunkten der Machtverhält¬ 
nisse in Europa und der Welt solche Op¬ 
tion erfolgreich in diesem Land durch¬ 
setzen zu können? Meiner Meinung 
nach entscheiden das die Griechinnen 
und Griechen, aus Deutschland sollte 
jetzt vor allem umfassende Solidarität 
kommen, insbesondere von der DKP 
auch mit der von Alexis Tsipras geführ¬ 
ten Regierung. Das kann und muss durch 
notwendige Diskussionen begleitet wer¬ 
den, aber solidarisch und bei Vorrang zur 
Initiierung und Unterstützung von Akti¬ 


onen zur Solidarität. Wir sind auch nicht 
der Lautsprecher dieser KKE-Führung 
in Deutschland! 

Zwei Hinweise zu den letzten Ausga¬ 
ben der UZ. So geht es nicht, Bilder von 
Naziaktionen und von Asylgegnern ohne 
die Darstellung des Widerstandes dage¬ 
gen zu veröffentlichen. Das veröffentlich¬ 
te Bild und die Überschrift des Artikels 
über Freital sind politisch falsch. Ich finde 
es ebenfalls falsch, wenn mit dem Hin¬ 
weis auf den Verfassungsschutz unsere 
Bedeutung unterstrichen werden soll. In 
Artikeln und auch in der Werbung für 
den Shop ist das mehrfach passiert. 

Der Verfassungsschutz ist in keiner 
Weise Beleg für die Bedeutung der DKP, 
oder die Attraktivität von Shop Angebo¬ 
ten. Seit den Zeiten in der Illegalität der 
KPD habe ich gelernt, dass es nur eines 
gibt: Die Geheimdienste zu bekämpfen, 
wo immer es geht und ihnen keinesfalls 
irgendeine Legitimität zuzugestehen - sie 
gehören aufgelöst! 

Heinz Stehr ; Elmshorn 

Verlautbarungsorgan der KKE? 

Betr.: „Die Diktatur des Kapitals“, 

UZ vom 3. Juli 2015, S. 1 

Die Berichterstattung und Kommen¬ 
tierung zu Griechenland in der UZ 
vom 3.7.2015 ist ungeheuerlich. Die UZ 
verkommt offensichtlich zum Verlautba¬ 
rungsorgan der KKE. 

Im Leitartikel auf Seite eins von 
Mörking/Idler heißt es: 

„Die Aussicht auf Umschuldung ist 
die Karotte, die dem Esel vor die Nase 
gehalten wird, damit er weitertrottet. 
Viele Wähler werden dieser Logik fol¬ 
gen ...“ 

Auch wenn offen bleibt, ob hier grie¬ 
chische Wählerinnen als Esel bezeichnet 
werden oder „nur“ Alexis Tsipras - bei¬ 
des ist unerträglich. Dass die KKE die¬ 
se Abstimmung als Wahl zwischen Pest 
und Cholera bezeichnet ist deren Ange¬ 
legenheit. 

Dass Patrik Köbele das nachbetet 
ist peinlich und schädlich für das An¬ 
sehen der DKP z.B. in der Münchner 
Griechenland-Solibewegung. Besonders 
bedanken werden sich die Menschen in 
Griechenland für die guten Ratschläge 
in der UZ: „Bruch mit der EU und der 
NATO“. 

Gut auch, dass Köbele weiß, wie 
das geht: „Da helfen nur revolutionäre 
Kleinarbeit und Klassenkampf“. 

Tolle Idee: Liebe Griechen, vergeu¬ 
det eure Zeit nicht vor Geldautomaten, 
brecht lieber mit der EU und NATO 
und macht endlich Klassenkampf (so 
wie wir). 

Walter Listl, München 


Wir bitten darum, uns kurze Leserzu¬ 
schriften zuzusenden. Sie sollten unter 
der Länge von einer Spalte bleiben. Die 
Redaktion behält sich außerdem vor, 
Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 


termine@unsere-zeit.de 

fr ★ iojÜlTBHHM 


Schweinfurt: „Solidarität mit Kobane/Ro- 
java!“, Gruppenabend der DKP. Gabelsber¬ 
gerstraße 1,19.00 Uhr. 


SO ★ 12. JULI 


Nürnberg: Jahreshauptversammlung 
2015 der DKP Gruppe Nürnberg. R0Z, 
11.00 Uhr. Im Anschluss Filmvorführung 
„Kuhle Wampe oder wem gehört die Welt“ 
(Deutschland 1932), 17.00 Uhr. 


Ml ★IS.JULI 


Hamburg: „Die Mitmachfalle - Bürger¬ 
beteiligung als Herrschaftsinstrument“. 
Thomas Wagner, der Autor der „Mitmach¬ 
falle“ , stellt sich diesen Fragen beim Ha¬ 
fenfrühstück der KulturWerkstatt Harburg. 
Kanalplatz 6 am Binnenhafen, 11.00 Uhr. 

Göttingen: „Jenny Marx - Die Biogra¬ 
phie“ . Buchvorstellung und Lesung des 
Werkes von Angelika Limmroth. Buchladen 
Rote Straße, Nikolaikirchof 7,19.00 Uhr. 


DO ★16. JULI 


Hof (Saale): „Wer rettet wen?“ Filmabend 
von KV-DGB und KV-GEW. „Galeriehaus“, 
Sophienberg, 19.00 Uhr. 


FR ★ 17. JULI 


Bochum: „Das kleine Schwarzbuch der 
deutschen Sozialdemokratie“, Lesung 
und Diskussion der DKP mit dem Autoren 
Konstantin Brandt. Kulturzentrum Bahnhof- 
Langendreer, Raum 4, Wallbaumweg 108, 
19.30 Uhr. 


SA ★18. JULI 


München: „Fest der Solidarität“ verschie¬ 
dener linker Organisationen mit Infostän¬ 
den, Interviews zu aktuellen Themen, 
Musik, Essen und Trinken. Rotkreuzplatz, 
13.00 Uhr bis 21.00 Uhr. 


MO ★ 20. JULI 


Dortmund: Treffen der DKP-Gruppe Nord. 
Z, Oesterholzstraße 27,19.30 Uhr. 


Dl ★ 21. JULI 


Dortmund: Treffen der DKP-Gruppe Ost. 
Lenteninsel, 19.00 Uhr. 


Ml ★ 22. JULI 


Röthenbach/Pegnitz: „Kommunalpoli¬ 
tik und Spenden für das UZ-Pressefest 
2016“, Versammlung der DKP Nürnber- 
ger Land. „Floraheim“, 19.00 Uhr._ 

Stadtlohn: Bildungsabend der DKP im 
Kreis Borken. Parteiraum bei Tenbusch, 
Vredenerstraße 54,19.15 Uhr. 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte so schnell wie möglich, spä¬ 
testens am Freitag eine Woche vor dem 
Erscheinungstermin der entsprechenden 
Ausgabe der UZ, möglichst auch mit Anga¬ 
be des Themas der Veranstaltung an ter- 
mine@unsere-zeit.de oder UZ-Redaktion, 
Hoffnungstraße 18,45127 Essen. 


Finanzbarometer für das Pressefest 2016 

Weiterhin trudeln Spenden und auch die ersten Buttons-Abrechnungen auf 
unserem Pressefestkonto ein. An alle Spender herzlichen Dank, einen beson¬ 
deren für die 500-Euro-Spende an Inge. Aber auch kleine Spenden helfen uns 
weiter. Daher hier noch mal die Bankverbindung: 


Das Pressefestkonto der DKP 
DKP-Pa rteivorstand, 

GLS Bank Bochum, 

Konto-Nr. 4002 487 501, 

BLZ 430 609 67, 

IBAN DE63 4306 096740024875 01 
Stichwort: Pressefest 2016 



Buttonverkäufe 

Spenden/Zuschüsse 

Stand 7. Juli 2015 


1 485,00 Euro 
5 960,00 Euro 

7.445,00 Euro 




Jetzt abonnieren und Prämie sichern! 


4 


Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 
Das Abonnement verlängert sich um ein Jahr, wenn es 
nicht spätestens 6 Wochen vor Ende des Bezugszeit¬ 
raums gekündigt wird. (Bitte eine Aboprämie auswählen) 


NEU! 3 - Monats - Abo zum Kennenlernen 
(Sonderpreis 10,-€) 


Ihre Prämie für ein Jahresabonnement (bitte ankreuzen) 



Harald Neubert: 

Europäische 
Nachkriegs¬ 
ordnung 
(Buch, 300 S.) 


□ 


□ Jahresabo (Preis nach eigenem Ermessen) 


□ Normalabo (126,-€/Jahr) 

□ Ermäßigter Preis (72,- € / Jahr) 

□ Förderabo (mindestens 160,- € / Jahr)* 

Ich zahle mein UZ-Abonnement 

□ monatlich □vierteljährlich □ halbjährlich □ jährlich 

*Alle Preise inkl MwSt. und Versand (Sie sparen bis 6,- € pro Jahr 
durch die Erteilung einer Einzugsermächtigung). 


Ihre Prämie für ein 3-Monats-Abo (bitte ankreuzen) 


Josef Schleifstein: 

Einführung in das 
Studium von 
Marx, Engels 
und Lenin 
(Buch, 165 S.) 

□ 



Name, Vorname 


I I Einzugsermächtigung / SEPA-Lastschriftmandat 


Straße, Nr. 


KTO / IBAN 


PLZ, Ort 


BLZ / BIC 


Telefon, E-Mail Datum, Unterschrift: 

Coupon einsenden oder per Mail schicken: CommPress Verlag GmbH . Hoffnungstraße 18.45127 Essen . E-Mail: info@unsere-zeit.de 
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Spendenkonten des DKP-Parteivorstandes: 

Für zentrale Arbeit: 

GLS Bank, Bochum, BLZ 43060967, Konto-Nr. 4002487500 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Meine progressive Woche 

Vom 27. Juni bis 3. Juli 



Bei 37 Grad im Schatten versammelten sich am Freitag, dem 3 . 7 ., etwa 700 Menschen in der prallen Sonne zwischen Kölner 
Dom und Hauptbahnhof, um das griechische Volk und seine Regierung bei ihrem Kampf gegen die EU-Spar-Zwangsjacke 
zu unterstützen. Das „Kölner Blockupy Bündnis“ und das „Griechenland Solidarität Komitee Köln“ hatten aufgerufen. 

Nach der Auftaktkundgebung ging man zur Kölner SPD-Zentrale und zum CDU-Büro, wo ebenfalls Kundgebungen 
abgehalten wurden. Neben den kämpferischen Reden heizte „Klaus, der Geiger“ den Regierungsparteien mit frisch 
geschriebenen Solidaritätsliedern ein. Da kochte der Asphalt. 

Die Kölner DKP war gut vertreten und mit ihren Fahnen jederzeit gut sichtbar. AR 


Der DFB und die Migrantenfrage 

Kurswechsel aus Überzeugung oder durch (Erwartungs-)Druck? 


Dienstag 

22 000 Ja-Sager demonstrieren heute auf 
dem Syntagma-Platz vor dem griechi¬ 
schen Parlament in Athen. So vermeldet 
es der TV-Kanal SKAI. Er gehört zu der 
Gruppe von Privatsendern, die 95 Pro¬ 
zent des Fernsehmarktes beherrschen. 
Das öffentliche Fernsehen ERT ist erst 
durch die Regierung Tsipras wieder zum 
Feben erweckt worden. 

Auch ERT berichtet über die De¬ 
monstration. Der Beitrag dauert 4:39 min 
und ist fast genausolang wie der gestrige 
Bericht (4:50 min) über die 13 000 Nein- 
Sager, die am gleichen Ort demonstriert 
hatten. SKAI hatte geschwiegen. Vier an¬ 
dere Privatsender hatten immerhin 0:40, 
1:01, 1:30 und 1:12 min berichtet. Über 
die Demonstration der Ja-Sager berichtet 
SKAI heute 7:15 min. Die anderen Pri¬ 
vaten widmen der oppositionellen Demo 
8:10,14:30, 7:18 und 5:41 min. Nach Fern- 
seh-Minuten liegt das Regierungslager 
13:41 zu 40:18 min zurück. Bei solchen 
Verhältnissen hätten wir hierzulande wo¬ 
möglich schnell eine Finks-Regierung. 

Bleibt die Frage, wo kommen so vie¬ 
le Ja-Sager her. Ein Teil von ihnen mit 
Bussen aus ganz Griechenland; die sind 
gechartert worden von Firmen wie No¬ 
kia, Siemens, Aegean, Hertz, Fuji-Film, 
Novartis und anderen. In die Busse hin¬ 
eingesetzt haben die Bosse ihre Angestell¬ 
ten - begleitet von Drohungen wie Entlas¬ 
sung oder Fohnkürzung. Der Unterneh¬ 
mer Gregory Farmakis, Mitglied der Nea 
Demokratia, twitterte:„Ich werde meinen 
Angestellten verkünden, dass ihre Gehäl¬ 
ter heute auf dem Syntagma-Platz (bei der 
Pro-JA-Kundgebung) gezahlt werden. 
Nur denjenigen, die dort erscheinen.“ Wie 
man sieht, gibt es durchaus unterschied¬ 
liche Vorstellungen von einer funktionie¬ 
renden Demokratie. Die Kapital-Variante 
läuft bekanntlich wie geschmiert. 

Donnerstag 

Geschmiert wird nicht nur diesseits des 
Atlantiks, sondern auch am Sitz des In¬ 
ternationalen Währungsfonds (IWF), der 


Heinrich Fink setzt sich weiterhin ge¬ 
gen den Freistaat Bayern und den dor¬ 
tigen „Verfassungsschutz“ zur Wehr. 
Die Behörde hatte in ihren jährlich 
herausgegebenen „Verfassungsschutz¬ 
berichten“ über die Jahre 2010, 2011 
und 2012 über Aktivitäten Finks und 
des damals noch von ihm geführten 
antifaschistischen Verbandes berichtet. 
Fink, immerhin ehemaliger Rektor der 
Berliner Humboldt-Universität zu Ber¬ 
lin, sowie über zwei Legislaturperioden 
Bundestagsabgeordneter für die dama¬ 
lige PDS und renommierter Theologe, 
liefere „besonders häufig Belege für 
den kommunistisch gefärbten linksex¬ 
tremistischen Antifaschismus, Antimi¬ 
litarismus und Antikapitalismus, der in 
großen Teilen der VVN-BdA vertreten 
wird“, wusste die Behörde zu berichten. 

Fink setzte sich dagegen vor dem 
Verwaltungsgericht München zur Wehr. 
Beim letzten Verhandlungstermin am 
2. Oktober 2014 konnte erreicht wer¬ 
den, dass der Freistaat Bayern seine 
Behauptung im „Verfassungsschutz¬ 
bericht“ 2010, Fink sei SED-Mitglied 
gewesen, zurücknehmen und die ent¬ 
sprechenden Stellen schwärzen muss¬ 
te. Der Vorsitzende Richter hatte au¬ 
ßerdem deutlich gemacht, dass die 
Gegenseite, also letztlich der „Verfas¬ 
sungsschutz“, die Beweislast auch für 
die anderen von Fink bestrittenen Be¬ 
hauptungen trage. Insbesondere also, 
dass der Kläger informeller Mitarbeiter 
(„IM Heiner“) der Stasi gewesen sei. 
Dementsprechend wurde beschlossen, 
dass die Fink betreffenden Unterlagen 
des Bundesbeauftragten für die Stasi¬ 
unterlagen hinzuzuziehen seien. 

Die inzwischen vorliegende um¬ 
fangreiche Auskunft - mit mehr als 100 
Blatt Anlagen - versucht, den Vorwurf 
der bekannten Behauptungen mit sei¬ 
tenlang aufgelisteten Dokumenten zu 
belegen. Eine Verpflichtungserklärung, 
handschriftliche Berichte des Mandan- 


wohl nicht zufällig in Washington, D.C. 
liegt. Das ist da, wo Frau Merkel noch 
nicht ganz das Sagen hat, obwohl sie nun 
doch schon soooooooo lang die mäch¬ 
tigste Frau der Welt ist. 

Der IWF legt heute - mehr oder we¬ 
niger unbeachtet von den deutschen Me¬ 
dien - einen hochbrisanten Report über 
Griechenland vor: „Preliminary draft 
debt sustainability analysis“ steht über 
dem Papier, Google übersetzt das mit 
„ Vorentwurf Schuldentragfähigkeitsana¬ 
lyse “ und drin steht der bemerkenswerte 
Satz, dass eine Fockerung des umstritte¬ 
nen und erfolglosen Austeritätskurses für 
Griechenland auch einen Schuldenschnitt 
notwendig machen würde. Genau das, 
was die Regierung Tsipras fordert und 
was allen voran Schäuble seit Monaten 
gebetsmühlenartig verweigert. 

Und deswegen ist es wohl kein Zufall, 
dass laut reuters nicht genannte EU-Re¬ 
gierungen versucht haben, die Veröffent¬ 
lichung zu stoppen (wenn da nicht wie¬ 
der der Wolfgang allen voran war). Das 
klappte wohl vor allem deswegen nicht, 
weil die Damen und Herren von nebenan, 
Ecke Weißes Haus und Capitol, die so¬ 
fortige Veröffentlichung verlangten. Die¬ 
ses Rad dreht sich offensichtlich nicht nur 
zwischen Korfu und Thessaloniki, Kava- 
la und Kalamata; sondern auch z. B. zwi¬ 
schen Kiew und Washington. Frau Merkel 
wird aufpassen müssen, dass dieses Rad 
nicht über ihr schönes Kanzleramt in Ber¬ 
lin geht. Das ist dann zwar immer noch 
schön (vielleicht sogar schöner), aber 
nicht mehr ihres. 

Freitag 

Auf der Griechenland-Solidaritäts-Demo 
in Köln ist heute wie mit Händen greifbar, 
dass es nicht um Griechenland und nicht 
um Europa geht, sondern um den Kampf 
gegen die Verelendungspolitik, mit der das 
Kapital Millionen Menschen in Europa 
(und auf der ganzen Welt) überzieht. Das 
Bewusstsein der internationalen Solidari¬ 
tät ist stark und gibt Mut. Weiter so. 

Adi Reiher 



Heinrich Fink, Ehrenvorsitzender 
der Vereinigung der Verfolgten des 
Naziregimes - Bund der Antifaschis¬ 
ten (VVN-BdA). 

ten, Fotos oder andere eindeutige ob¬ 
jektive Beweismittel sind nach wie vor 
nicht darunter. Da Fink den Vorwurf 
der MfS-Tätigkeit weiterhin entschie¬ 
den zurückweist, hat sein Rechtsanwalt, 
Hans-Eberhard Schultz, Beweisanträge 
auf eidliche Vernehmung seines Man¬ 
danten durch das Gericht und zweier 
früherer MfS-Offiziere als Sachver¬ 
ständige Zeugen gestellt. „Jahre nach 
der umstrittenen Entlassung meines 
Mandanten als erstem frei gewählten 
Rektor der Humboldt-Universität zu 
Berlin nach der Wende wurde in ei¬ 
nem Strafverfahren vor dem Berliner 
Amtsgericht gegen die beiden ehemali¬ 
gen Stasi-Offiziere festgestellt, dass ein 
anderer Mitarbeiter, der auch ,Heiner 4 
genannt wurde, es war, der unter dem 
Decknamen ,IM Heiner 4 vom evan¬ 
gelischen Kirchentag berichtet hatte“ 
erinnerte Schultz. Den „Verfassungs¬ 
schutz“ scheinen derlei Fakten jedoch 
nicht wirklich zu interessieren. 

Markus Bernhardt 


Ein guter Freund schreibt zurzeit sei¬ 
ne Abschlussarbeit über den Umgang 
des DFB mit seiner Vergangenheit im 
Nazireich und aktuelle DFB-Projekte 
in Bezug auf Migration. Quintessenz 
der Arbeit ist, dass der DFB es einer¬ 
seits geschafft hat, sich (soweit öffent¬ 
lich eingefordert, aber keinen Deut 
mehr) mit seiner Verstrickung in den 
deutschen Faschismus auseinanderzu¬ 
setzen und ein paar Projekte (Integ¬ 
rationspreis etc.) zu fördern, die auch 
heute zum guten Ton in bürgerlich-de¬ 
mokratischen Gesellschaften gehören. 
Bei den letzten DFB-Präsidenten hat 
er sogar Ansätze eines fortschrittlichen 
Bewusstseins ausgemacht, die angeb¬ 
lich dazu führen, dass jetzt auch junge 
Migrantinnen und Migranten im Fuß¬ 
ball gefördert werden. Zugleich, stellt 
er fest, halten sich Vorurteile gegen¬ 
über den Einwandererkindern wacker. 

Warum geht der DFB wie 
mit den Migrantinnen um? 

„Emre, Deniz und Lejat lassen sich von 
nichts aufhalten. Sie verbreiten Angst 
und Schrecken - aber nur im gegne¬ 
rischen Strafraum“ - so der Integrati¬ 
onsspot des DFB aus dem Jahr 2011, 
indem man eine Gruppe jugendlicher 
Migranten mit umgedrehtem Baseball¬ 
cap durch einen Bahnhof laufen sieht. 
In einem anderen Werbespot heißt es: 
„Emre, Deniz und Leyat schlagen im¬ 
mer wieder zu - der kleinste Fehler 
reicht und die Jungs langen gnadenlos 
hin 44 Der Spot endet jedoch damit, dass 
der DFB seine Freude darüber zum 
Ausdruck bringt, dass die jungen Mi¬ 
grantinnen ihre Wut und Gewalt nun 
nicht mehr in der S-Bahn, sondern auf 
dem Fußballplatz einbringen - und 
dem DFB bzw. den jeweiligen (Ju- 
gend-)Nationalmannschaften so zu 
Titeln verhelfen. 

Hier zeigt sich: Die alten Vorurtei¬ 
le können ruhig bestehen bleiben, der 
Integration in den deutschen Fußball 
ist das nicht abträglich. Der Hang zur 
Brutalität und die List (siehe Videozi¬ 
tat), die sonst als negative Zuschrei¬ 
bung funktioniert, wird nun einfach 
positiv gewendet und der DFB hat 
seine Pflicht gegenüber Forderungen 
der Umwelt (Zivilgesellschaft, Staat 
usw.) erledigt und zugleich interne Le¬ 
gitimationsprüfungen (Fußballorgani¬ 
sationen werden an Titeln gemessen) 
bestanden. Vorurteile (also Rassismus) 
und Fußballmigranten sind also kein 
Widerspruch, sondern die Human Re- 


source-Strategie des DFB im 21. Jahr¬ 
hundert. 

Immer mehr Migranten 
in der Nationalelf? 

Kaum spielten die ersten dunkelhäuti¬ 
gen Fußballer in der deutschen Natio¬ 
nalmannschaft, befürchteten NPD und 
Co., dass es bald gar keine autochtho- 
nen (eingeborenen) deutschen Fuß¬ 
baller mehr geben würde. Untersucht 
man die ethnische Zusammensetzung 
der Nationalmannschaft jedoch über 
die Zeit (sagen wir, ab 1998), kann man 
feststellen: Ist alles Quatsch. Zwar hat 
der Anteil der Fußballmigranten zwi¬ 
schen WM 1998 (0) und 2010 (11 Spie¬ 
ler) sukzessive zugenommen, danach 
allerdings auch wieder abgenommen 
(EM 2008:7; WM 2014:6). Weder ster¬ 
ben also die eingeborenen Deutschen 
aus, noch ist ein hoher Migranten¬ 
anteil ein Erfolgsgarant. Was jedoch 
nicht bestritten werden kann, ist, dass 
die Einbindung von Migranten in den 
Sport - gepaart mit einer professiona¬ 
lisierten sportlichen Frühförderung 
auf allen Ebenen - dazu geführt hat, 
dass junge Fußballtalente immer frü¬ 
her entdeckt werden und durch den 
erhöhten Konkurrenzkampf auch 
gezwungen werden, immer besser zu 
werden. Die Integration zusätzlicher 
Spieler erhöht nämlich nicht nur den 
Gesamtpool an potenziell interessan¬ 
ten Spielern, sondern führt auch zu ei¬ 
nem stärkeren Kampf um die begrenzt 



vorhandenen Positionen als Profifuß¬ 
baller. 

So liest sich der aktuelle Umgang des 
DFB mit Migrantinnen weniger als 
demokratische Lovestory, sondern als 
interner Lernprozess, in dessen Ablauf 
der DFB gemerkt hat, dass sich mit 
mehr Fußballern einfach mehr Titel ho¬ 
len lassen. Der (auch medialen) Wirk¬ 
samkeit tut es dann keinen Abbruch, 
wenn zugleich rassistische Bilder in den 
Köpfen der Funktionäre weiterleben, 
im Gegenteil: Sie können sogar - als 
positiv gewendete Zuschreibungen - 
das Schmiermittel der Integrationsma¬ 
schine DFB sein. Moritz Böse 


Der rote Kanal 


Schuften bis zum Schluss, D 2015 

Die Schere zwischen Arm und Reich 
geht in Deutschland immer mehr aus¬ 
einander. Das trifft auch die Rentner. 
Seit 2006 hat sich die Zahl der in Ar¬ 
mut lebenden Rentner vervierfacht. 
Konkret heißt das: Wer als Alleinste¬ 
hender weniger als 979 Euro netto 
im Monat zur Verfügung hat, ist arm. 
37° begleitet Rentner, die ums tägli¬ 
che Überleben kämpfen. Solange sie 
bei stabiler Gesundheit sind, geht das 
ganz gut - aber was, wenn sie krank 
werden? 

Di., 14.7., 22.15-22.45 Uhr, zdf 

Hummeln - Bienen im Pelz 

Hummeln sind dicker, haariger und 
ruhiger als die zur gleichen Familie 
gehörenden Honigbienen, aber weit 
weniger aggressiv und bedrohlich als 
Wespen. Der Film folgt in den Alpen 


einer Jungkönigin durchs Jahr und ge¬ 
währt einmalige Einblicke in Struktur 
und Verhalten der Hummelvölker. 

Mi., 15.7., 20.15-21.00 Uhr, 3sat 

More Than Honey - Bitterer 
Honig, CH/D/A 2012 

Seit den frühen 2000er-Jahren kommt 
es weltweit zu einem massiven Bie¬ 
nensterben. Über die Gründe wird viel 
spekuliert, jedoch eines ist klar: Wenn 
die Bienen weiter sterben, wird sich 
das auch auf die Menschen auswirken. 
Der Filmemacher Markus Imhoof be¬ 
gibt sich in seinem vielfach preisge¬ 
krönten Dokumentarfilm „More Than 
Honey - Bitterer Honig“ auf die Suche 
nach den Ursachen des globalen Bie¬ 
nensterbens und fragt nach den Folgen 
für Mensch und Natur. 

Mi., 15.7., 21.00-22.30 Uhr, 3sat 


„Kein Interesse an Fakten“ 

VS Bayern diffamiert Heinrich Fink 




















